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Alle  Redite  vorbehalten. 


Aus  Problemen 
der  Verfassungsgeschichte  Polens.'^ 

Es  war  der  polnischen  Republik  nicht  vergönnt,  die  Morgen- 
röte des  XIX.  Jahrhunderts  zu  erleben.  Sie  ging  unter  gerade 
beim  Herannahen  jener  großer  Ereignisse,  welche  ganz  Europa 
aufrütteln,  seine  politische  Landkarte  gründlich  umbilden  und 
für  ein  volles  weiteres  Jahrhundert  neue  Bedingungen  poli- 
tischer Entwicklung  der  Staaten  und  Nationen  schaffen  sollten. 
Sie  ging  unter  gerade  in  jenem  Augenblick,  als  —  im  Westen 
Europas  —  zum  ersten  Male  neue  Losungsworte  für  eine 
vollständige  Umgestaltung  der  inneren  Struktur  der  Staaten 
und  Gesellschaften  mit  mächtiger  Stimme  ertönten;  Losungs- 
worte, die  zunächst  nur  teil-  und  stellenweise  verwirklicht, 
später,  vornehmlich  durch  ein  ganzes  Halbjahrhundert,  in  den 


')  Obige  Arbeit,  die  bereits  in  polnischer  Sprache  (Z  zagadnieii  ustrojo- 
wych  Polski,  Studya  nad  historya  prawa  polskiego  VI,  2.  Lwöw  [Lemberg]  1915) 
erschienen  ist,  war  zuerst  für  einen  ölfentlichen  Vortrag  bestimmt,  ist  aber  unter 
der  Feder  zu  Umfangen  einer  größeren  Abhandlung  herangewachsen.  Ihre  äußere 
Struktur  wurde  jedoch  dem  früheren  Zweck  angepaßt:  es  fiel  der  Ballast  der 
Zitate  weg,  welche  die  einzelnen  in  diesen  Betrachtungen  angeführten  Tatsachen 
belegen  sollten.  Daß  die  historische  Fundierung  jeder  Tatsache  aufs  Gewissen- 
hafteste untersucht  und  überprüft  wurde,  braucht  nicht  wohl  erst  besonders 
unterstrichen  zu  werden;  gegebenenfalls  kann  jede  der  hier  angeführten  Einzel- 
heiten durch  Quellen-  und  Literaturzitate  unterstützt  werden.  Über  das  Verhältnis 
dieser  Betrachtungen  zu  den  früheren  Arbeiten  des  Verfassers  muß  zunächst  darauf 
hingewiesen  werden,  daß  in  manchen  Abschnitten  seine  früheren  Beobachtungen, 
die  in  der  polnischen  Historischen  Vierteljahresschrift  (Kwartalnik  historyczny) 
XVIII,  89-93,  XXI,  221-229,  XXV,  448,  451  f.  publiziert  wurden,  in  Erinnerung 
gebracht  und  verwertet  wurden.  Hingegen  erfordern  manche  in  anderen  älteren 
Schriften  vertretene  Ansichten ,  insoweit  sie  von  den  hier  gebrachten  abweichen, 
eine  entsprechende  Richtigstellung. 

Balzer,   Aus  rioblenien  der  Verfassungsgeschicbte  Polens.  1 


o      


Kampf  zo^en,  um  einen  Sieg  und  Existenzbedingungen  für  sich 
zu  sirhern.  AVar  schon  der  Fall  der  Ropul.lik  Polen  an  sich 
selbst  ein  Unglück,  so  war  auch  der  Augenblick  des  Falles  der 
unglücklichste:  es  brach  auf  ciiiiual  die  seit  einer  Reihe  von 
Jahrhunderten  gezeichnete  F^ntwicklungslinie.  auf  der  Polen 
gemeinsam  mit  anderen  europäischen  Staaten  —  nach  dieser 
oder  jener  Seite  hin  abschweifend  —  schritt.  Es  entstanden 
neue  Wege,  neue  Entwicklungsrichtungen,  neue  Yerfassungs- 
formen  der  Staaten  und  Gesellschaften,  und  an  dem  allen  konnte 
Polen  und  die  polnische  Nation,  da  sie  —  sei  es  zum  Teil,  sei 
es  vollkommen  —  der  M()glichkeit  einer  selbständigen  Verfügung 
über  sich  selbst  beraubt  waren,  nicht  unmittelbar  schiipferisch 
teilnehmen.  Das  Europa  des  XIX.  Jahrhunderts  bildete  sich 
allmählich  um  bis  zu  einer  vollständigen  Umgestaltung  seiner 
inneren  Struktur;  es  bildete  sich  gerade  zu  jener  Zeit  um,  in 
der  Polen  durch  sich  selbst  und  aus  sich  heraus  eine  solche 
Umbildung  nicht  mehr  durchführen  konnte.  Und  deshalb. ist 
die  Verfassung  des  neuen  Europa  so  weit  von  jener  entfernt, 
die  die  polnische  Republik  im  letzten  Abschnitt  ihrer  Existenz 
aufweist.  Und  doch  ist  dieses  Europa  —  das  so  ziemlich  seine 
früheren  größeren  Staatengebilde  unverändert  beibehalten  hat 
—  dasselbe,  welches  durch  eine  Reihe  von  Jahrhunderten  vorher, 
sogar  noch  im  XA^III.  Jahrhundert,  auf  demselben  Niveau 
sowohl  der  gesellschaftlichen  als  auch  der  staatlichen  Einrich- 
tungen, im  allgemeinen  der  Verfassungseinrichtungen  stand, 
das  P(den  innehatte. 

Wir,  Kinder  des  XIX.  und  XX.  Jahrhunderts,  —  die  wir 
organisch  mit  den  heutigen  Einrichtungen  verwachsen,  von  den 
modernen  Auffassungen  über  ihre  Eigenschaften  und  ihren 
Charakter  durchdrungen  und  sich  in  anderen  Verfassungsrahmen 
als  den  heutigen  zu  bewegen  unfä,hig  sind  —  blicken  deshalb  auf 
Polen,  selbst  auf  jenes  Polen  aus  der  letzten  Periode  seiner  selb- 
ständigen Existenz,  wie  auf  etwas,  das  uns  in  vielen  Beziehungen 
fremd  ist,  wie  auf  ein  exotisches  Gebilde,  das  oft  wunderlich  an- 
mutet, das  häufig  abfällig  beurteilt,  sogar  verdammt  wird.  Wir 
haben  oder  können  eine  parlamentarische  Regierung  haben,  und 
in  Polen  gab  es  eine  große  Ohnmacht  der  Regierung.  Wir  erledigen 
gesetzgeberische  Angelegenheiten  in  Parlamenten  nach  dem 
Grundsatz   der  Stimmenmehrheit    (wenigstens   in  der  Theorie), 


—    a   — 

und  in  Polen  gab  e.s  ein  „liberum  veto"  und  die  Möglichkeit 
der  Zersprengung  des  Reichstags  durch  einzelne  Landboten. 
Wir  besitzen  im  Parlament  eine  selbständig  wirkende  zentrale 
Institution,  die  das  allgemein-staatliche  Interesse  vertritt,  und  in 
Polen  wurde  die  Wirksamkeit  des-  Reichstags  wie  auch  der 
Zentralregierung  in  hohem  Maße  durch  die  Landtage  paralysiert; 
ein  trauriges  Symptom  der  Zersplitterung  der  Organe  der  Staats- 
gewalt und  des  Nebeneinanderbestehens  vieler,  gleichwertiger 
Räder  im  Mechanismus  der  Staatsmaschine,  die  man  jedesmal, 
wo  es  sich  um  die  Verwirklichung  eines  allgemeinen  Zieles 
handelte,  besonders  und  jedes  einzeln  in  Bewegung  setzen  mußte. 
Wir  erfreuen  uns  heute  einer  Gleichberechtigung  aller  Staats- 
bürger, die  von  dem  Beruf,  der  sozialen  Stellung  und  den  Ver- 
mögensverhältnissen unabhängig  ist  —  und  in  Polen  gab  es  eine 
Bedrückung  der  Städte,  mit  einer  stark  beschränkten,  der  Auf- 
sicht der  Starosten  unterworfenen  Autonomie  —  oder  vielmehr 
mit  dem  Schatten  einer  Autonomie  —  und  eine  noch  weitergehende 
Bedrückung  der  Bauern,  mit  vielen  beschwerlichen  Zinsabgaben, 
mit  einem  schweren  Frondienst,  der  einen  bedeutenden  Teil  der 
Arbeitskraft  des  Bauern  in  Anspruch  nahm,  ohne  Schatten 
irgendeiner  autonomen  Selbständigkeit,  hingegen  mit  patri- 
monialer  Unterwerfung  des  Bauern  unter  die  Gewalt  des  Grund- 
herrn, sowohl  in  bezug  auf  Verwaltung  als  auch  Gerichtsbar- 
keit und  Polizei. 

Angesichts  dieser  Gegensätze  kann  es  nicht  wunder- 
nehmen, wenn  aus  dem  Munde  des  Laien  oft  scharfe  Worte  der 
Verdammung  für  die  alten  A'^erfassungszustände  Polens  fallen, 
die  freilich  häufig  in  gutem  Glauben  ausgesprochen  werden. 
Es  kann  nicht  wundernehmen  —  wenn  man  auch  in  diesem 
Falle  nicht  von  einem  guten  Glauben,  sondern  von  einem  für 
Zwecke  politischer  Agitation  angepaßten  bösen  Willen  sprechen 
muß  —  wenn  von  Seiten  polenfeindlicher  Elemente  eben  von 
diesen  Gegensätzen  Gebrauch  und  Mißbrauch  gemacht  wird,  um 
die  Vergangenheit  Polens  zu  beschimpfen  und  den  polnischen 
Nationalinteressen  der  Gegenwart  entgegenzuarbeiten.  Hörten 
wir  doch  oft  bei  solcher  Gelegenheit,  daß  Polen,  dasselbe 
Polen,  welches  sich  nur  zu  einer  Adelsrepublik  heranzubilden 
verstand,  welches  durch  die  Bedrückung  des  städtischen 
Bürgertums    nachdrücklichst    den    Mangel    an  demokratischem 
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Verständnis  hekundote.  keine  Aussichten  auf  eine  Zukunft  habe. 
Ein  anderes  Mal  hörten  wir,  daß  das  <>Tößte  Glück  für  die  vor- 
wie^xend  aus    Bauern  bestehende  ruthenische  Nation  ,  die  einen 
Teil    der    polnischen    Republik  ausmachte,  der  Fall  Polens  ge- 
wesen  sei,  denn  Polen  sei  ein  Staat  des  Frondienstes  und  der 
Bauernbedrückun»r  ^^ewesen ,    die   erst   die  Teiluno:sregierungen 
abzuschatien  vermochten.  Das  Wunderbarste  dabei  ist.  daß  selbst 
auf  Seiten  der  professionellen  Hi.storiker.  die  doch  die  geschicht- 
lichen Ereignisse    und  Tatsachen    aus  historischer  Perspektive 
objektiv   und  kritisch  beurteilen  sollen,  diese  Stimme  der  Ver- 
dammung der  polnischen  Verfassungsbesonderheiten  nicht  nur 
recht  häufig,  sondern  auch  manchmal  besonders  laut  vernehmbar 
ist:  daß  in   diesen  Mängeln  der  polnischen  Verfassung  manche 
direkt,  wenn  aucii  nicht  die  ausschließliche,  so  doch  zumindest  die 
Hauptursache    des    Untergangs    Polens    sehen  wollen.    Es  gibt 
eine  ganze  Legion  solcher  Kritiker  im  Lager  der  ausländischen 
Geschichtschreiber,  die  sehr   oft   nicht  nur  der  Vergangenheit 
Polens,   sondern   auch  seinen  heutigen  nationalen  Aspirationen 
feindlich  gegenüberstehen,  es  gibt  deren  sogar  eine  gewisse  An- 
zahl unter  den  polnischen  Historikern  selbst.  Es  kam  sogar  dazu, 
dal^  einer  von  ihnen  in  der  Berichterstattung  über  neuere  For- 
schungen auf  dem  Gebiete  des  polnischen  Landtagswesens  zu  dem 
Schluß  gelangt  ist.  daß  Polen  —  bis  ans  Ende  seiner  Existenz  — 
ein  mittelalterlicher  Staatsorganismus  geblieben  ist,  der  in  seinem 
ganzen  Recht,  in  seiner  Verfassung  auf  durchweg  mittelalter- 
liche Grundsätze  sich  stützte,  daß  es  ein  Gebilde  war,  welches 
unfähig  wäre,  in  der  heutigen  Atmosphäre  und  den  Bedingungen 
der  europäischen  Staatlichkeit  weiterzuleben.  „Das  alte  polnische 
Reich"  —  mit  diesem  seinem  Recht,  mit  dieser  seiner  Verfas- 
sung und  mit  diesem  seinem  Charakter  —  ,.ist  ein-  für  allemal 
gefallen":  das  sind  seine  eigenen  Worte,  mit  denen  er  seine  Be- 
merkungen beschließt.  Worte,  die  um  so  empfindlicher  berühren, 
umso  erniedi-igender  sind,    als    sie    vor   dem  Auditorium    voii 
Angehörigen  einer  den  Polen  feindlichen  Nation  gefallen  sind. 
Cui  bouo    diese    Schlußphrase'?    Da   sie    aus   dem   Munde 
eines  Polen  gefallen  i.st,  so  vermute  ich,  daß  es  sich  hier  —  im 
Sinne  des  Verfassers  —  lediglich  um  nachdrückliche  Betonung 
der  Mittelalterlichkeit  d<M'   rechtlichen  Einrichtungen  in  Polen, 
um    die  Feststellung^  handelte,   daß  Polen,   nachdem  es  einmal 


seine  Existenz  als  Staat  verldren  hat,  nie  mehr  mit  einer 
solchen  —  mittelalterlichen  —  Verfassung  als  Staat  wieder 
auferstehen  könnte.  Aber  dann  muß  nochmals  gefragt  werden : 
cui  bono  eine  solche  Redensart,  besonders  aber  im  Munde  eines 
Denkers,  der  als  einer  der  scharfsinnigsten  und  originellsten 
im  heutigen  Polen  gilt?  —  denn  so  aufirefaßt.  wie  sie  sich  der 
Verfasser  dachte,  versteht  sich  jene  Redewendung  von  selbst. 
Wenn  die  Verfassung  der  Republik  bis  zu  ihrem  Fall  eine 
durchweg  mittelalterliche  war,  so  könnte  selbstverständlich 
das  heute  neu  erstehende  Polen  sich  keine  solche  Verfassung 
bestimmen;  es  könnte  nicht,  streng  genommen,  mit  einer  solchen 
Verfassung  entstehen,  oder,  nachdem  es  einmal  entstanden  sein 
sollte,  weiterbestehen.  Es  wäre  ein  Wunderding,  das  von  vornherein 
einem  unabwendbaren  Untergang  ausgeliefert  wäre.  Gerade  so, 
wie  wenn  in  einer  früheren  Zeit  das  französische,  deutsche 
oder  englische  Reich  gefallen  wäre  und  heute  zu  neuem  Leben 
erwachen  sollte,  es  in  weitestem  Maße  oder  vielleicht  im  ganzen 
seine  älteren  Einrichtungen  verwerfen  und  die  Verfassung 
jenem  allgemeinen  Rahmen  anpassen  müßte,  den  heutzutage  die 
zivilisierte  Menschheit  sich  als  notwendige  Bedingung  staat- 
licher Existenz  und  Entwicklung  gesteckt  hat.  Das  sind  alles 
Dinge,  die  sich  von  selbst  verstehen.  Wenn  es  also  schwerlich 
angeht,  jenen  Worten  einen  anderen,  für  Polen  viel  ominöseren 
Gedanken  zuzumuten,  so  fragen  wir:  wozu  galt  es,  nur  in  be- 
zug  auf  Polen  allein,  die  offene  Tür  aus  den  Angeln  zu  heben, 
und  sogar  mit  Geschützen  schwersten  Kalibers? 

Die  angeführten  Einzelheiten  grenzen  bereits  dicht  an 
das  diesen  Betrachtungen  ge.steckte  Thema.  Zunächst  eine 
Vorbemerkung:  es  wäre  gewiß  angezeigt,  aus  dem  Gebiet  der 
Kritik  und  historiosophischer  Auffassungen  über  die  Vergangen- 
heit im  allgemeinen  und  über  die  A^erfassungszustände  im  be- 
sonderen jene  Bezeichnungen  „mittelalterliche  Einrichtungen'', 
..mittelalterliche  Verfassung"  zu  verdrängen,  insofern  sie  als  Be- 
zeichnungen mißbilligenden  Inhalts  verwendet  werden.  Solche  Um- 
schreibungen sagen,  sachlich  genommen,  eigentlich  nichts.  Viele 
Einrichtungen,  deren  Entstehung  in  die  Zeiten  des  Mittelalters 
fällt,  blieben  in  Europa  auch  später,  im  XVI.  bis  XVIII.  Jahr- 
hundert, bestehen,  und  manche  von  ihnen  spielten  als  lebenskräf- 
tige Institution  im  Staatsleben  eine  wichtige  Rolle.  Jene  Ein- 
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richtungon  siiul  alsc»  nur  in  l)Ozu.i;"  auf  ilire  Entstehungszeit 
niittolalterlieh,  aber  wegen  ihrer  Dauerzeit  und  oft  auch  wegen 
ihres  inneren  Inhalts  und  der  geschichtlichen  Funktion,  die  sie 
erfüllt  haben,  gehören  sie  zugleich  in  die  Neuzeit.  Und  wenn 
wir  in  den  Staaten  des  X^'I.  bis  X  \'IIi.  Jahrhunderts  manche 
Einrichtung,  die  einer  günstiiren  Beurteilung  würdig  ist.  finden 
werden  und  unter  diesen  Einrichtungen  auch  manche,  deren 
Entstehungszeit  noch  auf  das  Mittelalter  zurückgeht,  so  dürfen 
wir  nicht  die  Bezeichnung  ..mittelalterlich"  als  synonym  alles 
dessen  betrachten ,  was  in  der  historiosophischen  Auffassung 
über  ein  gewisses  Entwicklungsstadium  A^erdammung  verdient, 
l'nd  wenn  wir  sogar  das  Gebiet  der  Geschichte  verlassen  und 
die  A'erhältnisse  des  heutigen  Staatslebens  ins  Auge  fassen, 
so  muH  festgestellt  werden,  daß  wir  noch  heutzutage  von 
verschiedenen  Einrichtungen  Gebrauch  machen,  die  im  Mittel- 
alter entstanden  sind  und  die  wir  bis  auf  den  heutigen  Tag  hin- 
sichtlich ihres  inneren  Wertes  als  ausgezeichnet  und  besonders 
wertvoll  betrachten.  Eine  der  Grundideen  des  heutigen  Parlamen- 
tarismus, welche  die  Person  des  Herrschers  mit  der  Volksvertre- 
tunir  in  ein  organisches  Ganzes  vereinigt,  keimte  in  England  — 
im  Mittelalter  auf.  Im  Mittelalter  drang  in  einigen  europäischen 
Staaten,  darunter  auch  in  Polen,  der  Grundsatz  durch,  den 
wir  heute  als  den  Mittelpunkt  der  bürgerlichen  Freiheit,  nur 
in  Anwendung  auf  breitere  Volksmassen,  als  höchstes  Gut  hüten : 
daß  niemand  ohne  vorhergehendes  Urteil  verhaftet  werden  darf. 
Und  umgekehrt,  der  west-europäische  Absolutismus,  mit  allen 
seinen  aljijeleiteten  Formen,  bis  zur  abscheulichsten,  dem 
sog.  Polizeistaat,  ist  ein  Gebilde,  welches  so  ziemlich  in  der 
Neuzeit  auf  die  "Welt  gekommen  ist  und  sich  festgesetzt  hat; 
welches  nach  dem  Untergang  der  dem  Mittelalter  eigentüm- 
lichen Ständeverfassung  für  die  staatlichen  Verhältnisse  vom 
XVI.  bis  zur  Mitte  des  XIX.  Jahrhunderts  charakteristisch  ist; 
und  doch  findet  diese  Verfassungsform  heute  eine  abfälligere 
Kritik  als  manche  mittelalterliche  Einrichtung.  Die  Formel 
..mittelalterliche  Verfassung",  ,.mittelalterliche  Einrichtungen" 
ist  daher  im  Grunde  genommen  wertlos,  insofern  es  sich  um 
Anwendung  eines  streng  sachlichen  Kriteriums  bei  Beurteilung 
älterer  Verfassungseinrichtungen  im  allgemeinen  und  jener 
Polens  im  besonderen  handelt. 


Dies  ist  ein  Punkt,  den  wir  hier  berühren  wollten.  Ein 
anderer,  der  nicht  unbeachtet  bleiben  darf,  ist  der  Umstand, 
daß  Polen  neben  vielen  Einrichtungen  und  Kechtsgrundsätzen, 
die  es  mit  dem  Rest  des  damaligen  Westeuropas  gemeinsam 
hatte .  avich  seine  eigenen ,  selbständig  geschaffenen ,  eigen- 
artigen Einrichtungen  hatte.  Eine  vergleichende  Beurteilung 
derselben  ist  wegen  des  Mangels  eines  analogen  Entwicklungs- 
ganges in  anderen  Staaten  unmöglich.  So  viel  ist  sicher, 
daß  sogar  in  bezug  auf  Einrichtungen,  die  in  diese  Gruppe 
fallen  und  die  im  Mittelalter  entstanden  sind,  niemand  von  ihrer 
Wertlosigkeit  sich  durch  die  nichtssagende  Formel  ,.mittel- 
alterliche  Einrichtungen"  überzeugen  lassen  wird;  es  muß  viel- 
mehr ihr  ganzes  Wesen,  ihr  innerer  Inhalt,  ihr  Wert  als  Ver- 
fassungselement eingehend  untersucht  werden,  um  erst  auf 
diese  Grundlage  eine  wirklich  sachliche  Kritik  stützen  zu  können. 

Schließlich  —  und  das  ist  der  dritte  Punkt,  der  mit  be- 
sonderem Nachdruck  betont  werden  soll  —  muß  bei  Berücksich- 
tigung solcher  Verfassungseinrichtungen  und -grundsatze,  welche 
früher  in  anderen  Staaten  existierten  und  aus  ihrer  heutigen 
Verfassung  als  veraltet,  ,.  mittel  alterlich"  und  den  Bedingungen 
des  heutigen  öffentlichen  Lebens  nicht  entsprechend  verdrängt 
wurden,  festgestellt  werden:  daß,  wenn  wir  auch  solche  Ein- 
richtungen in  der  Verfassung  der  polnischen  Republik,  selbst 
kurz  vor  ihrem  Falle ,  im  XVIII.  Jahrhundert  finden  werden, 
darin  immer  noch  kein  Grund  für  eine  abfällige  Beurteilung 
der  früheren  Zustände  Polens  liegen  muß.  Aufgabe  einer 
gerechten  Kritik  wird  vielmehr  sein:  zu  fragen,  ob  in  der- 
selben Zeit  (z.  B.  im  XVIII.  Jahrhundert)  nicht  etwa  ähn- 
liche oder  dieselben  Einrichtungen  in  der  Verfassung  anderer 
damaliger  Staaten  existierten.  Zeigt  es  sich,  daß  sie  dort  nicht 
mehr  vorhanden  sind ,  weil  sie  in  der  Tat  als  unzweckmäßig 
oder  sogar  schädlich  abgeschafft  wurden ,  und  daß  Polen  eine 
solche  Reform  noct  nicht  durchgeführt  hat.  dann  können  das 
Urteil  über  seine  Rückständigkeit  und  „Mittelalterlichkeit" 
und  die  abfällige  Beurteilung  solcher  veralteter  Einrichtungen 
als  begründet  gelten.  Finden  wir  aber  solche  Einrichtungen 
zu  jener  Zeit  auch  in  anderen  Staaten,  welche  erst  später,  im 
XIX.  Jahrhundert,  auf  diesem  Gebiet  Reformen  —  wenn  auch  die 
gründlichsten  —  durchführten,  dann  wird  die  abfällige  Kritik 
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der  Voitassunir  P..lens  des  XVIII.  Jahrhunderts  eine  ungerechte 
sein  und  \vird  vielmehr  vom  Mangel  einer  historischen  Perspek- 
tive und  eines  historischen  Verständnisses  zeugen.  Denn  es  darf 
Polen  nicht  als  Schuld  angerechnet  werden,  daß  es  damals  in 
denselben  Einrichtungen  lebte,  sich  mit  denselben  Anschauungen 
nährte,  wie  die  übrige  zivilisierte  Menschheit;  daß  es  dieser 
nicht  in  den  Reformen  vorangegangen  war,  welche  sie  später, 
unter  dem  Eintluß  ganz  neuer  Triebe  und  inmitten  geänderter 
Bedingungen,  bei  sich  durchführte  und  dies  sogar  in  einer  Zeit, 
als  Polen  als  Staat  nicht  mehr  existierte  und  daher  selbständig 
über  seine  Einrichtungen   nicht  mehr  entscheiden  konnte. 


Auf  Grundlage  dieser  allgemeinen  Betrachtungen  fassen 
wir  nun  eine  Reihe  wichtigerer  Probleme  der  Verfassungs- 
geschichte Polens  im  einzelnen  ins  Auge. 

Zunächst:  den  polnischen  Reichstag  (Sejm  walny).  Es 
ist  nicht  leicht,  eine  Einrichtung  zu  finden,  über  welche  die 
Historiker  so  widersprechende  Ansichten  ausgesprochen  hätten, 
wie  gerade  über  den  polnischen  Reichstag.  Für  manche  ist  er 
ein  Parlament,  fast  in  modernem  Sinne  aufgefaßt,  woraufhin 
sie  von  einem  polnischen  Parlamentarismus  sprechen  und  mit 
Genugtuung  betonen,  daß  Polen  als  erstes  auf  dem  europäischen 
Kontinent  rein  parlamentarische  Einrichtungen  bei  sich  ein- 
geführt habe.  Im  Gegensatz  dazu  betrachten  andere,  die  neuesten 
radikalen  Kritiker,  den  polnischen  Reichstag  als  ein  Institut, 
wie  es  in  anderen  westlichen  Ständemonarchien  vorhanden  war, 
und  beurteilen  Wesen  und  Charakter  des  polnischen  Reichs- 
tags nach  einer  fertigen,  vornehmlich  deutschen  Schablone 
der  Ständelandtage.  Beide  Auffassungen  sind  grundfalsch. 
Es  geht  nicht  an.  den  polnischen  Reichstag  mit  den  heutigen 
Parlamenten  zusammenzustellen,  denn  in  vielen  prinzipiellen 
Fragen  besteht  zwischen  ihnen  ein  wesentlicher  Unterschied. 
Man  kann  auch  ohne  jeden  Schaden  die  Worte  ..Parlament"', 
„Parlamentarismus"  aus  dem  wissenschaftlichen  Wortschatz 
streichen ,  wenn  vom  polnischen  Reichstags wesen  gesprochen 
wird.  Aber  umgekehrt  ist  es  auch  verfehlt,  den  polnischen 
Reichstag  in  den  langen  Rahmen  ..mittelalterlicher*'  Stände- 
einrichtungen hineinzwingen  zu  wollen.    Derselbe   ist,  wie   er 


—     9    — 

sich  schließlich  um  die  Wende  des  XV.  Jahrhunderts  geformt 
und  wie  er  bis  zu  den  letzten  Reformen  des  Großen  Reichstags 
(1788 — 1792)  bestanden  hat,  ein  Gebilde  sui  generis.  das  für 
sich  eine  besondere  Charakteristik  in  Anspruch  nimmt  und  das 
sich  von  anderen  zeitgenössischen  analogen  Formationen  unter- 
scheidet. Allerdings  nicht  so.  daß  der  Unterschied  alle  Einzel- 
heiten treffe  und  in  allen  Richtungen  sich  feststellen  ließe. 
Im  Gegenteil,  der  polnische  Reichstag  übernahm  manche  Eigen- 
tümlichkeiten der  Ständeeinrichtungen  und  behielt  sie  fast  bis 
ans  Ende  seiner  Existenz.  Er  ist  ebenso  wie  die  westlichen 
analogen  Einrichtungen  nur  eine  Ständevertretung  und  unter- 
scheidet sich  dadurch  grundsätzlich  von  den  heutigen  Parla- 
menten, die  den  Charakter  einer  Vertretung  des  Volkes  als 
Ganzes  haben.  Wenn  wir  ihn  aber  aus  der  geschichtlichen 
Perspektive  betrachten,  so  kann  er  auch  nach  dieser  Richtung 
hin  nicht  abfällig  beurteilt  werden;  denn  sieht  man  von  dem 
neuen  Zustand  ab,  der  in  Frankreich  durch  die  große  Revolution 
geschaffen  wurde  —  fast  gleichzeitig  mit  dem  Augenblick,  in 
dem  die  letzte  Teilung  Polens  sich  vollzog  — ,  so  muß  fest- 
gestellt werden,  daß  alle  damaligen  Vertretungen  des  europäischen 
Kontinents  ebenso  Ständevertretungen  waren,  wie  der  polnische 
Reichstag.  Die  Entstehung  der  parlamentarischen  Einrichtungen 
im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  fällt  hier  überall  auf  eine 
spätere  Zeit,  als  die  Teilung  Polens. 

Daß  an  dieser  polnischen  Ständevertretung  die  Städte 
seit  dem  Jahre  1505  bis  zu  den  Reformen  des  Großen  Reichs- 
tags —  anders  als  es  im  Westen  der  Fall  war  —  gar  keinen 
Anteil  hatten,  ist  eine  nachteilige  Erscheinung,  die  man 
weder  verhüllen  noch  entschuldigen  darf.  Es  genügt  aber  nicht, 
den  in  dieser  Richtung  hin  feststellbaren  formellen  Unterschied 
lediglich  zu  betonen;  wir  müssen  noch  fragen,  wie  geartet 
seinem  Inhalte  nach  der  Einfluß  war,  den  in  westlichen  Ver- 
sammlungen die  Städtevertretung  auf  den  Lauf  der  öffentlichen 
Angelegenheiten  hatte.  Dann  wird  sich  erst  vor  unseren  Auo;en 
ein  Bild  zeichnen,  das  fast  im  ganzen  daran  erinnert,  was  in 
Polen  mit  seinem  vollständigen  Mangel  der  Städtevertretung  im 
Reichstag  zu  finden  ist.  Dieser  Einfluß  war  nämlich  im 
AVesten  in  sachlicher  Hinsicht  sehr  begrenzt  und  in  bezug  auf 
seine   innere   Kraft   oft    ""anz    ohne   Bedeutuno;.    In   der  Regel 
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wurilen  da  die  Vertreter  der  iStädte  von  der  Teilnahme  an 
der  Krledi^iuiü:  der  allgemeinen  Staatsangelegenheiten  ,  deren 
Leitung  den  höheren  Kurien,  der  Geistlichkeit  und  dem  Adel 
überlassen  war.  ausgeschlossen.  Die  Stiidte  wurden  nur  in  jenen 
Fällen  zur  Stimme  zugidassen,  wo  es  sich  um  städtische  An- 
gelegenheiten, hauptsächlich  um  Handels-  oder  Industriefragen 
handelte.  Aber  auch  dann  war  die  Hedeutung  der  städtischen 
Stimmen  eine  klägliche,  oft  —  verhüllen  wir  nicht  die  richtige 
Bezeichnung  —  gar  keine.  Unter  den  Mitgliedern  der  drei 
Kurien  des  böhmischen  Landtags,  den  Herren,  der  Ritterschaft 
und  der  Städte,  hatten  die  Vertreter  der  beiden  ersten  Kurien 
Virilstimmen,  hingegen  die  ganze  städtische  Kurie  nur  eine 
Kurialstimme.  Es  braucht  wohl  nicht  näher  ausgeführt  zu  werden, 
wieviel  bei  dieser  Verteilung  des  Verhältnisses  jene  einzige 
Stimme  ins  Gewicht  fallen  konnte.  Die  böhmischen  Städte  ver- 
standen diesen  Stand  der  Dinge  zu  gut:  es  kamen  oft  Fälle  vor, 
daß  sie  sich  von  der  Teilnahme  an  den  Verhandlungen  des 
Reichstages  zurückzogen,  da  sie  zur  Erkenntnis  gelangten,  daß 
sie  hier  zu  keiner  Bedeutung  gelangen  könnten.  Trotz  der  ver- 
fassungsmäßig gesicherten  Vertretung  der  Städte  im  Landtag 
bildete  sich  via  facti  derselbe  Zustand  wie  in  Polen :  der  Mangel 
der  Städtevertretung  im  Landtage,  und  bildete  sich  deshalb, 
weil  er  sachlich  zu  demselben  Ergebnis  führte,  als  wenn  das 
Städtebürgertum  aus  dem  Landtage  ausgeschlossen  wäre.  Um 
sich  nicht  auf  dieses  einzelne  Beispiel  zu  beschränken,  sei 
noch  daran  erinnert,  daß  der  große .  von  dem  Geist  der 
westlichen  Einrichtungen  völlig  durchdrungene  Reformator, 
Kaiser  Josef  IL ,  als  er  nach  eigenem  Gutdünken  in  dem 
durch  Österreich  okkupierten  Galizien  eine  Reorganisierung 
des  dortigen  Landtages  durchführte,  den  beiden  aus  zahlreichen 
3Iitgliedern  bestehenden  adeligen  Kurien  (Herren  und  Ritter) 
nur  einen  städtisclien  Abgeordneten  —  aus  Lemberg  —  bei- 
fügte. Die  in  Polen  einige  Jahre  später  durch  den  Großen  Land- 
tag vollzogene  Reform  schuf  doch  durch  Einführung  in  den 
Reichstag  einer  Anzahl  städtischer  Vertreter  —  wenn  auch  mit 
einem  beschränkten  Wirkungskreis  —  eine  stärkere  Basis  für 
den  Einfluß  des  .städtischen  Elementes,  als  die  josefinische  Reform 
des  galizischen  Landtages.  Sie  gab,  wenn  nicht  formell,  .so  doch 
.sachlich,    mehr   weniger  dasselbe,   was    in    anderen  Ständever- 
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Sammlungen  des  europäischen  Kontinents  als  eine  genügende 
Konzession  für  das  Städtebürgertum  aufgefaßt  wurde.  Auf  diese 
Weise  stand  Polen  im  Augenl)lick  des  herannahenden  Unter- 
ganges —  selbst  in  dieser  gewöhnlich  mit  großem  Nachdruck 
betonten  Beziehung  —  eigentlich  nicht  hinter  einem  großen 
Teile  des  übrigen  Europas  zurück. 


Und  nun:  das  liberum  veto.  der  Krebsschaden  des  pol- 
nischen Reichstagswesens,  dessen  abträglicher  Einfluß  auf  die 
Entwicklung  des  öffentlichen  Lebens  in  Polen  genügend  bekannt 
ist.  AVir  wollen  es  nicht  durch  eine  uralte,  noch  in  altslavischer 
Zeit  festgesetzte  Rechtsanschauung  entschuldigen,  obwohl  dies 
verlockend  wäre:  denn  noch  im  X.Jahrhundert,  bei  dem  Heiden- 
stamme der  Liutizen.  laßt  sich  der  Grundsatz  der  notwendigen 
Einstimmigkeit  der  Beschlüsse  der  Volksversammlungen  fest- 
stellen. Doch  wollen  wir  einen  anderen  Umstand  betonen,  und 
zwar,  daß  etwa  dreißig  Jahre  vor  der  letzten  und  einige  Jahre 
vor  der  ersten  Teilung  der  Grundsatz  des  liberum  veto  in  seinen 
Fundamenten  erschüttert  und  in  seinen  nachteiligen  Folgen 
erheblich  geschwächt  wurde.  Das  liberum  veto,  wie  es  zur 
Zeit  seines  üppigsten  Aufblühens,  im  XYII.  und  in  der  ersten 
Hälfte  des  XVIII.  Jahrhunderts  angewandt  wurde,  hatte  nicht 
nur  zur  Folge,  daß  der  Beschluß,  gegen  den  ein  Landbote 
protestierte,  nicht  gefaßt  werden  konnte,  sondern  daß  der 
ganze  Reichstag  gesprengt  wurde  und  sogar  jene  Beschlüsse 
eine  bindende  Kraft  nicht  erlangen  konnten,  hinsichtlich  deren 
Einstimmigkeit  unter  den  Tagenden  herrschte  (sistere  activi- 
tatem).  Im  Jahre  1768  wurde  dieser  letztere  Grundsatz, 
die  Vereitlun«:  des  "-anzen  Reichstages  als  Foli>;e  der  Geltend- 
machung  des  liberum  veto.  gänzlich  aufgehoben.  Seit  dieser 
Zeit  hatte  das  liberum  veto  zwar  die  Kraft,  daß  es  eine  Beschluß- 
fassung vereitelte ,  gegen  die  es  erhoben  wurde .  es  vermochte 
aber  nicht  mehr  die  ganze  Tätigkeit  des  versammelten  Reichs- 
tages lahmzulegen.  Die  empfindlichste  und  gefährlicliste  Spitze 
der  Institution  wurde  dadurch  stumpf  gemacht,  die  Lahmlegung 
der  Reichstage  wurde  unmöglich.  Aber  auch  in  diesem  beschränkten 
Wirkungsgebiet,  in  welchem  die  Funktion  des  liberum  veto  zur 
Geltung  kommen   konnte,    wurde  seine  Anwendbarbeit,   in  be- 
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ileuteiul  jreringercm  Umfanjr  als  bislier.  herabgesetzt.  Dieselbe 
Konstitution  vom  Jahre  1768  schied  die  Reichstagsangelegenheiten 
in  zwei  Kategorien:  Rechts-  und  Wirtschaftsfragen  einerseits, 
die  sogenannten  materiae  status  andrerseits.  In  der  ersten  Gruppe 
sollton  Ht'sehlüsse  mit  Stimmenmehrheit  gefaßt  werden,  und 
nur  in  luv.ug  auf  die  matoriae  status  wurde  das  Prinzip  der 
Einhelliirkoit  beibehalten.  Hier  also  hatte  das  liberum  veto 
noch  seine  volle  Geltung.  Es  waren  dies  Angelegenheiten  von 
besonderer  Wichtigkeit,  für  die  auch  in  den  heutigen  parla- 
mentarischen Einrichtungen  in  der  Regel  die  sogenannte  quali- 
fizierte Stimmenmehrheit  verlangt  wird,  wo  also  der  Wille  einer 
gewissen  Minderheit  auf  den  Willen  der  normalen  Mehrheit 
der  Versammelten  hemmend  einwirken  kann.  Der  Gedanken- 
zusammenhang zwischen  den  beiden  Einrichtungen  tritt  klar 
zutaice :  der  Unterschied,  der  sie  voneinander  scheidet,  ist 
eigentlich  nicht  qualitativ,  sondern  quantitativ,  wenn  er  auch 
im  Lichte  des  Gesetzes  vom  Jahre  1768  noch  recht  kraß  her- 
vortritt. Wir  dürfen  aber  nicht  vergessen,  daß  dieses  Gesetz 
nach  einer  langen,  absoluten  Herrschaft  des  liberum  veto  zu- 
stande kam.  es  ist  deshalb  nur  zu  gut  verständlich,  wenn  man 
damals  noch  das  Bedürfnis  fühlte,  es  vorderhand  in  dieser  be- 
deutend beschränkten ,  aber  doch  noch  teilweisen  Anwendbar- 
keit aufrecht  zu  erhalten.  Ein  knappes  Vierteljahrhundert  später, 
in  der  Konstitution  vom  dritten  Mai  (1791),  kam  endlich  eine 
vollständige  Aufhebung  des  liberum  veto;  sie  kam  nicht  als 
eine  Ge.ste  ohne  Inhalt  und  realen  Wert,  sondern  als  eine 
.schon  vorher  vorbereitete  Reform,  als  ein  weiteres,  natürliches 
Evolutionsstadium  nach  dem  Gesetz  vom  Jahre  1768.  Und  so 
geschah  es.  daß  Polen,  als  der  Augenblick  kam,  in  dem  es 
aus  der  Karte  Europas  verschwinden  sollte,  sie  ohne  die  Sünde 
des  li})erum  veto  verlassen  durfte,  ohne  jenes  Gebrechen,  das 
man  in  historischen  Untersuchungen  oft  unvorsichtig  bis  an  den 
letzten  Augenblick  der  Republik  hinausschiebt  und  in  dem  man 
einen  der  vermeintlich  schlagenden  Beweise  der  Unfähigkeit 
Polens  zu  einem  .selbständigen  Leben  und  einer  staatlichen 
P^ntwicklung  sieht. 

Wir  wollen  noch  die  Aufmerksamkeit  auf  einen  hervor- 
ragend wichtigen,  zweifellos  am  tiefsten  einschneidenden  Unter- 
schied   zwischen    der    Verfassung   des    polnischen    Reichstags- 
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Wesens  und  der  mittelalterlichen  Ständeorganisation  im  AVesten 
Europas  lenken.  Die  Ständemonarchie  ist  aus  dem  Kampfe 
zweier  Elemente  um  die  Teilnahme  an  der  Leitung  der  Staats- 
geschäfte entstanden :  einerseits  des  Herrschers  selbst,  andrerseits 
der  höheren  Stände.  Ihre  ganze  Verfassung  ist  sozusagen  ein 
Kompromiß  über  diese  Konkurrenz  um  die  höchste  Gewalt  im 
Staate.  Es  ist  aber  nicht  gelungen,  in  diesem  Kompromiß  zu 
einer  organischen  Vereinigung  der  beiden  Elemente  zu  gelangen  : 
der  Monarch  und  die  Stände,  das  sind  zwei  Elemente,  die 
grundsätzlich  voneinander  abgesondert  sind,  der  Monarch  mit 
dem  selbständigen  Recht  der  Erledigung  sogenannter  Herrscher- 
angelegenheiten, die  somit  seine  Hoheitsrechte,  seine  Einkünfte 
und  Regalien,  sein  Beamtenwesen  betreflPen ;  die  Stände  mit  dem 
Rechte  der  —  oft  selbständigen  —  Regelung  der  sogenannten 
Landesangelegenheiten;  und  wenn  in  dieser  letzten  Gruppe 
auch  der  Monarch  mitwirkte,  so  trat  er  hier  als  eine  außerhalb 
stehende  Partei  auf,  die  Angelegenheit  selbst  wurde  aber  durch 
eine  Art  Vertrag  zwischen  Herrscher  und  Ständen  erledigt.  Ein 
wesentliches  Merkmal  des  Ständestaates  ist  also  die  dualistische 
Verfassung  seiner  Elemente,  die  sich  darin  grundsätzlich  von 
der  Verfassung  der  heutigen  konstitutionellen  Monarchie  unter- 
scheidet, da  in  der  letzteren  beide  Elemente  in  ein  organisches 
Ganzes  vereint  sind.  Sie  unterscheidet  sich  aber  auch  von  dem 
älteren  Vorbild  und  dem  Keim  der  konstitutionellen  Monarchie 
in  England,  wo  bekanntlich  eine  solche  organische  Vereinigung- 
schön  früher  zustande  kam  (the  king  in  the  parliament).  Es  sei 
nun  festgestellt,  daß  in  dieser  Hinsicht  die  Verfassung  des  pol- 
nischen Reichstages  gerade  der  älteren  englischen  und  dadurch 
auch  der  heutigen  Parlamentären  Verfassung  ähnlich  sieht.  Von 
den  beiden  Kammern  dieses  Reichstages  hatte  sich  die  obere,  jene 
der  Senatoren,  gleich  am  Anfang  um  den  König  geschart,  nicht 
auf  Grund  der  Interessengegensätze,  sondern  der  Interessenge- 
meinschaft, da  sie  eine  Versammlung  der  vom  Herrscher  ernannten, 
im  Prinzip  von  ihm  abhängigen  Würdenträger  war.  deren  Auf- 
gabe darin  bestand,  ihn  mit  Rat  in  der  Erledigung  der  Staats- 
angelegenheiten zu  unterstützen.  Die  Zugehörigkeit  zum  Senat 
hat  also  ihre  Wurzel  nicht  in  einem  Ständeelement;  wir  haben 
hier  nicht  mit  einer  Ständevertretung  zu  tun,  sondern  mit  einer 
Beamtenversammlung,   die   zu    einer   gemeinsamen  Arbeit    mit 
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dem  Herrscher  berufen  ist.  l'nd  dieses  Zusammenhalten  blieb 
im  Prinzip  i'ür  die  <2;anze  weitere  Zukunft  bestehen,  somit  auch 
dann,  als  der  Senat  ein  wesentlieher  Bestandteil  des  polnischen 
Reiehsta«js\vesens  geworden  ist.  Nicht  aulierlialb  des  Eeichstags 
als  ein  abgesondertes  Element,  aber  mit  dem  Senat  und  im 
Senat,  somit  auch  im  Reichstag  tritt  der  König  als  sein 
organischer  Bestandteil  auf.  AVie  weit  diese  Idee  die 
ganze  I^eichstagsverfassung  durchdrungen  hat,  wie  sie  sogar  in 
ab.^^oluter  Anwendung  ernste  Gefahren  zeitigte,  beweist  der 
l'mstand.  daß  auch  die  große  Keform  vom  Jahre  1791  sich  zu 
nichts  mehr  entschließen  konnte,  als  dem  Könige  zwei  Stimmen 
in  den  Beratungen  des  tagenden  Senates  zuzuerkennen,  wodurch 
sie  ihn  einer  Majorisierung  durch  diese  Kammer  auslieferte. 
Wir  werden  im  weiteren  sehen,  daß  daraus  auch  in  anderen 
Beziehungen  ernste  Gefahren  für  die  Königsgewalt  erwachsen 
sind.  Wir  müssen  jedoch  feststellen,  ohne  sich  von  der  Ver- 
lockung, die  polnische  Reichstagsverfassung  mit  dem  Namen 
Parlamentarismus  zu  bezeichnen,  hinreißen  zu  lassen,  daß  der 
von  anderen  zeitgenössischen  Reichstagen  des  westlichen  Konti- 
nents sich  unterscheidende  polnische  Reichstag  —  der  darin 
übrigens  bedeutend  dem  ungarischen  naherückt  —  hier  ein 
wichtiges  Merkmal  aufweist,  welches  als  hoher  Vorzug  des  älteren 
englischen  Parlamentarismus  aufgefaßt  wird  und  als  grundsätz- 
liches Fundament  in  den  Bau  der  heutigen  konstitutionellen 
Verfassung  eingeführt  w^urde.  Und  deshalb  müssen  wir  im  Zu- 
.sammcnhang  damit  fragen:  welcher  Nutzen  erwächst  daraus 
der  Wissenschaft  oder  der  Wahrheit,  wenn  wir  unsere  ganze 
Auffassung  über  das  A\'esen  des  polnischen  Reichstags  in  die 
oberflächliche  Formel  einer  „mittelalterlichen  Verfassungsein- 
richtung" kleiden? 


P^ine  besonders  abflillige  Kritik  fand  in  letzter  Zeit  das 
Institut  der  Landtage  (Scjmiki  ziemskiej.  insbesondere  nach 
dem  Erscheinen  des  grundlegenden  Werkes  über  dieses  Thema 
von  Pawinski.  welcher  selbst  diese  Einrichtung  mit  heftigen 
Angriffen  in  vielen  Richtungen  anficht.  Diese  Angriffe  wurden 
dann  noch  durch  gelegentliche  Epigonen  dieses  Schriftstellers 
erheblich   gesteigert.    Es   wird   hier   zunächst   mit  besonderem 
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Nachdruck  der  Umstand  betont,  daß  die  in  den  Reichstag 
abgesandten  Landtagsabgeordneten  nicht  Vertreter  der  Ge- 
samtheit, der  allgemeinen  Staatsinteressen  waren, 
sondern  nur  die  Interessen  ihrer  Provinz  vertraten,  und  auch 
hier  nur  die  Interessen  des  Adelsstandes ,  der  am  Landtag 
teilnahm.  Dabei  war  ihnen  durch  die  Landtagsinstrukti(men 
jede  Möglichkeit  einer  selbständigen,  etwa  durch  Rücksichten 
auf  allgemeines  Interesse  beherzigten  Tätigkeit  benommen.  Es 
muß  aber  zunächst  bemerkt  werden,  daß  diese  hemmende  Kraft 
der  Instruktionen  im  Prinzip  nur  eine  formelle,  theoretische 
Bedeutung  hatte,  und  wenn  auch  in  vielen  Fällen  die  Land- 
boten sich  auf  die  ihnen  erteilten  Instruktionen  beriefen,  um 
ihre  widerstehende  Stellungnahme  zu  rechtfertigen ,  so  taten 
sie  es  nicht  so  sehr  mit  Rücksicht  auf  die  bindende  Kraft  der 
Instruktionen ,  als  vielmehr  deshalb ,  um  gegebenenfalls  eine 
formelle  Stütze  für  ihre  persönliche  Ansicht  zu  finden.  Es 
kann  nämlich  in  vielen  Fällen  festgestellt  werden ,  daß  sie 
nicht  zögerten ,  die  ihnen  auferlegten  Verhaltungsmaßregeln 
zu  überschreiten,  wenn  ihre  persönliche  Auffassung  eine  andere 
war,  wobei  sie  zu  erklären  pflegten,  daß  sie  die  Angelegenheit 
ihren  „Brüdern"'  zur  Bestätigung  vorlegen  werden.  In  der 
Praxis  also  gab  es  eine  recht  bedeutende  Bewegungsfreiheit 
der  Landboten.  Wurde  doch  gar  keine  rechtliche  Verantwort- 
lichkeit für  die  Überschreitung  der  Landtagsinstruktionen 
geschaffen ,  das  Ganze  reduzierte  sich  höchstens  auf  eine 
moralische  Verantwortung  des  Landboten ,  dieselbe ,  der  heut- 
zutage ein  ohne  Instruktionen  gewählter  Volksvertreter  den 
von  seinen  Wählern  geäußerten  Wünschen  und  Forderungen 
gegenüber  unterworfen  ist.  In  der  Behauptung  aber,  daß 
der  Landbote  auf  dem  Reichstag  ausschließlich  die  Interessen 
seines  Standes  vertreten  habe .  liegt  eine  Ungenauigkeit ,  die 
im  Lichte  neuester  Ergebnisse  der  westlichen  Wissenschaft 
einer  Berichtigung  bedarf.  Es  ist  wahr,  daß  sowohl  in  den 
westlichen  Ständeversammlungen  als  auch  im  polnischen  Reichs- 
tag nur  Mitglieder  gewisser  (höherer)  Stände  teilgenommen 
haben ,  aber  diese  Stände  hielten  sich  für  berufen ,  auch  die 
andere  soziale  Schichten .  somit  auch  diejenigen .  die  in  der 
Versammlung  nicht  vertreten  waren  ,  betreffenden  Angelegen- 
heiten  zu  erledigen    und  nach  Maßgabe    der  Möglichkeit  auch 
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zu  verteidigen.  In  Polen  —  geradeso  wie  auf  dem  westlichen 
ouropiiischen  Kontinent  —  bestand  die  Gefahr  nur  darin,  dal) 
die  höheren  Stände,  die  am  Reichstag  teilnahmen,  in  erster 
iiinie  ihre  eigenen  Ständeinteressen  in  Schutz  /a\  nehmen 
heniiiht  waren  und  daß  sie  diesen  Interessen  zuliebe  oft  das 
Wühl  der  niederen,  hier  nicht  vertretenen  Stünde  opferten. 
Die  negativen,  sehr  nachteiligen  Folgen  eines  solchen  Zustandes 
leusrnen  zu  wollen .  wäre  müßig,  und  aus  diesem  Grunde  ist 
wohl  auch  eine  Kritik  der  polnischen  Einrichtungen  berechtigt; 
es  zeugt  aber  nicht  von  gerechtem  Urteil  und  klarer  Auffassung 
der  Frage,  wenn  diese  Kritik  nur  in  bezug  auf  Polen  angewandt 
wird.  Dieselbon  Vorwürfe  müssen  gegen  den  ganzen  damaligen 
europäischen  Kontinent  erhoben  werden,  denn  nirgends  dort  kam 
es  bis  ans  Ende  des  XVIII.  Jahrhunderts,  abgesehen  von  den 
Änderungen  der  großen  Revolution  in  Frankreich,  zur  Durchfüh- 
rung des  Grundsatzes  der  Vertretung  der  allgemeinen  staatlichen 
Interessen  im  modernen  Sinne  dieses  Wortes.  Überall,  wo  nur 
solche  „Repräsentationsorgane"  existierten,  mit  Teilnahme  von 
Vertretern,  sei  es  auf  Grund  eigenen  Rechtes,  sei  es  auf  Grund 
der  auf  den  Landtagen  durchgeführten  AVahlen,  wie  in  Polen 
und  Ungarn .  überall  treten  diese  Vertreter  als  A^erteidiger 
der  Ständeinteressen,  sei  es  eigener,  sei  es  auch  der  niedrigeren 
Stände,  die  an  der  Versammlung  niclit  teilnahmen,  auf.  Ehrenvoll 
hebt  sich  von  diesem  Hintergrunde  die  Reform  der  Konstitution 
vom  dritten  Mai  ab,  welche  nicht  nur  die  Instruktionen  der 
Landtage  beseitigte,  aber  auch  ausdrücklich  den  Grundsatz 
aussprach,  daß  die  I^andboten  als  A'^ertreter  der  Interessen 
der  Staatsgesamtheit  zu  gelten  haben.  Nach  dem  von  der 
französischen  Revolution  ausgehenden  Weckruf,  kaum  einige 
Jahre  nach  ihrem  Ausbruch,  war  auf  dem  ganzen  europäi- 
schen Kontinent  Polen  der  erste  Staat,  welcher  diesen  neuen 
Grundsatz  bei  sich  einführte;  alle  anderen  schlummerten  noch 
in  der  alten  Hülle  der  Ständevertretung. 

Der  zweite  Hauptvorwurf,  der  go^^en  die  polnisclien  Land- 
tage erhoben  wird,  steht  im  Zusammenhang  mit  der  bekannten 
Erscheinung,  daß  sich  ihre  Tätigkeit  nicht  lediglich  auf  die 
AV^ihl  der  Landboten  und  die  Erteilung  der  Instruktionen 
;in  dieselben  beschränkte,  sondern  auch  eine  ganze  Reihe 
anderer  öffentlicher  Angelegenheiten    umfaßte,    von   den  wich- 
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tigsten ,  den  Finanz-  und  Militärangelegenheiten  angefangen. 
Seit  dem  XVII.  Jahrhundert  \\Tirden  auf  Grund  der  Land- 
tagsbeschlüsse Steuern  votiert,  nicht  nur  solche,  die  lediglich 
die  Bedürfnisse  der  Provinz  betrafen,  sondern  auch  für  allge- 
meine Zwecke  der  Republik:  aus  den  aufgebrachten  Steuer- 
geldern wurde  die  sogenannte  Landesmiliz  unterhalten,  welche 
vom  Landtag  bzw.  von  den  von  demselben  zu  diesem  Zwecke 
eingesetzten  (3rganen  abhängig  war;  von  dem  großen,  immer 
mehr  zunehmenden  Wirkungskreis  in  Angelegenheiten  der 
lokalen  A^erwaltung ,  den  die  Landtage  an  sich  zu  ziehen 
wußten,  insbesondere  nachdem  sich  im  XVII.  Jahrhundert  die 
spezielle  Form  des  „wirtschaftlichen  Landtags",  der  die  auto- 
nomen Verwaltungsangelegenheiten  der  Wojewodschaft  besorgte, 
ausgebildet  hatte ,  wollen  wir  hier  nicht  besonders  handeln. 
Es  wird  bei  dieser  Grelegenheit  hervorgehoben,  daß  jedesmal, 
als  der  Staat  sich  in  der  Lage  befand,  rasch  und  energisch 
zu  handeln ,  vornehmlich  auf  dem  Gebiete  militärischer  und 
finanzieller  Fragen,  die  oberste  Regierung,  anstatt  mit  einem 
einheitlichen,  einzigen  Organ  (dem  Reichstag)  zu  tun  zu  haben, 
sich  an  die  vielen  Landtage  (etwa  zwanzig)  wenden,  die  vielen, 
vielen  Räder  der  Staatsmaschine  in  Bewegung  setzen  mußte, 
Räder,  von  denen  jedes  einzelne  verschiedene  Schwungkraft, 
ja  sogar  verschiedene  Schwungrichtung  haben  konnte.  Durch 
eine  solche  Regelung  der  Verhältnisse  mußte  die  Staatsmaschine 
in  Stockung  geraten,  „der  Staat  war  zu  Unbeweglichkeit  ver- 
urteilt", die  berühmte  „polnische  Anarchie"  pflanzte  sich  fort. 
Es  fehlt  auch  nicht  an  heilbringenden  —  ex  post  —  Ratschlägen, 
die  diesem  Mißstand  abhelfen  sollten:  „das  beste  Mittel"  wäre 
hier  gewesen,  „den  Schwerpunkt  von  den  Landtagen  aiif  den 
Reichstag  zu  übertragen";  da  aber  dies  nicht  geschehen,  so  wird 
der  Vorwurf  formuliert,  daß  die  Institution  der  Landtage  und 
das  Statut  von  Nieszawa  (1454),  welches  diese  Institution  sanktio- 
nierte, „alle  lebensfähigen  Arterien  des  staatlichen  Organismus 
unterbunden  habe",  und  ohne  zu  beachten,  daß  nach  dem  Statut 
von  Nieszawa  (1454)  Polen  noch  durch  dreieinhalb  Jahrhunderte 
existierte,  fügt  man  die  düstere,  grauenvolle  Frage  hinzu:  „wie 
konnte  ein  solcher  Organismus  fortleben"? 

Wiederum  einmal  hat  diese  geistreiche  Historiosophie  ihren 
Blick  nicht  über  das  Ausgangstor  Polens  geworfen.  Hätte  sie 

K  alz  er,  Aus  Problemen  der  Verfassungsgeschichte  Polens.  2 
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wenigstens   die   nächste  Nachbarschaft.    Bölimen  und  Ungarn. 
in  ihren  Gesichtskreis  gezogen ,    so  würde    sie    eine  auffallend 
übereinstimmende    Erscheinung    gefunden    haben:    die    Kreis- 
und  Komitatsversammlungen,  die  neben  dem  böhmischen  bzw. 
ungarischen  Reichstag  tätig  sind.    Die  Ähnlichkeit,   besonder^ 
mit  ungarischen  Einrichtungen,    ist  hier  nicht    nur  äußerlicli. 
sie  reicht  bis  in  die  tiefsten  Grundlagen  der  beiden  korrespon 
dierenden    Einrichtungen.     Und    wenn    ein  Unterschied    festzu 
stellen  ist.  so  ist  es  der.  daß  in  Ungarn  die  hier  unterstrichenen 
Verfassungseigentümlichkeiten  noch  viel  krasser  auftreten  als 
in    Polen.    Denn    die    ungarische    Komitatsversammlung    erle- 
digte   nicht    nur    selbständig  zahlreiche    wichtige  Angeleo-en- 
heiten  der   lokalen  Verwaltung,    spannte    nicht    nur    in    ihren 
Organismus    die    ursprünglich    königlichen    Komitatsbehörden 
(vom  Obergespan    an)   ein.    die    sie    dann    zum    Teil   von    sich 
abhängig  machte;  sie  sandte  nicht  nur  die  gewählten  Abgeord- 
neten mit  Instruktionen  auf  den  Reichstag,    sondern  übte  oft 
an  Stelle   des  letzteren,   gleichsam    im  Wege   der  Delegation, 
gesetzgeberische  Funktionen  aus,  besonders  in  Steuerangelegen- 
heiten: es  kamen  sogar  Fälle  vor,  daß  sie  darin  gegen  Reichs- 
tagsbeschlüsse, oft  mit  Erfolg,  auftrat.    Und  doch  spricht  die 
ungarische     Geschichtschreibung    nicht    von    Anarchie ,     von 
Unterbinden    der    Hauptarterien    des    staatlichen    Organismus, 
stellt  nicht  die  Frage,  wie  ein  solcher  Staat  weiterleben  konnte; 
im  Gegenteil,    sie  sieht  in  der  Aufrechterhaltung  dieser  Ver- 
sammlungen bis  in  die  neuesten  Zeiten  einen  großen  Erfolg,  die 
Hauptstütze  der  staatlichen  Selbständigkeit  Ungarns,  die  man 
gegen  die  absolutistischen  und  zentrali.stischen  Versuche  jener 
Herrscher,  —  denen  es  gelungen  ist,  durch  die  Unterdrückung 
einer  analogen  Institution  in  Böhmen,  der  Kreisversammluno-en 
(um  die  Hälfte  des  XVII.  Jahrhunderts;,  die  staatliche  Eigenart 
des  böhmischen  Königreichs  zu  vernichten,    —   zu  verteidigen 
und  zu  erhalten  wußte. 

Was  immer  man  auch  Nachteiliges  dem  Landtagswesen 
zuschreiben  mag,  so  ist  dabei  stets  im  Auge  zu  behalten,  daß 
in  Polen,  geradeso  wie  in  Ungarn  und  Böhmen,  neben  diesen 
Organen  von  „zentrifugaler"  Funktion  doch  ein  Zentral- 
organ, der  Reichstag,  bestand,  der  in  einem  gewissen,  wenn 
auch   beschränkten    Wirkungskreis   dem  Postulat    einheitlicher 
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Leitung  der  Staatsangelegenheiten  wie  auch,  im  Bedarfsfalle, 
einer  energischen,  raschen  Staatsaktion  gerecht  werden  konnte. 
Es  gab  aber  auch  Staaten,  in  denen  die  Verhältnisse  in  dieser 
Beziehung  viel  ärger  geordnet  waren,  wo  es  ausschließlich  nur 
partikulare,  „zentrifugale"  Versammlungen  gab  und  die  gar 
kein  Organ  von  universellem  Charakter  hatten.  Ein  typisches 
Beispiel  solcher  Ordnung  der  Dinge  sind  die  Habsburger 
Länder,  nicht  nur  als  ein  aus  drei  Gruppen,  der  österreichischen, 
böhmischen  und  ungarischen,  bestehendes  Ganzes  genommen, 
für  die  es  trotz  mehrfacher  Versuche  nicht  gelungen  ist,  ein 
zentrales  Ständeorgan  zu  schaffen,  aber  auch,  was  auffallender 
ist ,  ihre  altösterreichische  Gruppe  allein ,  die  den  Kern  der 
späteren  großen  Habsburger  Monarchie  bildet.  In  dieser  Gruppe 
kam  es  —  im  Gegensatz  zu  Böhmen  und  Ungarn,  welche  be- 
sondere Reichstage  hatten ,  —  nicht  zur  Ausbildung  eines 
analogen  Zentralorgans;  es  gab  nur  Landtage  einzelner  Länder, 
wie  in  Steiermark.  Krain,  Tirol  usf.  Und  jeder  von  ihnen 
hatte  ■ —  abgesehen  von  Angelegenheiten  lokaler  Verwaltung 
—  das  Recht ,  Steuern  für  allgemeine  Zwecke  zu  bestimmen 
und  die  Steuergelder  durch  eigene,  von  ihm  gewählte  und 
abhängige  Behörden  zu  verwalten,  schließlich  auch  das  Recht, 
die  aus  diesen  Steuern  unterhaltene  Miliz  zu  administrieren. 
Im  Bedarfsfalle  mußte  der  Herrscher  hier .  geradeso  wie  in 
Polen,  eine  ganze  Reihe  von  Rädern  und  Rädchen  in  Bewe- 
gung setzen ,  die  verschiedene  Schwungkraft  und  oft  auch 
verschiedene  Schwungrichtung  hatten.  Zur  Schaffung  eines  ge- 
meinsamen, zentralen  Repräsentationorgans  für  alle  Habsburger 
Länder  kam  es  nicht  eher  als  im  Jahre  1849  und  für  alle  außer- 
ungarischen  Länder  kaum  ein  Jahr  früher,  1848,  gerade  ein 
halbes  Jahrhundert  nach  dem  Falle  Polens.  Was  dieser  „zentri- 
fugale" Charakter  der  Verfassung  im  Zusammenhang  mit  dem 
den  Provinziallandständen  zugeteilten  Wirkungskreis  an  Bösem 
zeitigte,  dem  hat  erst  teilweise  die  Reform  Maria  Theresias 
vom  Jahre  1748,  ein  knappes  halbes  Jahrhundert  vor  dem 
endgültigen  Fall  Polens,  abgeholfen,  durch  welche  die  auf 
Grund  der  von  den  Landständen  votierten  Steuern  eingetrie- 
benen Gelder  der  Verwaltung  der  Landtagsorgane  entzogen 
und  direkt  den  Staatskassen  überwiesen  wurden ,  woraufhin 
auch   die   Verwaltung   des  Landesheeres   an   staatliche  Organe 
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ühero-in'T.  Sehr  laiiirf.  von  den  Anfänii'en  des  XVII.  Jahrhun- 
derts  beginnend,  blieben  auoh  in  Frankreich  ähnliche  Verhältnisse 
bestehen.  Nach  dem  Fall  der  ,. Genoralstände"  (1614/5)  blieben 
in  zahlreichen  französischen  Provinzen  nur  „Provinzialstände"' 
zurück,  oft.  wie  in  der  Bretagne  oder  Burgund,  von  der- 
selben Zusammensetzung  wie  die  polnischen  Tjandtage,  mit  dem 
Rechte  des  ganzen  lokalen  oder  zumindest  des  ganzen  ansäs- 
sisrcn  Adels,  daran  teilzunehmen,  mit  derselben  weiten  Kompe- 
tenz, somit  nicht  nur  mit  dem  Rechte  lokaler  Verwaltung, 
welche  in  Polen  die  „wirtschaltlichen  Landtage"'  ausübten,  aber, 
was  wichtiger  ist.  mit  ausschließlichem  Recht  der  Votierung 
allgemein-staatlicher  Steuern,  wie  auch  mit  dem  Rechte  ihrer 
Repartierung.  Auch  hier  mußten  also  die  Könige  eine  ganze 
Reihe  einzelner  Räder  der  Staatsmaschine  in  Bewegung  setzen, 
wenn  es  sich  um  Erlangung  der  nötigen  Mittel  für  allgemeine 
Staatszwecke  handelte.  Diese  Verhältnisse  blieben  hier  bis  zur 
srroßen  Revolution  bestehen,  die  mit  dem  Falle  Polens  zusammen- 
fallt.  Es  muß  aber  dem  gegenüber  noch  festgestellt  werden,  daß 
in  Polen  die  nachteiligen  Seiten  des  zentrifugalen  Charakters 
der  Landtage  in  bezug  auf  die  Heeresangelegenheiten  schon 
im  Jahre  1717  und  in  bezug  auf  die  Finanzangelegenheiten 
im  Jahre  1764  abgeschafft  wurden,  und  zwar  dadurch,  daß  der 
Schwerpunkt  der  Heeres-  bzw.  Finanzverwaltung  in  diesen 
Jahren  von  den  Landtagen  auf  den  Reichstag  übertragen  wurde. 
Diese  Reform  hat  im  überwiegenden  Teile  die  analogen  Reformen 
in  den  Ländern  der  Habsburger  und  in  Frankreich  zeitlich  über- 
holt. Schließlich  hat  die  Gesetzgebung  vom  Jahre  1791  die  Kom- 
petenz des  Reichstags  in  Sachen  des  allgemeinen  Finanzwesens 
in  jeder  Beziehung  betont.  Dies  alles  hindert  nicht  die  gelegent- 
lichen Hi-storiosophen,  daß  sie,  gerade  unter  diesem  Gesichts- 
winkel die  älteren  Zustände  Polens  betrachtend,  die  T^ebens- 
fähigkeit  Österreichs  und  Frankreichs  anerkennen  und  nur  in 
bezug  auf  Polen  die  Frage  aufwerfen:  wie  konnte  ein  solcher 
Organismus  leben? 


Als  einer  der  wesentlichsten  Mängel  der  polnischen  Ver- 
fassung in  der  hier  betrachteten  Periode  wird  sehr  häufig  das 
Fehlen    einer    stark    organisierten    Regierungsgewalt, 
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nach  oben  und  nach  unten,  und  die  daraus   fließende  sowohl 
politische  als  auch  soziale  Anarchie  betont.  Nicht  Recht 
regierte  in  Polen  des  XVII.  und  XVIII.  Jahrhunderts,  .sondern 
Unrecht,  wird  behauptet.  In  dicken  Bänden  werden  dafür  zahl- 
reiche, schlagende  Beweise  angeführt.  Wohl  beruhen  die  Beweise 
auf  unbestreitbaren  Tatsachen,  aber  die  daraus  gezogene  Schluß- 
folgerung ist  grundfalsch.    Denn   das    ganze   Material,    worauf 
diese  Beweisführung  sich  stützt,  ist  durchaus  einseitig:  Gerichts- 
akten, welche  die  Tatsachen  der  Rechtsverletzung  in  einzelnen 
Fällen    darstellen.    Wie    viel    hinter   diesem  Unrecht  in  Polen 
Recht   ausgeübt  wurde,    werden    wir    aus   diesen  Akten   nicht 
erfahren,  und  doch  könnte   nur    eine  Gegenüberstellung  dieser 
beiden  Gruppen   von  Tatsachen    erst  eine  Grundlage    für    eine 
wirklich  wissenschaftliche  Lösung  dieser  Frage  abgeben.  Wer 
nur    auf  Grund  von  Kriminalakten  über    eine  Menschengesell- 
schaft wird  urteilen  wollen,  der  wird  nie  etwas  Gutes  über  die- 
selbe zu  sagen  haben.  Über  jede  beliebige  Nation  und  in  jeder  be- 
liebigen Periode,  selbst  in  unseren  Zeiten  und  über  die  zivilisier- 
testen Völker  könnte  man  solche  und  sogar  noch  größere  Haufen 
„Schwarzbücher"    schreiben,    wenn   man    lediglich    ein    solches 
Material  verwerten  wollte.  Und  doch  prahlen  wir  in  den  heutigen 
„Rechtsstaaten"  —  wohl  nicht  ohne  Grund  —  damit,  daß  Ordnung 
und  Recht  herrschen.  Wir  begrüßen  mit  Freude  und  Dankbar- 
keit  derartige   Sittenschilderungen    als  Zeichnung  einer  Seite 
des   früheren   Lebens  in  Polen,    besonders   wenn  sie  uns  nicht 
nur  in  getreuer  sondern  auch  artistischer  Bearbeitung  von  einer 
Meisterfeder  geboten  werden;  eine  richtige,  genaue,  erschöpfende 
Grundlage    für  die  Erforschung  des  Pulsschlages   der  sozialen 
Ordnung  oder  Anarchie  sind  sie  nicht. 

Ich  will  dadurch  durchaus  nicht  behauptet  haben,  daß 
Polen  des  XVII.  oder  XVIII.  Jahrhunderts  ein  Land  des  so- 
zialen Friedens,  allseitig  geordneter  Rechtsverhältnisse  war.  Im 
Gegenteil,  zahlreiche  Mißbräuche  kamen  vor,  manche  krasse 
Rechtsverletzung  wurde  begangen;  Beweis  dessen  bilden  gerade 
jene  Zusammenstellungen,  welche  beweisen,  wie  oft  von  den 
,.Rechtswegen"  auf  „Linkswege"  abgeschwenkt  wurde.  Aber 
wir  machen  uns  wieder  eines  Anachronismus  schuldig ,  wenn 
wir  jene  Zustände  denjenigen  gegenüberstellen,  die  im  modernen 
Rechtsstaate  mit  seiner  gewaltigen,  ausgezeichnet  vervollkomm- 
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neten  und  allseitig  funktionierenden  Staatsmaschine  herrschen. 
Ähnliche  Akte  der  Willkür  und  der  Nichtbeachtung  oder  Verlet- 
zung dos  Rechts  in  größoroin  Umfange  erscheinen  in  diesen  Zeiten 
auch  anderswo,  namentlich  auch  in  den  westlichen  Staaten, 
obwohl  dort  das  mit  einer  auf  allen  Stufen  starken  Staatsgewalt 
ausgestattete  absolute  Regierungssystem  sich  festgesetzt  hatte: 
sie  entstehen  durch  die  gröberen  Sitten,  das  heißblütige  Tempe- 
rament der  Individuen,  insbesondere  jener,  die  sozial  mächtiger 
sind  und  die  nicht  immer  vom  Arm  der  Gerechtigkeit  erreicht 
werden;  denn  die  Repressionsniittel.  über  die  die  damalige  Staats- 
gewalt verfügte,  waren  unzulänglich.  Vom  modernen  Gesichts- 
punkt aus  betrachtet,  müßte  so  ziemlich  in  dem  ganzen  damaligen 
Europa  und  nicht  nur  in  Polen  allein  Anarchie  wahrgenommen 
werden,  und  eben  darin  liegt  der  Fehler,  daß  wir  vom  mo- 
dernen Gesichtspunkt  die  Dinge  betrachten  und  daß  wir  nur 
auf  Polen  unsere  Blicke  wenden.  Insbesondere  in  Perioden,  die 
auf  die  Kriege  folgten  —  um  nicht  nur  von  Kriegszeiten  zu 
reden  — .  nahmen  hier  die  Elemente  der  sozialen  Anarchie  in- 
folge der  Erschütterung  der  normalen  Ordnung  überall  an  Kraft 
und  Intensität  zu.  In  Deutschland  verbreitete  sich  während 
des  dreißigjährigen  Krieges  das  Faustrecht,  das  Recht  der 
Selb-sthilfe  und  des  eigenmächtigen  Kampfes  mit  dem  Gegner 
so  stark,  daß  es  nach  Beendigung  des  Krieges  fast  als  eine 
eingebürgerte  Sitte  galt:  es  ist  dasselbe  Recht,  welches  zu 
gleicher  Zeit  dieser  oder  jene  polnische  Magnat,  oder  sogar  ein 
armer  adeliger  Schlucker  gegen  seinen  Gegner  in  Anwendung 
brachte.  Es  sei  nun  daran  erinnert,  daß  durch  einen  ül^erwiegendon 
Teil  des  XVII.  und  das  erste  Viertel  des  XVlIl.  Jalirhunderts, 
im  Zeiträume  eines  ganzen  Jahrhunderts,  vom  Tode  Sigis- 
munds  III.  an  gerechnet  bis  zu  den  späteren  Regierungsjahreii 
Augusts  IL.  Polen  aus  den  Kriegswirren  nicht  herauskam.  Ab- 
gesehen von  den  inneren  Aufruhren,  wie  der  Kosakenaufruhr  oder 
der  Rebellion  Lubomirskis.  abgesehen  von  den  inneren  Kämpfen, 
die  mit  der  doppelten  Kijnigswahl  verbunden  waren,  fanden  in 
diesem  Zeiträume  zahllose  Kriege  statt:  Moskauer,  schwedische, 
brandenburgischc.  türkische,  wallachische,  zum  Teil  lang- 
währende, zum  Teil  kürzere,  oft  gegenseitig  ineinander  ein- 
greifende, zum  Teil  unmittelbar  nacheinander  geführte,  immer 
wiederkehrende.   Nur  wenige,  im  übrigen  immer  wieder  unter- 
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broclione  Friedensjahre  können  in  dieser  Periode  gezählt  werden, 
so  daß,  als  es  einmal  dazu  kam,  daß  der  Friede  sechs  Jahre 
ununterbrochen  dauerte,  ein  hervorragender  Historiker  nicht 
ohne  Grund  dieses  Ereignis  als  besonders  beachtenswert  be- 
zeichnete. Diese  Kriege  betrafen  oft  große  Teile  des  Reiches, 
überfluteten  oft  wie  eine  „Sintflut"  das  ganze  Land  und  zerstörten 
unaufhch'lich  nicht  nur  Vermögen  und  Leben,  sondern  auch  die 
Grundlagen  der  rechtlichen  Ordnung,  unterbrachen  jeden  Augen- 
blick die  organisatorische  und  organische  Arbeit  sowohl  der 
Gesellschaft  als  auch  der  Regierung,  zwangen  unzählige  Male 
diese  soeben  begonnene  Arbeit  wieder  aufzunehmen,  regelmäßig 
mit  demselben  negativen  Ergebnis.  Daß  unter  solchen  Umständen 
es  zu  einer  andauernden  Ordnung  der  Dinge  nicht  kommen 
konnte,  daß  die  Sitten  roher  und  sogar  wilder  wurden,  daß  die  In- 
stinkte der  Anarchie  um  sich  griffen  und  einen  empfänglichen 
Boden  für  ihre  Entwicklung  fanden,  ist  wohl  klar.  Doch  muß 
ruhig  erwogen  werden,  wem  die  Schuld  an  diesen  Zuständen 
zugeschrieben  werden  kann  und  soll.  Man  kann  lebhaft  bedauern, 
daß  die  geographische  Lage  Polens  seinen  Xachbarn  Gelegen- 
heit gab,  so  oft  das  Terrain  der  Kämpfe  auf  das  Gebiet  der 
Republik  zu  übertragen.  Man  kann  der  polnischen  Diplomatie 
zum  Vorwurf  machen,  daß  sie  nicht  wirksam  die  drohenden 
Kriege  abzuwehren  vermochte.  Man  kann  bedauern,  daß  der 
polnische  Staatsschatz  über  keine  solchen  Mittel  verfügte,  die' 
ihm  die  Möglichkeit  gegeben  hätten,  eine  größere  Armee  zu 
Schäften,  welche  ausgereicht  hätte,  die  feindlichen  Eroberungs- 
angriife  zu  dämmen.  Man  kann  sogar  gegen  die  polnische  Finanz- 
wirtschaft den  Vorwurf  erheben,  daß  sie  keine  Mittel  zur 
Steigerung  der  Staatseinnahmen  und  zur  Schaffung  eines  gewal- 
tigen Heeres  gefunden  hatte.  Aber  man  darf  nicht  wegen 
aller  dieser  Erscheinungen  die  polnischen  Verfas- 
sungszustände  verantwortlich  machen,  weil  die  hier 
besprochene  Ursache  der  Lockerung  der  öffentlichen  Ordnung, 
zweifellos  eine  der  wichtigsten,  unabhängig  von  dem,  was  der 
Rahmen  der  polnischen  Verfassung  umfaßte,  entstanden  ist 
und  gewirkt  hatte. 

Wenden  war  nun  das  Blatt  um  und  betrachten  wir  irgend 
eine  Periode  normaler  Zustände  im  Reiche,  eine  Reihe  mehrerer 
friedlich  aufeinanderfolgender  Jahre.    Gewiß  werden  \\ir  auch 
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hier  unsere  Aut'inerksamkeit  auf  das  ,.anarchische"  Polen  zu 
lenken  haben .  in  dem  ein  Schlachzize  auf  eigene  Faust  an 
einem  anderen  Gerechtigkeit  übte  und  der  Magnat  den  ihm 
unbequem  gewordenen  kleinen  Mann  bedrängte,  wobei  der  eine 
wie  der  andere  sich  darum  gar  nicht  kümmerten .  wie  sich 
dem  gegenüber  das  ^machtlose"  Organ  der  Staatsgewalt  ver- 
halten wird.  Und  wir  werden  diese  Zustünde  mit  den  „ideellen" 
Zuständen  der  zeitgenössischen  absoluten  Monarchie  im  Westen 
zusammenstellen,  die  mit  dem  starken  Arm  ihrer  Gewalt  solchen 
Mißbrauchen  vorzubeugen  wußte,  und  wenn  sie  doch  vorge- 
kommen sind ,  sie  streng  bestrafte.  Wir  gestehen ,  daß  solche 
Erscheinungen  der  sozialen  Anarchie,  wenn  sie  auch  dem  zeit- 
genössischen Westen  nicht  fremd  waren,  in  Polen  zahlreicher 
sein  und  häufiger  sich  wiederholen  konnten .  wir  dürfen  aber 
nicht  vergessen,  daß  an  Stelle  dieser  Anarchie  in  absoluten 
Staaten  eine  anders  geartete  Anarchie  sich  bei  weitem  empfind- 
licher zu  fühlen  gab.  dieselbe  Anarchie,  die  bis  an  den  heutigen 
Tag  den  Fluch  jener  Gesellschaften  bildet,  die  in  absolutisti- 
scher Regierungsordnung  leben:  die  von  oben  kommende 
Anarchie,  die  Anarchie  der  staatlichen  Behörden  und 
Organe.  Hier  sind  die  Schicksale  der  Individuen  den  Händen 
der  Gesellschaft  gegenüber  unverantwortlicher  Beamten  aus- 
geliefert, welche,  ungestraft  sich  über  das  Recht  stellend,  aus 
eigennützigem  oder  pcditischem  Antriebe  ihre  Gewalt  mißbrauchen 
und  Unrecht  sowohl  einzelnen  Personen  als  auch  sozialen  oder 
nationalen  Gruppen  zufügen  können.  Eine  sehr  interessante 
—  und  auch  grelle  —  Beleuchtung  dieser  Behauptung  bringt 
jede  objektiv  geschriebene  Geschichte  der  Bürokratie  der  abso- 
luten Staaten  (z.  B.  das  wertvolle  Werk  Beidtels  „Ge- 
schichte der  österreichischen  Staatsverwaltung  1740 — 1848"). 
Es  muß  aber  hinzugefügt  werden ,  daß  nicht  nur  die  Büro- 
kratie allein  Anarchie  in  diesem  Sinne  betrieb.  Es  betrieb 
sie  in  noch  höherem  Maße  der  Herrscher  selbst  durch  seine 
„Kabinetsjustiz"  oder  durch  augenscheinliche  Gewaltsakte,  die 
selbst  dem  Schein  der  Form  keine  Rechnung  trugen.  So  ergeben 
sich,  wenn  wir  die  ^Erscheinungen  zusammenstellen,  interes- 
sante Unterschiede.  Es  kam  in  Polen  vor,  daß  ein  Schlachzize 
gegen  den  anderen  einen  ,.zajazd"  (eigenmächtige  Exekution) 
veranstaltete   oder   auf  einem    Jahrmarkt   oder    dem    Landtag 
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ihm  mit  dem  KrummsUbel  einen  Hieb  versetzte,  wenn  er  mit 
ihm  einen  Zwist  hatte  oder  seit  langem  ihm  einen  Groll  nach- 
trug, ohne  sich  darum  zu  kümmern,  was  dazu  der  König  oder 
der  Staroste  sagen  wird.  Aber  es  gab  in  Polen  keine  Bartholo- 
mäusnacht. Und  es  ereignete  sich  dort  nicht  —  nicht  nur 
nicht  in  bezug  auf  den  Adel,  aber  auch  nicht  in  bezug  auf 
eine  niedrigere  und  minder  zahlreiche  soziale  Gruppe  —  was 
Böhmen  im  ersten  Viertel  des  XVII.  Jahrhunderts  erlebte: 
daß  nach  Unterdrückung  des  bekannten  Aufstandes  fast  der 
ganze  frühere,  einheimische  böhmische  Adel  durch  Galgen. 
Konfiskation  und  A^erbannung  vernichtet  wurde.  Es  lebten 
auch  in  Polen  und  blieben  auch  bestehen  —  mit  nicht  geringer 
Gefahr  für  die  Idee  der  Staatseinheit  —  verschiedene  fremde 
Nationalitäten,  welche  nur  durch  die  Macht  der  Umstände,  durch 
ständigen  Kontakt  mit  dem  polnischen  Element ,  zum  Teile 
auch  durch  den  Einfluß  seiner  höheren  Kultur  einer  Poloni- 
sierung  —  sei  es  einer  vollständigen,  wie  die  Armenier,  sei 
es  nur  in  höheren  Schichten,  wie  die  Litauer  und  Iluthenen.  sei 
es  nur  teilweise,  wie  die  in  Preußen  eingewanderten  Deutschen 
—  unterlao-en.  Nie  wurden  sie  aber  durch  Gewalt  entnationali- 
siert.  Hingegen  scheuten  der  damalige  westliche  Staat  und  seine 
zum  „Schutze  des  Rechts"  bestellten  Organe  vor  dem  größten 
Unrecht  und  der  schandvollsten  Unterdrückung  nicht  zurück, 
um  fremde,  unterworfene  Nationalitätenbruchteile  in  ein  orga- 
nisches Ganzes  mit  dem  herrschenden  etnischen  Element  zu 
verschmelzen. 

Es  wurde  oft  mit  Nachdruck  hervorgehoben  —  nicht  nur 
in  der  fremden  Literatur,  aber  mit  besonderer  Vorliebe  auch 
in  der  polnischen  Geschichtschreibung,  welche  elementare 
Furcht  und  Abscheu  die  polnische  Gesellschaft  vor  dem 
Absolutismus  hatte.  Mit  dieser  Beobachtung  wurde  in  der 
Regel  der  Vorwurf  verbunden,  daß  Polen,  indem  es  die  Ein- 
führung der  absolutistischen  Regierungsform  verhinderte  und 
eine  Vereinigung  aller  Kräfte  seines  politischen  Organismus 
nicht  zuließ,  wie  sie  die  starke  Herrschergewalt  im  westlichen 
Europa  durchführte',  das  Todesurteil  über  seine  Staatlichkeit 
unterschrieben  habe.  Einem  der  Forscher  gefiel  es  sogar  zu  be- 
haupten, daß  ..der  Abscheu  vor  persönlicher,  für  lange  Zeit  in 
einer  Person  zentralisierter  flacht"  ein  besonderes  Merkmal  der 


—       L>(>      — 

IJoirierunssverfassuriG:  in  Polen,  im  Ge^-onsatz  zum  Westen  war; 
darin  sieht  er  auch  die  Quelle  alles  Bösen  und  die  Ursache  des 
endo-iiltitjen  Falles  Polens.  In  dieser  Auffassung  steckt  wiederum 
ein  Mißverständnis.  Es  ist  allerdings  zweifellos,  daß  der  Ab- 
solutismus seinerzeit  den  früheren,  losen  Bau  des  mittelalter- 
lichen Staates'  mit  seinen  zentrifugalen  Tendenzen  konsoli- 
dierte, daß  er  ihn  befestigte,  indem  er  notwendigerweise  Stütze 
in  einem  starken  Staatsschatz  und  einer  mächtigen  Armee  suchte, 
daß  er  dadurch,  mit  der  Steigerung  der  Rivalität  einzelner 
Staaten  um  die  Großmachtstellung  und  Erweiterung  eigenen 
Gebietes  auf  Kosten  anderer,  die  Abwehrkraft.  gegebenenfalls 
auch  die  AngrifFskraft  ,  eines  jeden  dieser  Staaten  steigerte. 
Von  diesem  Standpunkt  aus  kann  man  bedauern,  daß  Polen 
des  XVI.  bis  XA^III.  Jahrhunderts  sich  nicht  in  einen  abso- 
luten Staat  von  starker,  militärischer  Organisation  umgebildet 
habe,  es  hätte  nämlich  leichter  den  ihm  drohenden  Gefahren 
Widerstand  leisten  können ;  es  hätte  auch  sicher  vermocht,  wie 
jene  Staaten,  seine  Verfassung  späterhin  in  eine  konstitutionelle 
zu  verwandeln.  Auf  Grund  einer  über  Jahrhunderte  verfügenden 
Erfahrung,  aus  der  Perspektive,  die  einige  letzte  Jahrhunderte 
und  die  während  derselben  vollendete  geschichtliche  Evolution 
umfaßt,  ist  es  heute  sehr  leicht,  solchehistoriosophische  Konstruk- 
tionen aufzustellen.  Es  ist  aber  zutrefiendcr,  zu  fragen,  ob  die 
damaligen  Leute  zu  einer  solchen  Konstruktion  gelangen  konnten, 
und  ob  es  gerecht  ist,  sie  von  ihnen  zu  verlangen.  Der  Absolutis- 
mus, insofern  er  auch  die  militärische  Macht  der  Staaten,  ihre 
Großmachtstellung  und  ihre  defensive  Leistungsfähigkeit  den 
Nachbarn  gegenüber  befestigte,  tat  dies  nicht  so  sehr  im  Interesse 
des  Staates  als  solchen,  als  vielmehr  im  Interesse  des  Herrschers 
oder  seiner  Dynastie:  die  Interessensphäre  der  Dynastie  sog 
die  Interessen  des  Staates  als  solchen  in  sich  auf.  Außerden' 
verfolgte  der  Absolutismus  nach  der  Auffassung  der  Herrscher 
selbst  noch  einen  anderen,  höchstwichtigen  Zweck,  der  allem 
anderen  vorausging,  weil  oi-  die  Voraussetzung  und  Bedingung 
der  Verwirklichung  anderer  war:  dem  Herrscher  und  den  von 
ihm  abhängigen  Organen  einen  absoluten  Gehorsam  des  Volkes  in 
öffentlichen  Angelegenheiten  und  im  Bedarfsfalle  auch  in  Privat- 
angelegenheiten zu  sichern,  selbst  wenn  dies  durch  Anwendung 
weitgehender  Repressionsmittel  geschehen  sollte.  Er  fesselte  die 


Bewegungsfreiheit  aller  zusammen  und  eines  jeden  im  einzelnen, 
er  drang  empfindlich  in  verschiedene  Verhältnisse  des  täglichen 
Lebens  ein.  lastete  auf  dem  Volke  unheilbringend  durch  Miß- 
bräuche. Verfolgungen  und  Strafen,  die  rechtmäßig  und  un- 
rechtmäßig angewandt  wurden.  Er  war  der  Alp  der  Völker, 
der  sie  bedrückte  und  beunruhigte,  dem  gegenüber  sie  —  mit 
Ausnahme  jener,  die  sich  an  seinem  Feuer  wärmten  —  eine  ab- 
geneigte, ja  geradezu  feindliche  Stellung  einnehmen  mußten.  Sie 
nahmen  eine  solche  Stellung  ein.  trotz  alledem,  worin  übrigens 
der  Absolutismus  zum  Bau  einer  starken  und  nach  außen  wider- 
standsfähigen Staatlichkeit,  zur  Stärkung  ihrer  Macht  und  Be- 
deutung in  den  bevorstehenden  Kämpfen  um  Existenz  oder  Über- 
macht beitragen  konnte.  Denn  derartige  höhere,  weit  ausgreifende, 
in  ihren  Wirkungen  nur  mittell)ar  und  nicht  gleich  greifbare 
Ziele,  die  oft  Selbstverleugnung  und  Aufopferung  der  ganzen  Ge- 
sellschaft erfordern,  finden  nicht  leicht  Verständnis  in  den  breiteren 
Massen  und  im  täglichen  Leben.  Daß  der  Absolutismus,  nach- 
dem er  den  schwachen  Bau  des  mittelalterlichen  Ständestaates 
zerschlagen  hat,  selbst  nach  einigen  Jahrhunderten  eine  Brücke 
zur  Bildung  konstitutioneller  Monarchien,  mit  all  ihrem  Reich- 
tum an  weitgehenden  bürgerlichen  Freiheiten  und  gleichzeitig 
auch  mit  ihrer  durch  absolutes  Regime  befestigten  Großmacht- 
stellung, werden  wird,  das  konnte  freilich  damals  niemand  vor- 
aussehen. Und  wenn  man  sogar  eine  solche  Prophezeiung  als 
mJiglich  anerkennen  wollte,  so  dürfte  man  trotzdem  nicht  hoifen 
und  vernünftig  erwarten,  daß  die  damalige  Gesellschaft  durch 
einige  Jahrhunderte  hindurch  sich  gutwillig  eine  weitestgehende 
Einengung  ihrer  Freiheit  gefallen  lassen  sollte,  lediglich  zu 
diesem  Zwecke,  damit  eine  gute  Zukunft  für  gewisse  sehr 
entfernte  spätere  Generationen  gescliaifen  und  gesichert  werde. 
Nicht  nur  in  Polen  allein  macht  sich  in  dieser  Zeit  der 
Abscheu  vor  dem  ,.absolutum  dominium"  geltend;  es  ist  dies  eine 
allgemeine  Reaktion  der  damaligen  Gesellschaften  gegen  die 
an  ihnen  vollzogene  Fesselung  durch  die  absolute  Hcrrscher- 
gewalt.  Daß  in  vielen  Staaten  diese  Reaktion  damals  noch 
nicht  zum  Sieg  führte,  ist  auf  eine  andere  Ursache  zurückzu- 
führen: auf  die  starke  Befestigung  der  Gewalt  des  Monarchen. 
\velche  feindliche,  gegen  sie  gerichtete  Bewegungen  zu  unter- 
drücken   oder    durch    entsprechende   Mittel    ihr  Entstehen   im 


—     28     — 

Ki'ime  zu  ersticken  verstand.  Und  diese  Be\vet::iino;en  erscheinen 
hier  oft.  sogar  mit  niiiclitiirer  Gewalt,  wie  im  böhmischen 
Aufstand  von  161H.  wie  in  den  zahlreichen  immer  wieder- 
kehrenden unirarisehen  Kevolutionen.  die  in  einem  und  dem 
anderen  Lande  ;?egen  den  Absolutismus  der  Herrscher  gerichtet 
waren.  In  Polen  lassen  sich  zwar  gewisse  Spuren  von  Versuchen 
finden,  die  die  Könige  unternommen  haben,  um  ein  absolutes 
Regierungssystem  einzuführen;  so  z.  B.  im  A^organg  Sigis- 
mund  Augusts,  der  nach  den  bekannten  A'orfällon  des  Jahres 
1Ö48  durch  eine  Reihe  von  Jahren  mit  der  Einberufung  des 
Reichstags  zögerte,  so  z.  B.  in  dem  vorbereiteten  Staatsstreich 
Augusts  II.  Alle  diese  Versuche  wurden  im  Keime  erstickt, 
so  daß  die  Reaktion  gegen  den  Absolutismus  hier  kein  fertiges, 
starkes  Hindernis  zu  bewältigen  hatte,  wie  anderwärts.  Und 
deshalb  durften  in  der  politischen  Literatur,  im  Reichstag 
und  in  den  Landtagen  frei  —  freier  jedenfalls,  daher  öfter 
und  zahlreicher,  als  im  Westen  —  Stimmen  auftauchen,  die  Aus- 
fälle gegen  den  Absolutismus.  Auffcn-dorungen  zum  Widerstand 
gegen  Einführung  dieses  Systems.  Wai-nungen  vor  Gefahren,  die 
er  in  sich  barg,  enthielten.  Aber  aus  den  rein  äußerlichen  Erschei- 
nungen auf  ein  nationales,  angeblich  ausschließlich  polnisches 
Gebrechen  des  öffentlichen  Lebens  zu  schließen,  geht  nicht  an. 


An  Stelle  dieser  —  im  Grunde  genommen  unfruchtbaren 
—  Frage  kann  größeres  wissenschaftliches  Interesse  folgendes 
Problem  beanspruchen :  warum  kam  es  nicht  oder  konnte 
es  nicht  in  Polen  zur  Schaffung  einer  absoluten  Monarchie 
kommen ,  wie  wir  sie  in  den  Staaten  des  westlichen  Europa 
des  XVI.  — XVIII.  Jahrhunderts  und  teilweise  noch  im  XIX. 
Jahrhundert  vorfinden.  Auch  diese  Frage  wurde  schon  öfters 
in  der  Literatur  aufgeworfen.  Verschiedene  Antworten  wurden 
darauf  gegeben.  Um  nur  die  wi-chtigeren  und  nur  solche  zu 
betrachten,  die  vom  verfassungsgeschichtlichen  Standpunkt  ein 
größeres  Interesse  bieten,  sei  zuerst  auf  die  Auffassung  hinge- 
wiesen ,  daß  der  Grund  jener  Erscheinung  in  der  genetisch 
schwachen  Basis  zu  suchen  ist,  auf  welche  sich  in  Polen  die 
Königswürde  stützte,  das  ist  in  dem  Grundsatze  des  Wahl- 
kTtnigtums.    Mit    übertriebenem  Nachdruck    wurde    manchmal 
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die  Wählbarkeit  des  Königs  als  ein  besonderer  Mangel  der 
polnischen  Verfassung  hingestellt.  Erinnern  wir  zunächst,  daß 
diese  Einrichtung  durchaus  keine  polnische  Erfindung  darstellt : 
um  nicht  weiter  zurückzugreifen,  sei  festgestellt,  daß  schon  im 
frühen  Mittelalter  wir  die  Wählbarkeit  als  Grundlage  der 
Thronfolge  in  dem  damals  mäclitigsten  politischen  Organismus 
Europas,  in  Deutschland,  finden,  dessen  König  stets  wählbar 
war ;  zu  Ende  des  Mittelalters  führt  eine  ganze  Reihe  anderer 
Staaten,  wie  z.  B.  Böhmen,  Ungarn  die  AVahlmonarchie  ein. 
In  dieser  Reihe  findet  sich  auch  Polen ;  gleich  zu  Beginn  des 
zweiten  Viertels  des  XV.  Jahrhunderts  eignet  es  sich  dieses 
Institut  an,  das  in  jenen  Zeiten  eine  recht  häufige  Erscheinung 
in  Europa  war.  Und  wenn  es  auch  diesen  Grundsatz  in  die 
neueren  Zeiten  überträgt,  indem  es  ihn  durch  das  XVI.,  XVII. 
und  XVIII.  Jahrhundert  anwendet,  so  tut  es  dies  wiederum 
nicht  allein,  wenigstens  durch  längere  Zeit  nicht  allein.  Trotz 
der  widerstrebenden  Bemühungen  der  Habsburger,  die  nach 
Erwerbung  Böhmens  und  Ungarns  unternommen  wurden,  bleibt 
der  böhmische  Thron  im  Prinzip  elektiv  bis  ans  Ende  des 
ersten  Viertels  des  XVII.  Jahrhunderts  (1627),  der  ungarische 
noch  länger,  im  ganzen  fast  bis  ans  Ende  desselben  Jahrhun- 
derts (1687)  und  teilweise  noch  bis  zu  den  bekannten  Beschlüs- 
sen von  1722/3.  Auf  diese  letzten  Beispiele  sei  die  Aufmerk- 
samkeit besonders  gelenkt,  weil  sie  klar  beweisen,  daß  das 
Prinzip  der  Wahlmonarchie  die  Anwendbarkeit  des  Absolutis- 
mus nicht  ausschließt  und  nicht  notwendig  die  Lockerung  der 
höchsten  Regierungsgewalt  nach  sich  zieht:  haben  doch  die 
Habsburger  lange  vor  Abschaffung  des  Wahlprinzips  den  Ab- 
solutismus in  Böhmen  und  Ungarn  eingeführt.  Die  entgegen- 
gesetzte These  wird  auch  dadurch  nicht  gerettet,  daß  trotz 
der  Wählbarkeit  der  böhmische  und  ungarische  Thron  durch 
wiederkehrende  Wahlen  bei  demselben  Herrschergeschlecht 
erhalten  blieb  und  dadurch  zur  Erstarkung  der  Stellung  der 
Monarchen  beitrug.  Diese  Erscheinung  wiederholte  sich  doch 
mehrmals  auch  in  Polen,  wo  es  aber  zur  Schaffung  des  Absolutis- 
mus nicht  gekommen  ist.  Das  Geschlecht  der  Jagellonen  blieb 
beim  polnischen  Thron,  der  seit  Ladislaus  von  Warna  wählbar 
war,  bis  zu  seinem  Aussterben.  Und  ebenso  zur  Zeit  des  kräf- 
tigsten Aufblühens  des  Wahlkönigtums  herrschen  in  Polen  nach- 
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einander  drei  Könige  aus  dem  Geschlechte  der  Wasa,  die  ganze 
polnische  Linie  dieser  Dynastie,  bis  zu  deren  Erlöschen,  und 
später  noch  zwei  sächsische  Könige,  einer  nach  dem  anderen. 
Wir  wollen  gerne  zugeben,  daß  das  Wahlkönigtum  ein  Element 
der  Zerrüttung  des  staatlichen  Lebens  in  Polen  war,  daß  es  sicher 
besser  gewesen  wäre,  wenn  in  Polen  sich  früher  der  (irundsatz 
der  Thronerbfolge  festgesetzt  hätte :  aber  im  Lichte  dieser  ver- 
gleichenden Daten  wird  festgestellt  werden  müssen,  daß  grund- 
sätzlich das  Prinzip  der  Wahlmonarchie  weder  ein  wesent- 
liches Hindernis  der  Einfülirung  des  Absolutismus  war,  noch 
—  um  so  weniger  —  ein  Element,  das  über  Mangel  der  Lebens- 
kraft im  polnischen  Staatsorganismus  entschied.  Was  in  ihm 
Böses  steckte,  blieb  aber,  wie  wir  wissen,  nicht  bis  ans  Ende 
der  Republik  bestehen:  die  große  Konstitution  vom  Jahre  1791 
schaffte  ihn  ab.  indem  sie  eine  Thronerbfolge  einführte.  Wiederum 
haben  wir  hier  ein  Beispiel,  wie  das  Volk  selbst,  die  Erfahrung 
verwertend,  von  sich  heraus  dazu  kam .  das  Mangelhafte  der 
Verfassung  zu  beseitigen.  Diese  Reform  wurde  nicht  später 
als  um  sieben  Jahrzehnte,  nach  einer  analogen  Reform  in 
Ungarn,  in  Polen  eingeführt.  In  der  Verfassung  des  Deutschen 
Reiches  blieb  das  Wahlprinzip  noch  länger  bestehen  als  in 
Polen,  es  überlebte  sogar  die  polnische  Republik,  es  fiel 
nämlich  erst  mit  der  Auflösung  des  Deutschen  Reiches  selbst 
im  Jahre  1806.  Es  ist  wahr,  daß  im  Augenblick  der  Auflösung 
und  schon  eine  längere  Zeit  zuvor  die  Macht  der  deutschen 
Könige  nur  ein  Schatten  der  früheren  Macht,  ein  Ding  ohne 
wesentlichen  Wert  war,  aber  bekanntlich  war  nicht  die  Wähl- 
barkeit hier  die  Ursache  der  Schwächung  der  Königsmacht, 
sondern  ganz  andere  Elemente. 


Ein  anderes  Moment  der  Schwäche  und  des  Zerfalls  der 
polnischen  Regierungsmacht  steckt,  nach  Ansicht  mancher 
Forscher,  in  der  Verfassung  der  Behörden  und  des  Beam- 
tenwesens der  Republik,  und  zwar  in  ihrer  unentwickelten, 
schwach  differenzierten  Organisation,  in  dem  Mangel  einer  ent- 
sprechenden Zahl  der  Verwaltungsorgane,  welche  in  alle  Ver- 
hältnis.se  des  öffentlichen  Lebens  Einblick  haben  und  daselbst 
in    allem    den    Verfügungen    der    obersten   Gewalt   Gehör    ver- 
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schaiFen  könnten.  In  der  Tat  stellt  der  Bau  der  damaligen 
polnischen  Staatsmaschine  sehr  einfache  Formen  mit  einem  ver- 
hältnismäßig geringen  Beamtenvorrat  dar:  oben,  bis  ans  Ende 
der  sächsischen  Periode,  einige  „Ministerien",  d.  h.  Großämter 
für  die  Krone  Polen  und  Litauen,  die  die  einzelnen  Verwaltungs- 
zweige leiten,  unten:  eigentlich  nur  ein  einziges  königliches  Amt 
für  die  lokale  Verwaltung:  die  Starosten.  Stellt  man  diesen  Zu- 
ständen die  komplizierte,  in  hohem  Maße  diflPerenzierte  Organi- 
sation der  Ämter  in  einem  beliebigen  modernen  Staate,  der  über 
eine  Armee  von  Bürokratie  verfügt,  gegenüber,  so  sind  gewiß 
weitestgehende  Unterschiede  feststellbar;  aber  wiederum  dürfen 
wir  daraus  keine  abfälligen  Schlußfolgerungen  über  die  Ver- 
gangenheit ziehen,  w^eil  wir  hier  zwei  verschiedene,  zu  zw^ 
abgesonderten  Entwicklungsstadien  gehörende  Dinge  vergleichen 
würden.  Einzig  zutreffend  wird  hier  eine  Zusammenstellung 
mit  jenen  Zuständen  sein,  welche  gleichzeitig  anderwärts  in 
Europa  herrschten,  wenn  auch  in  Staaten  von  stark  zentralisierter 
Regierungsgewalt.  Dann  wird  aber  aus  diesem  Vergleich  Polen 
nicht  in  so  ungünstigem  Lichte  erscheinen,  wie  es  dünken 
könnte.  Die  Frage  der  Ämterorganisation  war  und  ist  immer 
nicht  nur  eine  staats-  oder  verwaltungsrechtliche  Frage,  aber 
auch  besonders  eine  Finanzfrage :  sie  erfordert  nämlich  ganz  be- 
deutende Ausgaben  für  Beamtengehälter,  jede  erheblichere  Ver- 
mehrung der  Beamtenzahl  ist  zugleich  eine  enorme  Belastung 
des  Staatsschatzes.  In  jenen  Zeiten,  angesichts  der  ungleich 
s:erinfi:eren  Einkünfte  des  Staates,  konnte  eine  solche  Belastung 
nicht  nur  Polen  sich  nicht  gefallen  lassen,  sondern  auch  die 
vermögendsten  und  mächtigsten  westlichen  Staaten,  diese  letz- 
teren insbesondere  deshalb  nicht,  weil  sie  ihre  Geldvorräte  vor- 
nehmlich auf  Stärkung  und  Vergrößerung  des  ständigen  Heeres 
verwendeten.  Eine  Menge  von  Verwaltungsaufgaben,  von  denen 
wir  heute  gar  nicht  annehmen  können,  daß  sie  jemand  anderer 
als  der  Staat  erledigen  könnte,  lag  damals  im  Wirkungskreis 
anderer  Elemente :  es  kümmerten  sich  darum  teils  gewisse,  aus 
eigener  Initiative  entstehende  soziale  Verbände,  teils  autonomisch 
organisierte  Korporationen,  wie  die  Kirche  und  die  Städte, 
teils  wurden  sie  Grundherren  anvertraut,  die  auf  Grund  des 
ihnen  zustehenden  Grundeigentums  die  untere  Verwaltung  und 
Polizei  (die  Gerichtsbarkeit  nicht  ausgenommen)  in  den  Grenzen 
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ilircr  Besitztümor  versahen.  Auf  fester  Grundlage  vermochte 
erst  das  XIX.  Jahrhundert,  nachdem  in  überwiegendem  Maße 
jene  Eh^mente  beseitigt  wurden,  den  heutigen  gewaltigen  Be- 
amtenapparat zu  sohatfen,  der  alle  diese  Aufgaben  und  Ar- 
beiten allein  durch  sich  selbst,  im  Namen  des  Staates  erledigt. 
Gewisse  Vorbereitungen  und  Einleitungsscbrittc  lassen  sich 
selbstverständlich  in  dieser  liichtung  schon  früher,  im  XVI II. 
Jahrhundert,  ja  sogar  im  XVI.  feststellen;  sie  verändern 
aber  das  allgemeine  Bild  nicht,  sind  im  übrigen  auch  nicht 
allgemein  und  überall  gleichartig.  In  Frankreich  ist  bereits 
in  der  hier  betrachteten  Periode  die  Ämterorganisation  voller 
und  kräftiger,  von  den  deutschen  Sonderstaaten  legt  darauf 
Preußen  einen  besonderen  Nachdruck,  indem  es  sich  in  einen 
sogenannten  Beamtenstaat  umbildet,  aber  in  den  Habsburger 
Besitztümern  stellt  sich  die  Sache  in  mancher  Beziehung  schim 
anders  dar.  Mehr  ditferenziert  war  hier  nur  die  —  oft  übri- 
gens geänderte  —  Organisation  der  Zentralärater,  hingegen 
stand  die  p]inrichtung  der  niedrigeren  Behörden  dem  polnischen 
Typus  recht  nahe.  In  den  österreichischen  Provinzen  gab  es 
als  Regierungsleiter  der  einzelnen  Länder  die  Landeshauptleute, 
mit  den  ihnen  untergebenen  „PHegern",  denen  ein  biegsamer 
Wirkungskreis  zugewiesen  war,  in  Böhmen  an  der  Spitze  der 
einzelnen  Kreise  die  Kreishauptleute.  Man  betrachtete  es  als 
großen  Fortschritt  auf  dem  Gebiete  der  Verwaltung  der  Habs- 
burger Länder,  als  Maria  Theresia  —  somit  kurz  vor  dem 
Fall  Polens  —  diese  böhmische  Institution  der  Kreishauptleute 
auf  andere  außerungarische  Länder  ausdehnte.  Genetisch  und 
im  Prinzip  selbst  darf  man  jene  böhmischen  Kreishauptleute  mit 
den  polnischen  Starosten  zusammenstellen.  Und  erst  zur  Zeit 
Maria  Theresias  wird  die  mittlere  Landesverwaltungsbehörde, 
das  sogenannte  Gubernium,  organisiert  und  auf  stärkere  Grund- 
lage gestützt.  Und  dies  hinderte  gar  nicht  daran,  daß  nicht 
nur  unter  der  Regierung  dieser  Herrscherin  und  ihres  Sohnes, 
sondern  auch  vorher,  durch  mehr  als  zwei  Jahrhunderte,  die 
Habsburger,  trotz  dieser  relativ  unentwickelten  und  wenig 
differenzierten  bürokratischen  Verfassung .  das  absolutistischr 
llegierungssystem  befestigen  und  ausüben  konnten. 

Es  hat  aber  doch  seinen  guten  Grund ,    wenn  wir ,   nach 
den   Ursachen    der   Schwäche   der   Regierungsgewalt   in   Polen 
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forschend,  an  die  Beamtenfrage  stoßen.  Nur  mnß  hier  ein  anderes 
Moment  berücksichtigt  werden,  und  zwar  das  Abhängig- 
keitsverhältnis der  polnischen  Ämter  und  Behörden 
ihrem  Oberhaupt,  dem  König  gegenüber.  In  dieser 
Richtung  fällt  ein  grundsätzlicher  Unterschied  zwischen  den 
westlichen  Zuständen  in  den  damaligen  absoluten  Staaten  und 
den"  polnischen  auf.  Dort  eine  strenge  Abhängigkeit  aller 
Regierungsorgane  vom  Herrscher  bzw.  von  den  ihm  unmittelbar 
untergeordneten  Zentralbehörden,  hier  eine  weitgehende  Locke- 
rung des  Abhängigkeitsverhältnisses  dem  Herrscher  gegenüber. 
In  den  absoluten  Staaten  wurden  schließlich  infolge  einer  ent- 
sprechenden Politik  der  Monarchen  auch  solche  Ämter  dem  Herr- 
scher unmittelbar  unterworfen,  die  in  einer  gewissen  früheren 
Periode  als  ziemlich  unabhängige  Ämter  sich  geformt  haben, 
die  vor  allem  dem  Schutze  der  Interessen  der  Gesellschaft 
dienten .  wie  die  böhmischen  Starosten  am  Ausgange  des 
Mittelalters,  wie  der  große  böhmische  Landesrat  noch  eine 
gewisse  Zeit  später.  In  Polen  geht  die  Entwicklung  in  gerade 
entgegengesetzter  Richtung:  die  Starosten,  die  im  Mittelalter 
so  i'echt  königliche  Beamte  im  strengen  Sinne  dieses  Wortes 
waren,  werden  immer  mehr  von  den  Organen  des  Adels  ab- 
hängig, bis  sie  sich  endlich  nach  einer  weitgehenden  Lockerung 
des  Abhängigkeitsverhältnisses  dem  König  gegenüber  in  der 
hier  betrachteten  Periode  in  Landesbeamte  umbilden.  Ebenso 
geraten  die  großen  Krön-  und  litauischen  Ämter  in  »ine  immer 
größere  Abhängigkeit  vom  Reichstag,  sowohl  in  bezug  auf  den 
Inhalt  als  auch  den  Umfang  ihres  Wirkungskreises.  Selbst  neue, 
auf  kollegialer  Basis  gebildete  Zentralbehörden,  welche  neben 
den  Großämtern  in  der  ersten  Hälfte  der  Regierung  Stanislaus 
Augusts  geschaffen  wurden ,  wurden  nicht  als  prinzipiell  rein 
königliche  organisiert:  die  großen  Finanz-  und  Militärkommis- 
sionen (aus  den  Jahren  1764 — 1766),  der  Ständige  Rat  (Rada 
nieustajaca.  aus  dem  Jahre  1773),  die  vom  Reichstag  gewählt 
und  ihm  verantwortlich  waren,  sind  eigentlich  nur  Reichs- 
tagsausschüsse. 

Worin  ist  nun  die  Ursache  zu  suchen,  daß  die  Verhältnisse 
in  Polen  eine  für  die  Königsgewalt  so  ungünstige  Gestalt  an- 
genommen haben?  Wir  erinnern  an  einen  Umstand,  den  wir 
schon  bei  einer  anderen  Gelegenheit  berührt  haben,  und  zwar 

Balz  er,  Ans  Problemen  der  Verfassungsgesohicbte  Polens.  3 
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ilaß  am  Ausgang  des  Mittelalters,  am  Vortage  wichtiger  Um- 
wälzungen des  staatlichen  Lebens  in  Europa ,  der  Bau  des 
polnischen  Staates  trotz  einer  Reihe  äußerlicher  Ähnlichkeiten 
sich  doch  in  einer  prinzipiellen  Richtung  von  den  westlichen 
Ständemonarchien  unterschieden  hat.  Im  Westen  gab  es  eine 
dualistische  Scheidung  der  beiden  Gewaltelemente:  des  Herr- 
scliors  und  der  Stände:  in  Polen  war  der  Zusammenschluß 'des 
Kiinigs  mit  dem  Reichstag  durchaus  organisch.  Als  die  Herrscher 
<les  "Westens  das  Programm  der  absoluten  Monarchie  ent- 
wickelten, erleichterte  ihnen  die  Verwirklichung  dieser  Aufgabe 
der  Umstand,  daß  sie  —  außerhalb  der  Stände  stehend  —  einen 
selbständigen  Stützpunkt  hatten  und  dadurch  einen  wirksamen 
Kampf  aufnehmen  konnten,  sei  es  um  ihre  eigenen  Herrscher- 
rechte zu  wahren,  sei  es  um  sich  die  bisher  den  Ständen  zuste- 
henden Rechte  anzueignen.  In  Polen  hingegen  verliert  der  mit 
dem  Reichstag  organisch  vereinigte  und  seinem  Einflüsse  ausge- 
lieferte König  den  Boden,  auf  den  er  sich  im  Kampfe  gegen  die 
Anmaßungen  des  Reichstags  stützen  könnte.  Dies  geschieht  in 
einer  Zeit,  wo  der  Reichstag  —  den  westlichen  Ständeorganen 
darin  ähnlich  —  nicht  nur  wie  die  heutigen  Parlamente  die  ge- 
setzgeberische Gewalt  innehatte,  sondern  andere  Funktionen  der 
Staatsgewalt,  also  auch  Gerichtsbarkeit  und  insbesondere  auch 
Verwaltungsgeschäfte  erledigen  durfte.  Nachdem  der  Reichstag 
den  König  mit  seinem  Einfluß  umstrickt  und  ihn  ganz  in  seine 
Machtsphäre  hineingezogen  hatte,  unterließ  er  es  auch  nicht, 
sich  einen  mächtigen  Einfluß  auf  die  Staatsverwaltung  zu 
sichern.  Und  dies  nicht  nur  unmittelbar  durch  Erledigung  von 
Verwaltungsangelegenheiten,  die  an  sich  zu  reißen  und  zu  lösen 
er  als  notwendig  erachtete,  sondern  auch  mittelbar  durch 
stufenweises,  immer  weiter  reichendes  Unterwerfen  der  bisher 
rein  kimiglichen  A^erwaltungsorgane  dem  eigenen  Einflüsse.  Auf 
diese  AVeise  gelangen  sowohl  die  Krön-  und  litauischen  Groß- 
ämter, als  auch  die  Starosten  in  ein  weitgehendes  Abhängig- 
keitsverhältnis dem  Reichstag  und  anderen  Adelsorganen  ge- 
genüi)er.  die  mit  der  Reichstagsverfassung  zusammenhängen 
(z.  ß.  die  Starosten  den  Landtagen  gegenüber)  und  lockern 
demgemäß  ihr  Abhängigkeitsverhältnis  dem  eigentlichen  Re- 
gierungsoberhaupt, dorn  König,  gegenüber.  So  geschah  es,  daß 
die  unter  Stanislaus  August  eingeführten  obersten  Regierungs- 
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behörden    als    Reichstagsausschüsse   gedacht    und    eingerichtet 
werden  konnten. 

Es  wäre  ein  Irrtum,  diese  nachteilige  Seite  der  polnischen 
Verfassung  nicht  genügend  einzuschätzen.  Sagen  wir  es  deutlich: 
es  ist  dies  eine  der  schwächsten  Seiten  der  polnischen  Staats- 
verfassung jener  Zeit.  Wohl  muß  hier  der  Vorbehalt  gemacht 
werden,  daß  eine  gute,  elastische  Verwaltung  nicht  notwendig 
nur  dvirch  die  Königsgewalt  und  ihre  Organe  geführt  werden 
kann,  daß  dieser  Aufgabe  auch  autonome,  aus  dem  Schöße  der 
Gesellschaft  hervorgegangene  Behörden  gewachsen  sein  können. 
Beachtenswert  ist  es,  daß  nicht  nur  die  Verwaltungstätigkeit  der 
Großkommissionen,  sondern  auch  sogar  jene  des  Ständigen  Rates 
(der  übrigens  wegen  seiner  politischen  Neigungen  verdammt 
wird)  Anerkennung  bei  zwei,  auf  diametral  entgegengesetzten 
Standpunkten  stehenden,  angesehensten  Forschern  der  Stanis- 
lauschen  Periode  fand  und  für  die  zivil-militärischen  Ordnungs- 
kommissionen, einem  niedrigeren  Verwaltungsorgan,  das  auf 
autonomer  Grundlage  aufgebaut  war,  die  polnische  Literatur 
voll  Lobes  ist.  Im  Lichte  dieser  Betrachtungen  und  unter  gemein- 
samer Berücksichtigung  der  Tätigkeit  sowohl  der  königlichen 
als  auch  der  autonomen  Behörden,  der  Reichstags-  als  auch  der 
Landesorgane,  wird  das  Urteil  über  den  Mangel  einer  elastischen 
Verwaltung  in  Polen  zweifellos  in  gewissem  Maße  gemildert 
werden  müssen;  und  damit  in  keiner  Hinsicht  das  Maß  gerechter 
Beurteilung  überschritten  werde,  wird  höchstens  der  Vorbehalt 
gemacht  werden  müssen,  daß  diese  Betrachtungen  sich  haupt- 
sächlich auf  die  letzte  Existenzperiode  Polens,  die  Regierungs- 
zeit Stanislaus  Augusts,  beziehen.  Wenn  wir  aber  auch  auf 
ältere  Zeiten  zurückgreifen  und  in  der  Stanislauschen  Periode 
mit  der  Tätigkeit  der  autonomen  Behörden  nicht  rechnen  und 
nur  die  Mängel  des  königlichen  Beamtenwesens  hervorheben 
wollten,  so  wird  es  zweckmäßig  sein,  mit  besonderem  Nach- 
druck die  Hauptursache  dieser  Erscheinung,  wie  sie  die  vorher- 
gehenden Bemerkungen  beleuchtet  haben,  zu  betonen.  A\'ir  haben 
gesehen,  daß  diese  Ursache  in  der  Konstruktion  der  polnischen 
Staatlichkeit  selbst,  die  auf  der  Grundlage  einer  organischen 
Vereinigung  der  Herrschergewalt  mit  dem  Reichstag  aufgebaut 
war,  liegt.  Diese  organische  Zusammenschmelzung  der  beiden 
Elemente  ist  aber  eines  der  wesentlichsten  und  besonders  wert- 
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vollen  Merkinalo  der  heutigen  Staatsverfassung.  In  Polen  kam 
sie  zu  früh  zur  Geltung,  insofern ,  als  der  Reichstag  damals 
nicht  nur  die  gesetzgeberische,  sondern  auch  die  Regierungs- 
gewalt innehatte  und  daher  auf  dem  Gebiete  der  Regierungs- 
befugnisse die  Möglichkeit  fand,  den  König  von  sich  abhängig 
zu  machen:  auf  jeden  Fall  muß  festgestellt  werden,  daß  die 
Ursache  dieser  nachteiligen  Erscheinung  ein  Grundsatz  der  pol- 
nischen Verfassung  war.  in  welchem  Polen  den  ganzen  dama- 
ligen europäischen  Kontinent  überholte.  Erinnern  wir  schließlich 
daran,  daß  die  Gesetzgebung  des  Großen  Reiclistages  ( 1788 — 1792) 
eine  neue  Einrichtung  einführte .  welche  den  größten  Mangel 
der  hier  betrachteten  Verhältnisse  beheben  sollte:  es  war  eine 
Reform  von  höchst  grundsätzlicher  Bedeutung.  Es  ^^'^^rde  ein 
neues  oberstes  Regierungsorgan  unter  dem  Xamen  „Straz"  („die 
Warte ^)  geschatfen.  welches  im  Gegensatz  zu  dem  kurz  vorher 
abgeschaflPten ,  als  Reichstagsausschuß  fungierenden  Ständigen 
Rat  eine  streng  königliche,  von  königlicher  Ernennung  aus- 
gehende Behörde,  wie  die  heutigen  Ministerien,  werden  sollte. 
Es  war  der  Ansatz  eines  starken  Monarchenregimes  für  die 
Zukunft. 


Xach  diesen  Betrachtungen,  die  die  staatliche  Verfassung 
betretfen.  wollen  wir  uns  nun  den  sozialen  Verhältnissen 
in  Polen,  im  XVI.  bis  XVIII.  Jahrhundert,  zuwenden.  War  und 
ist  noch  oft  die  polnische  Staatsverfassung  Gegenstand  einer 
scharfen  Kritik  seitens  der  modernen  Historiker,  so  findet  andrer- 
seits die  soziale  Organisation  Polens  eine  bei  weitem  abfälligere, 
oft  leidenschaftliche  Beurteilung,  und  dies  nicht  nur  seitens 
fremder  Schriftsteller,  sondern  auch  in  weitem  Maße  bei  pol- 
nischen. Fast  alles  wird  als  verdammungswürdig  betrachtet, 
sowohl  die  privilegierte  Stellung  des  Adels  als  auch  die  Be- 
drückung des  Städtebürgertums,  die  ein  Geschichtschreiber  jüng- 
ster Zeit  sogar  als  Auswuchs  des  Rassenhasses  des  polnischen 
Elementes  gegen  das  —  angeblich  deutsche  —  erklären  wollte; 
und  schließlich  auch  die  grausame  Bedrückung,  die  hoffnungslose 
Lage  der  bäuerlichen  Bevölkerung,  die  durch  Zinsabgaben.  Tri- 
bute. Frondienstleistunyren  im  allgemeinen,  durch  Leibeigenschaft 
und  die  durch  Willkür  der  Herren  auferlegten  Einschränkungen 
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geplagt  wurde.  Es  ist  aber  doch  der  Mühe  wert,  diese  Dinge  näher 
ins  Auge  zu  fassen,  vor  allem  ein  wenig  ruhiger,  unvoreinge- 
nommen und  aus  der  geschichtlichen  Perspektive.  Man  muß  aber 
wieder  auf  Vergleiche  mit  den  heutigen  Verhältnissen  verzichten, 
die  wahrlich  nichts  zur  Aufklärung  beitragen;  man  muß  sie 
mit  den  älteren  Zuständen ,  wie  sie  in  derselben  Zeitperiode 
anderswo  in  Europa  herrscliten ,  zusammenstellen,  ohne  sogar 
zu  zögern,  auf  die  in  kultureller  und  politischer  Hinsicht  am 
meisten  entwickelten   Staaten  zurückzugreifen. 

"Wir  werden  hier  i'olgende  Erscheinungen  finden.  Zunächst: 
in  bezug  auf  den  Adel,  daß  er  in  Polen  einen  mächtigen  Ein- 
fluß im  öffentlichen  Leben,  ausscliließlichen  Zutritt  zu  den 
Staats-  und  Landesämtern,  grundsätzliche  Steuerfreiheit  hatte. 
Manche  dieser  Erscheinungen,  wie  z.  B.  der  tatsächliche  Ein- 
fluß des  Adels  auf  öffentliche  Angelegenheiten,  liegen  außerhalb 
des  Bereichs  der  Verfassung;  es  muß  aber  in  bezug  auf  diese 
Einzelheit  erinnert  w^erden,  daß  diese  Erscheinung  auch  ander- 
wärts, in  Ungarn,  Deutschland  und  Frankreich  usw.  vorkommt, 
wo  die  absoluten  Herrscher  sich  am  liebsten  vom  adeligen 
Element  umgeben  sahen,  wobei  es  ihnen  garnicht  darauf  an- 
kam, ob  es  der  „alte",  für  ihre  Politik  gewonnene  Adel  oder 
der  neue,  von  ihnen  erst  geschaffene  „Briefadel''  war.  Die  ver- 
fassungsmäßige Grundlage  des  politischen  Einflusses  des  Adels 
in  Polen  läßt  sich  übrigens  hauptsächlich  in  der  (3rganisation 
des  Reichstags  und  der  Landtage  als  rein  adeliger  Organe  finden. 
Was  darüber  zu  denken  ist,  haben  wir  schon  vorher  des  näheren 
ausgeführt.  Das  ausschließliche  Recht  des  Adels,  die  Ämter 
zu  bekleiden,  ist  eine  Einrichtung,  die  im  Mittelalter  in 
ganz  Westeuropa  zur  Geltung  kam  und  in  vielen  Ländern 
noch  lange  nachher  bestehen  blieb.  Nicht  nur  Polen  allein  hat 
diesen  Grundsatz  durch  weitere  Jahrhunderte,  bis  zum  XVJIL 
gepflegt.  Es  behielt  ihn  nur  vielleicht  in  formell  zu  krassen  Um- 
rissen durch  oft  wiederholte  gesetzgeberische  Vorbehalte  auf- 
recht; in  der  Praxis  finden  wir  ganz  ähnliche  Verhältnisse 
auch  in  anderen  westeuropäischen  Staaten.  Die  absoluten 
Herrscher  gewähren  am  liebsten  die  Ämter,  zumindest  die  wich- 
tigeren, Personen  adeliger  Abstammung,  und  wenn  sie  einen 
Nichtadeligen  zu  einem  Amt  berufen,  so  wird  er  nachträglich 
in  den  Adelstand  erhoben.  Noch  in  der  Teilungsperiode  verteilt 
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kein  «reringerer  Herrscher  alsFriedrich  11.  alle  wichtigeren  Ämter 
in  seinem  Reiche  nur  an  adelige  Personen.  Das  Adeltum  der  Ämter 
ist  hier  noch  immer  vorherrschend.  Oft  reicht  es  noch  weiter 
als  in  Polen,  weil  anderwärts  noch  teilweise  der  im  Mittelalter  ge- 
schaffene Grnndsatz  der  Erblichkeit  der  Ämter  in  einigen 
adeligen  Familien  aufrecht  erhalten  bleibt:  so  weit  ist  es  in 
Polen  nicht  gekommen.  Die  Steuerfreiheit  des  Adels  ist  auch 
ein  allgemein-europäisches  Produkt  der  mittelalterlichen  sozial- 
politischen Evolution,  das  wie  ein  höchstes  Gut  auch  in  späteren 
Zeiten  durch  den  Adel  gehütet  wurde,  wo  es  nur  möglich  war. 
In  Frankreich  blieb  die  Steuerfreiheit  des  Adels  bis  zum  Aus- 
bruch der  Revolution  im  Jahre  1789  bestehen.  Erinnern  wir 
daran,  daß  in  demselben  Jahre  auf  Grund  eines  Reichstagsbe- 
schlusses der  polnische  Adel  sich  selbst  eine  Steuer,  das  soge- 
nannte ^Opfer  des  zehnten  Groschen",  auferlegte.  Vergessen 
wir  auch  nicht,  daß  auch  schon  oft  vorher  im  Falle  einer  drin- 
genden Not.  schon  im  XVI.  Jahrhundert  (1520)  und  noch 
öfters  im  XVII.  und  XVIII.  der  Adel  durch  Festsetzung  einer 
sogenannten  allgemeinen  Kopfsteuer  —  damals  noch  von  Fall  zu 
Fall  —  sich  Steuerptlichten  unterwarf. 

Und  nun  die  Städte.  Das  Register  der  Hauptsünden.  die 
das  Gewissen  der  Republik  in  ihrem  Verhältnis  zum  Städte- 
bürgertum in  dieser  Periode  belasten,  umfaßt  —  abgesehen  von 
dem  schon  vorher  besprochenen  und  aufs  richtige  Maß  zurück- 
geführten Mangel  der  Teilnahme  der  städtischen  Repräsentanten 
am  Reichstag  —  vom  Gesichtspunkt  der  Verfassung  folgende 
Einzelheiten  :  Seit  1496  haben  die  Städtebürger  kein  Recht  mehr. 
Landgüter  zu  erwerben  und  zu  besitzen.  Ein  Gesetz  aus  dem 
Jahre  1565.  das  später  mehrmals  wiederholt  wurde,  gewährt 
den  Starosten  ein  Kontrollrecht  über  die  städtischen  Rechnungs- 
abschlüsse und  wird  dadurch  zum  archimedischen  Punkt,  auf 
den  gestützt  die  Starostengewalt  einen  entscheidenden  Einfluß 
auf  alle  anderen  Richtungen  der  städtischen  Verwaltung  und 
mittelbar  auch  auf  die  Formung  der  Gemeinderäte  selbst  gewinn! . 
da  die  gewählten  Ratsherren  in  der  Regel  einer  Bestätigung- 
seitens  des  Starosten  bedürfen,  insofern  nicht  an  manchen  Orten 
(wie  z.  B.  in  Krakau)  andere  Behörden  zur  Ausübung  dieses 
Rechts  berufen  sind.  Die  städtische  Autimomie  bleibt  zwar  weiter 
bestehen,  wie  .sie  im  Mittelalter  bestand,  aber  sie  bleibt  es  nur 
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formell:  es  gibt  einen  gewählten  Rat,  aber  seine  Zusammen- 
setzung ist  von  der  Bestätigung  seitens  der  adeligen  Organe 
abhängig;  es  gibt  eine  sogar  vielseitige  Tätigkeit  dieses  Rats: 
eine  administrative,  finanzielle,  polizeiliche,  aber  alle  diese 
Richtungen  sind  dem  Einflüsse  der  Starosten  unterworfen.  Dem 
Inhalte  nach  ist  es  somit  nur  ein  Schein  der  Autonomie.  Gleich- 
zeitig mit  dieser  Änderung  tritt  im  Gerichtswesen  die  Zurück- 
setzung des  Städtebürgertums  dadurch  zutage,  daß  in  der 
höchsten  Instanz  für  städtische  Angelegenheiten,  in  der  Asses- 
sorie.  einer  rein  adeligen  Institution,  es  keine  städtischen  Ver- 
treter gab. 

Das  sind  die  Hauptzüge  der  städtischen  Einrichtungen 
in  Polen  des  XVI.  bis  XVIII.  Jahrhunderts:  ein  zweifellos  düste- 
res Bild.  Wer  sie  rein  äußerlich  mit  den  heutigen  Einrichtungen 
zusammenstellen  wird,  der  wird  nicht  mit  Vorwürfen  kargen; 
solchen  Vorwürfen  begegnet  hier  die  Vergangenheit  Polens 
fast  immer.  Es  ist  aber  verlockend,  einige  Vergleiche  mit  den 
städtischen  Zuständen,  wie  sie  sich  damals  anderswo  ge- 
bildet haben,  anzustellen,  mag  es  sich  auch  um  noch  so  hoch 
entwickelte  staatliche  Organisationen,  wie  die  Länder  der 
Habsburger  oder  Frankreich,  handeln.  Diese  Vergleiche  werden 
ein  verblüffendes  Resultat  ergeben.  Es  wird  sich  nämlich  zeigen. 
daß  in  bezug  auf  die  Verfassung  die  dortigen  Städte  nicht 
nur  in  vielen  Beziehungen  denselben  Beschränkungen  unter- 
worfen waren  wie  in  Polen,  sondern  auch  teilweise  sich  in 
einer    viel    ärgeren   Lage   befanden   als   die  polnischen   Städte. 

So  zunächst  in  den  Ländern  der  Habsburger.  In  bezug 
auf  Wien  hat  schon  im  Jahre  1517  Maximilian  I.  verordnet,  daß 
die  Wahl  der  Beamten  der  Bestätigung  durch  sein  ..Regiment" 
unterfalle.  Grundsätzlich  also  ist  dieses  Recht  vollkommen 
jenem  der  polnischen  Starosten  analog,  die  Gemeinderäte  zu 
bestätigen.  Noch  weiter  ging  Ferdinand  I.  im  Jahre  1526,  in- 
dem er  festsetzte,  daß  der  Rat  zum  Teil  aus  gewählten  Mit- 
gliedern zu  bestehen  habe,  deren  Wahl  einer  Bestätigung  seitens 
des  Regiments  bedürfe,  zum  Teil  aus  solchen,  die  der  Monarch 
unmittelbar  selbst  ernennt.  Hier  ging  die  Beschränkung  noch 
weiter  als  in  Polen,  wo  das  Recht  der  Ernennung  der  Ge- 
meinderatsherren durch  staatliche  Organe  zwar  zur  Geltung 
kommt,    aber   als    eine    durchaus   ausnahmsweise   Einrichtung, 
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die  auf  einem  besonderen  Titel  oder  auf  einer  lokalen  Gewohn- 
heit beruht  und  fast  ausnahmslos  nur  in  wenig  bedeutenden  Ort- 
schaften vorkommt.  Seit  dem  XVI.  Jahrhundert  erscheint  auch 
in  Wien  ein  besonderer  Stadtsyndikus  als  Oi-gan  des  Monarchen, 
der    dem    Gemeinderat   zum    Zwecke   der   Kontrolle    über    alle 
seine   Handlungen   beigegeben   wird,    selbstverständlich  in    der 
Weise,    daß  auf  jedem  Schritte  die  Interessen  des  Monarchen 
gewahrt   werden;   diese  Art  der  Kontrolle  geht  weiter  als  die 
mittelbare  Kontrolle  der  polnischen  Starosten  über  die  Städte. 
Ja    sogar  das  Recht   der  Einrichtung  der  internen  städtischen 
Verhältnisse,   d.  h.   das   Recht,   Verordnungen    allgemeinen  In- 
halts   in    dem    Rahmen    der   den    Städten    zuerkannten    Auto- 
nomie zu  erlassen,  wird  hier  unter  Ausschluß  der  städtischen 
Behörden  als  ausschließliche  Prärogative  des  Herrschers  aner- 
kannt; demgegenüber  sei  daran  erinnert,  daß  in  derselben  Zeit 
die   Gemeinderäte   in   Polen   ohne  Hindernis  zahlreiche  „Will- 
küren" erlassen  durften,  und  sie,  sei  es  dem  Könige,  sei  es  an- 
deren   höheren   Staatsorganen   nur   dann   zur  Bestätigung   vor- 
legten, wenn  es  sich  um  wichtigere  Angelegenheiten  oder  um 
besondere  Sicherung  ihrer  Durchführung  handelte.  Es  muß  noch 
hinzugefügt  werden,   daß  die  hier  angeführten  Beschränkungen 
der    Wiener    Autonomie    durchaus    keinen    lokalen    Charakter 
hatten:    sie    wurden    zu  einer  Norm,   die  als  Vorbild  der  Ein- 
richtung   anderer    österreichischer    Städte    galt;    manche    Ab- 
weichungen in  Einzelheiten  kamen  selbstverständlich  vor,  wor- 
unter auch  noch  weitergehende  Einschränkungen  nicht  fehlen. 
P"in  traurigeres  Bild  stellen  die  einschlägigen  Zustände  in 
einem  anderen  Habsburger  Gebiet,  in  Böhmen,  dar.  Die  Reformen 
Ferdinands  I.  aus  dem  Jahre  1528  und  1547  haben  hier  die  städ- 
tische Selbstverwaltung  fast  vollkommen  abgeschafft.  Die  Ver- 
sammlungen der  Stadtbevölkerung,  die  in  Polen  in  der  Regel  frei 
waren,  durften  in  böhmischen  Städten  nur  mit  Bewilligung  des 
Königs  stattfinden;  die  Wahlen  der  Gemeinderäte  werden  voll- 
ständig aufgehoben  und  ihre  Mitglieder  werden  lediglich  durch 
Ernennung  seitens  königlicher  Beamten  bestellt;   nach  Muster 
des  österreichischen  Syndikus  werden  hier  königliche  Starosten 
beziehungsweise  königliche  Richter  eingesetzt,  die  ein  weitest- 
gehendes Kontrollrecht   über   die  städtischen  Organe  ausüben; 
seit  1700  erscheinen  hier  sogar  spezielle  königliche  Inspektoren 
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für  die  Verwaltung  des  städtischen  Vermögens,  die  in  Polen,  bis 
ans  Ende,  in  den  Händen  städtischer  Behörden  verblieben  ist. 
obwohl  den  Starosten  die  Aufsicht  zuerkannt  wurde.  Darüber, 
daß  hier  geradeso  wie  in  den  österreichischen  Ländern,  und 
anders  als  in  Polen,  das  Recht  der  gesetzlichen  Regelung  der 
internen  städtischen  Angelegenheiten,  ebenfalls  eine  ausschließ- 
liche Prärogative  des  Monarchen  geworden  ist,  wollen  wir  uns 
nicht  besonders  aufhalten. 

Um  die  Betrachtung  der  Verhältnisse  in  den  Habsburger 
Ländern  zu  Ende  zu  führen,  sei  noch  an  die  Städte-„Reforra" 
Josefs  IL  erinnert,  die  besonders  beachtenswert  deshalb  erscheint, 
weil  sie  die  hier  zu  besprechende  Periode  beschließt  und  fast 
genau  mit  dem  Augenblick  des  Untergangs  der  Republik  Polen 
zusammenfällt.  Durch  die  Beschränkung  der  Rechte  der  städ- 
tischen Bevölkerung,  die  weitgehende  Einengung  ihres  Einflusses 
auf  die  Wahl  der  Gemeinderäte,  das  Erfordernis  der  Bestätigung 
dieser  Wahlen  durch  kaiserliche  Beamte  greift  diese  Reform 
gänzlich  in  den  Kreis  der  früheren  Anschauungen  der  ab- 
soluten Herrschaft  über  ihr  Verhältnis  zur  Idee  der  städ- 
tischen Autonomie  hinüber,  sie  bezweckt  aber  eine  noch  größere 
Schwächung  der  Stellung  der  Gemeinderäte  durch  Übertragung 
des  Schwerpunktes  auf  die  Magistrate,  wobei  sie  nach  Durch- 
führung einer  teilweisen  Verstaatlichung  der  Magistrate  in  die 
Überreste  der  noch  zurückgelassenen  Autonomie  ein  starkes 
Zersetzungselement  einführt. 

Um  zu  zeigen,  daß  dasjenige,  was  in  den  Habsburger  Ländern 
vorkommt,  keine  vereinzelte  Erscheinung  ist,  daß  dies  sich  auch 
anderswo  im  damaligen  westlichen  Europa  wiederholt,  oft  nocli 
in  viel  schlimmerer  Form,  genügt  es,  einige  Einzelheiten  aus 
Frankreich  zur  Vergleichung  anzuführen.  Ein  wesentliches  Merk- 
mal der  hier  meistens  schon  im  XVI.  Jahrhundert  durchgeführten 
Reformen  ist  nicht  so  sehr  das  Unterwerfen  der  städtischen 
Behörden  unter  die  Kontrolle  staatlicher  Organe  in  bezug  auf 
die  von  ihnen  erfüllten  Funktionen,  wie  in  Polen  und  meistens 
auch  in  den  Ländern  der  Habsburger,  als  vielmehr  die  direkte 
Wegnahme  dieser  Funktionen  den  städtischen  Behörden  und 
ihre  Übertragung  auf  königliche  Amter.  Freilich  begann  dies  zu- 
nächst mit  der  alleinigen  Einfüiirung  der  Kontrolle.  Im  Jahre 
1536  wird  ein  Edikt  publiziert  des  Inhalts,  daß  die  Gemeinde- 
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rate  die  RechnuiicjsabschlUsse  über  die  \'crwaltung  des  Gemeindc- 
vermötrens  den  kiuii^liclien  Baillis  und  Sen^chaux  vorzulegen 
haben.  Die  pi)lnisehe  Konstitution  vom  Jahre  lo65  über  die  Vor- 
hige  städtischer  Hechnungen  den  Starosten  sielit  wie  ein  getreues 
Abbihl  dieses  Edikts  aus.  Das  chronologische  Moment  soll  dabei 
nicht  aus  dem  Auge  gelassen  werden:  das  französische  Gesetz 
ist  dem  polnischen  um  80  Jahre  vorausgeeilt.  Wenn  aber  in 
Polen  das  Gesetz  vom  .Tahre  1065  (abgesehen  von  seinen  späteren 
"Wiederholungen)  die  Reihe  der  Hauptgesetze  in  bezug  auf  die 
Einschränkung  der  städtischen  Autonomie  beschlossen  hat  und 
alles  andere,  was  später  zuungunsten  der  Städteselbstverwaltung 
geschah,  nur  ein  mittelbares  Resultat  der  Einwirkung  dieses 
Gesetzes  gewesen  ist;  wenn  übrigens  diese  Einwirkung  nie  zu 
einer  viilligen  Entziehung  den  städtischen  Behörden  ihrer  frü- 
heren Funktionen,  sondern  nur  zur  Ausdehnung  der  Starosten- 
kontrolle über  sie  geführt  hat.  so  kommen  in  Frankreicli 
schon  gleich  in  den  näclisten  Jahren  nach  15;56  viel  radikalere 
Reformen  zustande,  die  fast  vollständig  die  städtischen  Organe 
ihrer  bisherigen  Attributionen  berauben.  In  den  Jahren  156G 
und  1Ö79  wird  ihnen  die  ganze  Gerichtsbarkeit  entzogen  und 
auf  königliche  Gerichte  übertragen.  Um  diese  Zeit  verlieren 
die  Gemeinderäte  auch  das  Recht  der  Beschlußfassung  in  städ- 
tischen Handelsangelegenheiten .  nunmehr  üben  es  die  könig- 
lichen Baillis  und  Senechaux  aus.  Ebenso  wird  ihnen  im  Jahre 
löt)6  die  Polizeigewalt  weggenommen  und  zunächst  gewöhn- 
lichen königlichen  Verwaltungsorganen  und  seit  1667/79  spe- 
ziell zu  diesem  Zwecke  bestellten  Lieutenants  generaux  de 
police  übertragen.  Seit  dem  Jahre  1629  erlangen  königliche 
Organe,  ähnlich  wie  in  Böhmen,  einen  direkten  Anteil  an  der 
Verwaltung  des  städtischen  Vermögens.  Infolge  dieser  allmäh- 
lichen, immer  weiter  reichenden  Verluste  blieb  den  Gemeinde- 
räten nur  ein  sehr  geringer  Wirkungskreis  zurück  und  trotz- 
dem wurden  gegen  die  Selbständigkeit  ihrer  Stellung  immer 
wieder  Anschläge  gemacht,  die  schließlich  gegen  ihre  Existenz 
gerichtet  wurden.  Seit  dem  XVI.  Jahrhundert  wurden  die  Wahlen 
der  Gemeinderäte  in  Nachahmung  dessen,  was  anderwärts 
geschah,  der  Aufsicht  und  Bestätigung  seitens  königlicher  Be- 
hörden unterworfen,  bis  endlich  Ludwig  XIV.  mit  einem  Ein- 
griff den  gordi.schen  Knoten    durchschneidet:    er  hebt   die  Ge- 
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meinderäte  gänzlich  auf,  an  die  Spitze  der  Stadt  Avird  der 
königliche  Maire  gestellt.  Mit  dem  Verschwinden  des  Inhalts 
bricht  auch  letzten  Endes  die  Form  zusammen:  von  der  früheren 
Autonomie  der  Städte  blieb  schließlich  nichts  zurück.  . 

Doch  genug  der  Beispiele.  Es  irrten  gewaltig  diejenigen, 
welche  behaupteten,  daß  Polen  als  einziger  Staat  unter  den 
damaligen  Staaten  ein  Land  der  Bedrückung  und  Zurücksetzung 
des  Städtebürgertums  gewesen  sei;  es  urteilten  durchaus  unge- 
recht die  anderen,  welche  es  —  und  nur  es  allein  —  in  scharfem 
Gegensatz  zu  dem,  was  angeblich  im  Westen  geschah,  für  diese 
Bedrückung  verantwortlich  machten  und  in  dieser  Bedrückung 
und  Zurücksetzung  des  ,.dritten  Standes"  eine  der  Hauptur- 
sachen seines  Unterganges  sahen.  Im  Irrtum  befanden  sich  auch 
diejenigen,  welche  in  dieser  Einengung  des  verfassungsmäßigen 
Inhalts  den  wesentlichen  Grund  des  wirtschaftlichen  Nieder- 
gangs der  polnischen  Städte,  des  niedrigen  Standes  oder  auch 
Verfalls  des  polnischen  Handels  und  der  polnischen  Industrie 
sahen.  Sollten  hier  die  Verfassungsrahmen  der  Städteorganisa- 
tion ein  ausschließlich  oder  zumindest  hauptsächlich  entschei- 
dendes Element  sein,  so  könnte  die  erstbeste  größere  polnische 
Stadt  ein  Manchester  den  westlichen  Städten  gegenüber  werden, 
wo  diese  Rahmen  noch  enger  und  empfindlicher  gesteckt  waren. 
Das  Problem  des  wirtschaftlichen  Verfalls  der  polnischen  Städte 
wird  immer  noch  ein  wichtiges  Thema  wissenschaftlicher  For- 
schung bleiben;  so  viel  ist  sicher,  daß  es  durch  den  A'erfas- 
sungsschlüssel  nicht  erschlossen  werden  kann,  daß  die  Ursachen 
dieses  Verfalls  außerhalb  der  Städteverfassung  zu  suchen  sind, 
welche,  wenn  sie  hier  auch  —  übrigens  zweifellos  —  eine 
gewisse  Rolle  spielte,  nur  als  nebensächliches  untergeordnetes 
Moment  auf  der  Wagschale  überwiegen  konnte.  Die  Einschrän- 
kung bzw.  die  Vernichtung  der  städtischen  Autonomie,  die 
enge  Begrenzung  der  Rechte  des  bürgerlichen  Standes  ist  in 
dieser  Zeit  überhaupt  eine  allgemein-europäische  Erscheinung 
und  nicht  nur  eine  ausschließlich  polnische;  eine  Erscheinung, 
die  zuerst  im  Westen  im  engsten  Zusammenhang  mit  der  sich 
damals  dort  befestigenden  Idee  des  Absolutismus  entstanden  ist. 
die  allen  Äußerungen  einer  selbständigen  Handlung  einzelner 
sozialer  Gruppen  abhold  war.  Erst  vom  Westen  kam  diese  städte- 
feindliche Politik,  mit  einem  genau  gezeichneten  rrogramm.  in 
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einer  festen  Fürm .  als  ein  fertiges  Ding  nach  Polen.  Hier 
lehnte  sich  Polen  nur  an  die  klassischen  Muster  seiner  „älteren 
Brüder"  an.  Deshalb  treten  diese  Erscheinungen  früher  im 
A\'esten  auf  als  in  Polen,  deshalb  gibt  es  in  Polen  ähnliche 
oder  sogar  dieselben  Formen  der  Einschränkungen  des  Städte- 
bürgertums wie  im  Westen.  Der  Unterschied  liegt  nur  darin, 
daß  der  Ausgangspunkt  und  das  Hauptziel  dieser  Einschrän- 
kungen verschiedene  sind:  nicht  im  Interesse  der  absoluten 
Monarchie  Avurden  in  Polen  die  Rechte  des  städtischen  Bürger- 
tums beschränkt;  es  geschah  dies  hier  vielmehr  aus  Beweg- 
gründen des  sozialen  Antagonismus.  Daß  man  trotz  der  Ver- 
schiedenheit der  Ziele  fertige  ausländische  Muster  nachahmte, 
kann  nicht  wundernehmen. 

Es  sei  hiebei  noch  festgestellt,  unter  Berufung  auf  die 
vorher  angeführten  Einzelheiten,  daß  die  Einschränkuno-en  der 
Rechte  des  Bürgertums  in  Polen  nicht  so  weit  gegangen  sind  w^ie 
im  AVesten  und  daß  dort  nicht  alle  jene  radikalen  Mittel  und 
Prinzipien  angewandt  wurden,  die  man  anderswo  anzuwenden 
nicht  zögerte.  Man  sicherte  den  Starosten  oder  anderen  adeligen 
Organen  das  Recht  der  Bestätigung  der  Gemeinderäte,  aber 
man  führte  nicht  den  Grundsatz  ihrer  unmittelbaren  Ernennung 
durch  staatliche  Organe  ein  und  man  beseitigte  sie  nicht  —  um 
so  weniger  —  vollständig.  Man  stellte  die  Verwaltung  durch  die 
städtischen  Behörden  unter  die  Aufsicht  der  Starosten,  aber 
grundsätzlich  entzog  man  ihnen  keine  von  den  früher  erfüllten 
Funktionen  und  man  bestellte  keine  speziellen  königlichen 
oder  adeligen  Beamten  zu  deren  Erfüllung.  Selbst  in  jener 
Ein.schränkung.  die  formell  vielleicht  die  empfindlichste  für 
das  Städtebürgertum  war.  in  dem  Verbot  des  Erwerbs  und 
Besitzes  von  Landgütern,  stellt  sich  nicht  alles  in  so  dunklem 
Lichte  dar.  wie  es  scheinen  könnte.  Es  muß  nämlich  daran 
erinnert  werden,  daß  nicht  nur  alle  polnischen  Städte  als 
Körperschaften  (Gemeinden)  das  Recht  besaßen,  Güter  zu 
erwerben:  auch  bürgerliche  Individuen  hatten  sie  in  gewissen 
privilegierten  Städten.  So  zunächst  die  Bürger  aller  preußischen 
Städte,  dann  auch,  sei  es  schon  seit  dem  Anfang  des  XVL  Jahr- 
hunderts, sei  es  erst  infolge  späterer  Gewährungen,  die  Bürger 
wichtigerer  polnischer  und  litauischer  Städte:  Krakau.  Wilna, 
Lemberg.  Vermögendere  Individuen  im  Kreise  des  Städtebürger- 
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tums.  jene,  die  vor  allen  anderen  an  den  Erwerb  eines  Land- 
besitzes denken  konnten  und  die  sich  vornehmlich  in  jenen 
privilegierten  Städten  sammelten,  unterlagen  also  den  Einschrän- 
kungen des  Statuts  vom  Jahre  1496  nicht.  Ob  die  Zahl  der 
Bürger  anderer  Städte,  in  denen  das  Verbot  des  Statuts  geltend 
war.  bedeutend  war,  läßt  sich  nicht  berechnen.  Bei  dem  schwachen 
Pulsschlag  des  damaligen  Handelsverkehrs  darf  mit  einer  ge- 
wissen Wahrscheinlichkeit  angenommen  werden,  daß  sie  nicht 
sehr  zahlreich  waren.  Schließlich  sei  daran  erinnert,  daß  die 
Änderung  des  städtischen  Bürgerrechts  in  jenen  Zeiten  eine 
sehr  leichte  Sache  war ,  die  man  auch  in  großem  Maße  in 
Anwendung  brachte;  daß  also  jeder  Bürger  einer  nicht  privi- 
legierten Stadt,  der  die  Absicht  hatte,  ein  Landgut  zu  kaufen, 
sehr  leicht  in  den  Bürger  verband  einer  privilegierten  Stadt 
eintreten  konnte .  wo  ihn  der  lokale  Gremeinderat  als  ein 
sozial  und  wirtschaftlich  stärkeres  Individuum  mit  offenen 
Armen  empfing.  Genau  genommen  ist  es  schwer,  sich  einen 
Fall  vorzustellen,  daß  ein  Bürger,  der  den  Willen  und  die 
nötigen  Mittel  hatte,  Boden  zu  erwerben,  diesen  Willen  in  der 
Praxis  nicht  verwirklichen  könnte.  Nicht  ohne  Grund  durfte 
also  die  Konstitution  vom  Jahre  162L  obwohl  das  Statut  vom 
Jahre  1496  lange  mehr  als  ein  Jahrhundert  bindende  Kraft 
hatte,  sich  folgendermaßen  ausdrücken,  als  ob  es  sich  um  ganz 
gewöhnliche  Dinge  handeln  würde:  „Alle  Städtebürger,  die 
erbliche  Landgüter  haben .  haben  sich  für  diesen  Krieg  zu 
stellen"  und  dazu  noch  mit  dem  Zusätze  „excepto  magistratu 
ac  officialibus". 

Es  wird  nicht  ohne  Literesse  sein,  bei  dieser  Gelegenheit 
festzustellen,  daß  das  Verbot  des  Erwerbs  von  Landgütern 
durch  Städter  ebenfalls  keine  ausschließlich  polnische  Ver- 
fassungseinrichtung war:  denselben  Grundsatz  finden  wir  auch 
anderswo  im  westlichen  Europa,  so  z.  B.  in  Brandenburg, 
wo  er  auf  Grund  der  Gewohnheit  seit  langem  in  Geltung  war 
und  wo  er  noch  in  der  Periode  der  Teilung  Polens,  in  den 
Zeiten  Friedrichs  IL,  streng  beobachtet  wurde.  Man  verheim- 
lichte auch  nicht  die  Ziele,  von  denen  man  sich  dabei  leiten 
ließ.  Es  handelte  sich  darum,  daß  das  bereicherte  Bürgertum 
seine  Kapitalien  nicht  in  der  Landwirtschaft  bände,  daß  es  sie 
auch  fernerhin  in  Handelsunternehmungen  verwende.  Auf  diese 
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Weise  konnte  es  zu  einer  lebhafteren  Entwicklung  der  Städte, 
zur  Hebung  der  kauf'niiinnisch-industriellen  Berufe  beitragen. 
Faßt  man  die  Sache  von  diesem  Standpunkt  auf.  so  muß  es 
fast  bedauerlich  erscheinen,  daß  man  in  Polen  jenes  Verbot 
nicht  mit  aller  Strenge  durchgeführt  habe,  daß  man  durch 
Privilegierung  gewisser  Städte  eine  Hintertür  zu  seiner  Um- 
gehung öft'nete.  Es  hätten  zwar  die  großherrisch-adeligen  Am- 
bitionen einzelner  bürgerlicher  Personen  keine  Befriedigung 
gefunden,  aber  der  Handel  und  die  Industrie,  gestützt  auf  be- 
deutendere Kapitalien,  hätten  sich  ausgiebiger  entwickelt,  es 
hätte  sich  das  Städtebürgertum,  dem  es  nicht  an  einer  größeren 
Zahl  wirtschaftlich  starker,  zum  Grundbesitz  nicht  hinnei- 
gender Individuen  fehlte,  sozial  und  wirtschaftlich  gestärkt. 
Und  so  wird  wohl  das  von  vielen  Seiten  verdammte  Verbot 
des  Erwerbs  von  Landbesitz  durch  Städter,  was  auch  immer 
in  äußerlichor  und  formeller  Hinsicht  an  ihm  auszusetzen  sein 
mag,  nach  einer  näheren  Betrachtung  des  Problems  aus  der 
Reihe  der  negativen  Posten  der  früheren  sozialen  Verfassung 
in  Polen  zu  streichen  sein. 

Erinnern  wir  schließlich  noch  an  die  gründliche  Reform,  die 
auf  diesem  Gebiet  der  Vierjährige  Reichstag  (1788 — 1792)  durch- 
führte. Neben  der  Institution  der  städtischen  „Plenipotenten", 
die  zur  Teilnahme  am  Reichstag  und  den  zentralen  Regierungs- 
ämtern und  auch  an  der  höchsten  städtischen  Gerichtsinstanz, 
der  Assessorie,  berufen  wurden,  sichert  sie  dem  polnischen 
Städtebürgertum  eine  ganze  Reihe  weitgehender  Befugnisse.  Sie 
hebt  das  Verbot  des  Erwerbs  von  Landgütern  auf,  sie  verleiht 
den  Städtern  den  Zutritt  zu  gewissen  staatlichen  Ämtern  und 
gibt  ihnen  die  Möglichkeit  der  Erreichung  von  Offiziersgraden, 
schaiFt  somit  alles  ab,  was  bisher  im  Bereiche  der  sozialen 
Einschränkungen  für  die  Städter  das  schmerzlichste  war.  Das 
wiciitigste  ist  aber  die  Wiederherstellung  der  städtischen 
Selbstverwaltung  und  Beseitigung  des  Einflusses  unberufener 
Elemente,  insbesondere  der  Starostengewalt.  Der  krasse  Gegen- 
satz zwischen  dem  Inhalt  dieser  vollen,  auf  großem  Maßstabe 
durchgeführten  Reform  und  der  gleichzeitigen  mit  engen 
absolutistischen  Anschauungen  durchtränkten  Reform  Josefs  IL 
ist  auffallend  genug.  Im  allgemeinen  —  abgesehen  von  dem 
in   diesen  Jahren    im   Revolutionstiegel    vollkommen    sich    um- 
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schmelzenden  Frankreich  —  würde  es  nicht  leicht  fallen,  einen 
Staat  zu  rinden,  in  dem  der  städtischen  Autonomie  Grenzen 
gesteckt  sein  würden,  die  über  das  hinausreichen,  was  hier 
der  polnische  Reichstag  geschaffen.  So  beschenkte  Polen,  das 
selbst  in  der  Periode  der  Beschränkungen  das  Städtebürgertum 
nicht  mit  all  dem  Bösen  belastete,  was  ihm  anderswo  beschert 
war,  noch  in  letzter  Stunde  vor  dem  Untergange  seiner  Staat- 
lichkeit mit  freigebiger  Hand  die  Städter  mit  Freiheiten  und 
beseitigte  auf  diese  Weise  nicht  nur  die  alten  Mängel,  sondern 
schuf  sogar  ein  nachahmenswertes  Beispiel  für  andere  Staaten. 
Im  allgemeinen  also  bestehen  die  Verfassungsgrundsätze  des 
Bürgertums,  wie  sie  Polen  nicht  nur  in  der  Periode  der  Re- 
formen, sondern  auch  durch  die  letzten  drei  Jahrhunderte  seiner 
Existenz  geschaifen  und  festgesetzt  hatte ,  wenn  man  sie  im 
Vergleich  mit  den  damaligen  Zuständen  in  Europa  beurteilt, 
diese  Prüfung  durchaus  siegreich. 


Und  endlich  —  die  Bauern  frage.  Sie  konzentriert  sich 
hauptsächlich  in  dem  Problem  des  Untertanswesens.  Wir 
wollen  nicht  dem  bisher  in  der  Wissenschaft  unerledigten 
Streit  vorgreifen ,  welche  Grenzen  vom  rein  theoretischen 
Standpunkt  dem  Begriff  der  Untertan  schaff  gezogen  werden 
sollen,  in  welches  Verhältnis  man  ihn  mit  den  verwandten 
Problemen  der  sogenannten  Grundherrschaft  und  Gutsherr- 
schaft bringen  soll,  ob  man  darunter  nur  diejenigen  Ele- 
mente des  gegenseitigen  Verhältnisses  zwischen  Herr  und  Bauer, 
die  öff'entlich-rechtliche  Merkmale  aufweisen,  einbeziehen  soll, 
oder  auch  diejenigen,  deren  Charakter  vornehmlich  ein  pri- 
vatrechtlicher ist.  Faßt  man  diesen  Begriff"  im  weiteren, 
teilweise  in  der  Wissenschaft  anerkannten  und  in  der  Praxis 
recht  geläufigen  Sinne  auf,  so  können  wir  mit  dem  Begriff' 
der  Untertanenschaft  das  gesamte  Rechtsverhältnis  zwischen  dem 
Herrn  und  Bauern  bezeichnen,  welches  sich  in  verschiedenen 
Richtungen  auf  Seiten  des  Bauern  als  ein  Band  weitgehender 
patrimonialer  Untergebenheit  und  zugleich  als  Verpflichtung 
zu  verschiedensten  Leistungen,  sowohl  dinglichen  als  auch  per- 
sönlichen, zugunsten  des  Herrn  offenbart.  In  diesem  A^erhält- 
nis  wird   der  Boden,   auf  dem   der  Bauer   sitzt,    als  Eigentum 
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de»  Herrn  aut'^etalJt,  woran  der  Bauer  nur  ein  Xießbrauchs- 
recht  hat:  als  Gegenleistunii*  hiefür  oder,  wie  andere  behaup- 
ten, auch  auf  Grund  des  patrimonialen  Bandes,  hat  der  Bauer 
dem  Herrn  gewisse  ständige  Zinsgelder  zu  zahlen,  daneben 
auch  andere  Abgaben,  die  oft  unter  besonderen  Namen  er- 
scheinen, und  schließlich  zu  seinen  Gunsten  unentgeltlich  den 
sogenannten  Frondienst  (panszczyzna)  zu  leisten,  der  durch 
das  ganze  Jahr  liindurch  den  bedeutendsten  Teil  seiner  Zeit 
und  seiner  Arbeitskraft  in  Ansprucli  nimmt.  Ohne  Erlaubnis 
des  Herrn  darf  der  Bauer  den  Boden  nicht  verlassen  und  auf 
einen  anderen  übersiedeln;  er  darf  auch  bei  Mangel  einer  be- 
sonderen Erlaubnis  weder  die  Söhne  in  die  Stadt  schicken, 
damit  sie  dort  etwas  verdienen  oder  ein  Handwerk  erlernen, 
noch  die  Töchter  verheiraten;  in  alledem  enthält  die  Unter- 
tanenschaft schon  eine  unmittelbare  Einschränkung  der  per- 
sönlichen Freiheit  des  Bauern,  Elemente  der  Sklavenschaft 
und  deshalb  wird  —  zum  Unterschied  von  anderen  Seiten  des 
ganzen  Verhältnisses  —  dieser  sein  Bestandteil  gewöhnlich 
mit  dem  Namen  der  Leibeigenschaft  bezeichnet.  Außerdem  steht 
dem  Herrn  im  Bereiche  seines  Besitzes  die  niedere  Ver- 
waltungs-  und  Polizeigewalt  über  die  Untertanen  zu,  vor  allem 
aber  die  Gerichtsgewalt,  oft  ohne  daß  der  Bauer  das  Recht 
hätte,  an  irgendwelche  staatliche  Organe  zu  appellieren.  Durch 
diese  Unterordnung  unter  die  Gewalt  des  Herrn,  die  hier  rein 
öffentlich-rechtliche  Funktionen  erfüllt  (Untertanschaft  im 
engeren  Sinne),  ist  der  Bauer  in  großem  Maße  dem  Willen 
oder  vielmehr  der  Willkür  des  Herrn  ausgeliefert,  ist  straflos 
seinen  Mißbräuchen  und  Chikanen  ausgesetzt  und  fällt  dadurch 
mittelbar  in  eine  vollständige  Abhängigkeit  von  seinem  Herrn, 
welche  tief  in  alle  seine  Lebensverhältnisse  eingreift. 

Ein  solches  Untertansverhältnis,  wie  es  sich  schließlich  am 
Ausgange  des  Mittelalters  festsetzte,  blieb  in  Polen  durch  die  drei 
letzten  Jahrhunderte  seiner  staatlichen  Existenz  bestehen.  In  dem 
engen,  rauhen  und  drückenden  Rahmen  dieser  Institution  war  das 
Leben  des  polnischen  Bauern  wirklich  nicht  auf  Rosen  gebettet. 
Es  i.st  schwer,  die  Schriftsteller  zu  zählen,  die  dies  sein  schweres 
Los  l)etrauerten ;  was  schließlich  verständlich  ist.  wenn  man  die 
Sache  vom  heutigen  Standpunkt  aus  betrachtet.  A'erwunderlicher 
ist  es  aber,  wenn  man  gewöhnlich  nur  das  Los  der  bäuerlichen 


—     49     — 

Bevölkerung  in  Polen  betrauert.  Zur  Probe  sei  hier  die  Auf- 
fassung eines  deutschen  Historikers  angeführt:  in  Polen  habe 
..der  Adel  in  unbeschränkter  Gewinnsucht  die  Bauern  auf  die 
Stellung  rechtloser  Sklaven  hinuntergedrückt".  Hinzugefügt 
sei  noch  die  noch  mehr  bezeichnende  Auffassung  der  meisten 
ruthenischen  Geschichtschreiber,  daß  den  durch  Untertanschaft 
und  Leibeigenschaft  unterdrückten  ruthenischen  Bauern  in  Polen 
erst  der  Niedergang  dieses  Staates  die  Erlösung  brachte. 

Sehen  wir  aber,  was  darüber  die  Tatsachen  und  zwar  zu- 
nächst diejenigen,  die  die  ausländische  Geschichtschreibung 
selbst  festgestellt  hat.  berichten. 

Sie  berichten  zunächst,  daß  das  Institut  der  Untertan- 
schaft, bevor  es  nach  Polen  gekommen  ist,  sich  vorher  anderswo, 
im  Westen,  gebildet  und  festgesetzt  hatte,  und  zwar  in  der 
nächsten  deutschen  Nachbarschaft  Polens.  In  Deutschland  selbst 
tritt  sie  im  allgemeinen  in  zwei  Formen  auf,  die  territorial 
mehr  weniger  durch  die  Elbe  geschieden  werden.  Im  westlichen 
Gebiete  nimmt  die  Untertanschaft,  auf  die  sogenannte  Guts- 
herrschaft gestützt,  eine  mildere  Form  an,  sie  muß  nicht  not- 
wendig mit  der  patrimonialen  Gerichtsgewalt  des  Herrn  über 
den  Bauern  vereint  sein;  im  östlichen  Gebiete,  rechts  von  der 
Elbe,  tritt  sie.  in  Zusammenhang  mit  der  Grundherrschaft  ge- 
bracht, in  ihrer  vollen  Rücksichtslosigkeit  auf.  mit  allen  vorher 
erwähnten  Lasten  und  Beschränkungen.  Es  ist  bekannt,  wie 
stark  durch  unmittelbare  Nachbarschaft  die  deutschen  Einrich- 
tungen auf  dem  Gebiete  der  wirtschaftlichen  und  Verfassungs- 
verhältnisse der  Baup'rnbevölkerung  auf  Polen  einwirkten;  es 
genügt  an  das  unmittelbar  vorhergehende  Evolutionsstadium  der 
Bauernfrage,  die  Organisation  der  Dörfer  auf  Grundlage  des 
deutschen  Rechts,  zu  erinnern.  So  wie  früher  ist  auch  jetzt 
Polen  dem  Einfluß,  der  von  außen  kam,  gerecht  geworden,  und  es 
kann  sogar  nicht  wundernehmen,  daß  es  gerade  diese  Form  der 
Untertanschaft  angenommen  hatte,  die  in  den  angrenzenden 
östlichen  deutschen  Ländern  vorherrschend  war .  d.  h.  die 
schärfere  Form ;  es  nahm  diese  Form  übrigens  auch  ein  anderes, 
der  Einwirkung  von  dieser  Seite  ausgesetztes  Land  an : 
Böhmen.  Im  Rahmen  dieser  Institution  zerfließt,  zumindest  in 
bezug  auf  den  Inhalt,  die  frühere  Organisation  der  Nieder- 
lassungen, die  nach  deutschem  Recht  eingesetzt  wurden:  diese 
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Evolution  war  um  so  leichter,  als  diese  vorangehende  Verfassung 
schon  verschiedene  Elemente  der  Untertanschaft  in  sich  barg, 
nur  waren  diese  noch  nicht  vollkommen  entwickelt.  Denn  auch 
der  Ansiedler  einer  deutsch-rechtlichen  Gemeinde  war  nur  Xieß- 
braucher  des  Grundstückes,  dessen  Eigentum  dem  Herrn  zu- 
stand; auch  er  liatte  dem  Herrn  gewisse  Zinse  und  Abgaben  zu 
leisten  und  sogar,  wie  es  oft  vorkam.  Robotdienste;  nur  waren 
alle  diese  Lasten,  insbesondere  die  RobotpHicht.  nicht  sehr  be- 
deutende. Schließlich  war  in  dem  einzigen,  für  die  Bauern  dem 
wichtigsten  Organe  ,  dem  Schulzenamt,  das  in  diese  Nieder- 
lassungen eigentlich  nicht  aus  Deutschland  herübergenommen 
wurde,  sondern  durch  entsprechende  Umbildung  einer  altpol- 
nischen Einrichtung,  der  Dorfstarosten,  entstand,  ein  Ansatz  einer 
gewissen  Selbständigkeit  in  der  Verfassung  der  Dorfnieder- 
lassungen gegeben;  doch  dadurch,  daß  die  Rechte  des  Schulzen 
nicht  genügend  gewahrt  wurden,  daß  die  Schulzen  allmählich 
in  ein  Abhängigkeitsverhältnis  zum  Herrn  gelangten,  daß  die 
Herren  schließlich  die  Schulzengewalt  an  sich  rissen,  wurde 
eine  Brücke  geschaffen,  auf  der  man  zur  Schaffung  des  wesent- 
lichsten Bestandteiles  der  Untertanschaft,  der  patrimonialen 
Gerichtsgewalt  des  Herrn  über  den  Bauern,  schreiten  konnte. 
Das  zeitigte  traurige  Zustände,  die  hier  aber  nicht  ärger  waren, 
als  auf  den  weiten  Gebieten  der  westlichen  Nachbarländer, 
aber  noch  immer  unvergleichlich  leidlicher  waren  als  die- 
jenigen, die  östlich  von  Polen  herrschten,  in  den  Ländern  des 
moskowitischen.  dann  des  russischen  Staates,  wo  in  voller  Aus- 
dehnung die  den  Bauer  auf  den  Grad  eines  Sklaven  herab- 
setzende Leibeigenschaft  blühte. 

Das  Institut  der  Untertanschaft  ist  also  kein  speziell 
polnisches  Produkt.  Die  Ehre  seiner  Väterschaft  gebührt  anderen 
Ländern;  sein  Geburtsort  liegt  außerhalb  Polens.  Eine  fertige, 
schon  anderswo  existierende  Einrichtung  wurde  erst  im  Laufe  der 
Zeit  nach  Polen  herübergenommen.  Wenn  wir  nun  die  Tatsache 
der  Herübernahme  feststellen  und  daraus  historiosophische 
Schlußfolgerungen  ziehen ,  so  müssen  wir  auch  zumindest  das 
beneHcium  inventarii  in  Anspruch  nehmen  und  für  alle  Sünden, 
die  sich  in  dem  Untertanswesen  vorfinden ,  die  eigentlichen 
Urheber  zur  Verantwortung  ziehen.  Ebenso,  wenn  es  jemanden 
gefällt,  das  Untertanswesen  eine  „mittelalterliche"  Einrichtung 
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zu  nennen,  so  richte  er  seine  Vorwürfe  wegen  dieser  „Mittel- 
alterlichkeit" gegen  andere  Staaten  und  Völker,  denen  sie  auch 
nicht  fremd  war,  und  rechne  sie  nicht  lediglich  Polen  als  Schuld 
'an.  Dabei  —  dies  ist  der  zweite  Punkt,  der  betont  werden 
muß  —  soll  er  Polen  nicht  dafür  verantwortlich  machen,  daß 
dort  das  Untertanswesen  so  lange,  bis  ans  Ende  des  XVllI.  Jahr- 
hunderts, bis  an  die  letzten  Augenblicke  der  Republik  bestehen 
blieb.  Denn  überall  anderwärts,  wo  es  sich  einmal  festgesetzt 
hatte,  blieb  es  gleichfalls  durch  das  ganze  XVIlI.  Jahrhundert 
bestehen,  reichte  sogar  teilweise  oft  in  das  XIX.  Jahrhundert 
hinein,  es  überlebte  also  den  Untergang  Polens.  Als  Polen 
geteilt  wurde,  kam  die  dortige  bäuerliche  Bevölkerung  nicht 
etwa  aus  der  Hölle  der  Leibeigenschaft  in  das  Paradies  bürger- 
licher Freiheiten  und  wirtschaftlicher  Selbständigkeit;  sie  ging 
nur  entweder  unter  ein  noch  ärgeres  System  von  Einschrän- 
kungen, wie  in  Rußland,  oder  in  ein  im  Prinzip  mit  jenen 
identisches  Untertansverhältnis  über ,  dem  sie  in  Polen  unter- 
worfen war,  wie  z.  B.  in  Österreich.  Man  weiß  wahrlich  nicht, 
was  man  suchen  und  mehr  bewundern  soll,  ob  die  Unkenntnis 
der  geschichtlichen  Tatsachen  oder  den  bösen  Willen  in  der 
Beurteilung  geschichtlicher  Erscheinungen,  wenn  man  die  Be- 
hauptung liest,  daß  die  Teilungen  Polens  zum  Augenblick  der 
Erlösung  der  Bauernbevölkerung  von  den  ,. Fesseln  der  Sklaven- 
schaft, die  durch  den  polnischen  Adel  auferlegt  wurden"',  ge- 
worden sind.  In  den  Habsburger  Ländern  entschloß  sich  Josef  IL 
nicht  früher,  als  acht  Jahre  nach  der  ersten  Teilung  Polens  und 
nur  vierzehn  Jahre  vor  der  letzten .  das  im  System  des  west- 
lichen Untertanswesens  empfindlichste  Element,  die  Leibeigen- 
schaft, abzuschaffen  und  auch  diese  Erleichterung  wurde  von  der 
Leistungeines  entsprechenden  Lösegeldes  im  Einzelfalle  abhängig- 
gemacht.  Mit  dieser  einen  Ausnahme  wagte  weder  Josef  IL, 
noch  seine  Vorgängerin  Maria  Theresia,  trotz  der  hervorragend 
reformatorischen  Richtung  ihrer  Regierung,  in  keiner  Weise 
die  wesentlichen  Grundlagen  des  Untertanswesens  anzugreifen; 
ihre  ganze  Tätigkeit  war  höchstens  darauf  gerichtet,  die  weitest- 
gehenden Auswüchse  dieses  Verhältnisses  zu  beseitigen  be- 
ziehungsweise zu  mildern.  Von  dieser  Idee  geleitet,  reformierte 
Maria  Theresia  die  Angelegenheit  der  bäuerlichen  Robotdienste 
und  Josef  IL  die  Angelegenheit   der  patrimonialen,  Zivil-  und 
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Stratgerichtsbarkeit  der  Herren,  aber  sowohl  Frondienste  als 
auch  die  Zinse  und  Abgaben,  das  Nießbrauchsrecht  des  Bauern 
an  der  Scholle  und  schließlich  auch  die  patrimoniale  Juris- 
diktion der  Herren  blieben  unter  der  Reo-ierung  dieser  Re- 
formatoren und  noch  einige  .Jahrzehnte  hindurch  vollständig 
bestehen.  Seien  wir  aber  gegen  sie  gerechter,  als  es  viele 
Historiker,  sogar  polnische,  gegen  Polen  sind:  rechnen  wir  es 
ihnen  nicht  als  Schuld  an.  daß  sie  es  nicht  über  sich  brachten, 
das  Untertanswesen  aufzuheben.  Es  war  dies  nicht  ein  Problem, 
das  mit  einem  Hieb  des  gordischen  Schwertes  sich  erledigen 
ließ,  es  reichte  tief  in  die  untersten  Grundlagen  des  wirtschaft- 
lichen und  staatlichen  Lebens  hinein  und  konzentrierte  sich 
hauptsächlich  in  finanziellen  Fragen  von  riesigen  Dimensionen. 
Die  bäuerlichen  Leistungen  im  Untertansvorhältnis.  die  Zinse, 
Abgaben ,  Robote .  sind  im  Laufe  einiger  Jahrhunderte ,  in 
denen  dieses  Verhältnis  vorherrschte,  eines  der  wichtigsten 
Elemente  geworden .  welche  über  den  ^\''ert  der  Landgüter 
entschieden.  Sie  flössen  aus  dem  Grundsatz  heraus,  daß  der 
Bauer  nur  der  Nießbraucher  des  Grundstücks  ist,  dessen  Eigen- 
tum dem  Herrn  zusteht,  daher  der  Bauer  verpflichtet  sei.  dem 
Herrn  jene  Leistungen  als  Gegenwert  für  den  Nießbrauch  zu 
erfüllen.  Um  den  Bauern  zum  Grundeigentümer  zu  machen 
und  im  Zusammenhang  damit  die  genannten  Leistungen  zu  be- 
seitigen .  mußte  dem  Herrn  ein  entsprechendes  Entgelt  für  die 
verlorenen  Werte  zuerkannt  werden ,  wenn  ein  vollständiger 
Umsturz,  ein  förmlicher  Kataklysmus  auf  dem  Gebiete  wirt- 
schaftlicher Verhältnisse  verhütet  werden  sollte,  von  der  sehr 
weit  gehenden  Ungerechtigkeit  nicht  zu  sprechen.  Um  die 
mit  dieser  ungeheuren  Schadloshaltung  verbundenen  Kosten, 
selbst  wenn  man  sie  nur  teilweise,  wie  dies  später  geschah, 
begleichen  wollte,  zu  decken,  dazu  reichten  die  Geldmittel  des 
Staates  nicht  aus,  selbst  noch  im  XVIII.  Jahrhundert.  Andrer- 
seits hätte  man ,  um  die  Verwaltungs-  und  Polizeigewalt  wie 
auch  die  patrimoniale  Gerichtsbarkeit  der  Herrn  im  Bereiche  ihrer 
Besitztümer  beseitigen  zu  kJinnen.  eine  ganze  Armee  von  Staats- 
beamten bilden  und  erhalten  müssen,  damit  jene  staatlichen 
Funktionen  erfüllt  werden  können,  bezüglich  deren  die  Grund- 
eigentümer bisher  die  staatlichen  Organe  vertreten  haben.  Wir 
wissen  auch,  daß.  als  es  nachher  in  der  Tat  zur  Aufhebung  des 
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Untertanswesens  gekommen  ist,  diese  Reform  mit  einer  anderen, 
einer  gründlichen  Umgestaltung  und  Erweiterung  der  Organi- 
sation der  Ämter,  insbesondere  der  niedrigeren,  verbunden  wurde. 
Diese  gewaltige  stabile  Belastung  des  Staatsschatzes  konnten 
die  damaligen  Staaten  nicht  nur  im  XVI.  oder  XVII.  Jahr- 
hundert, sondern  auch  noch  im  XVIII.  nicht  ertragen. 

So  geschah  es,  daß  das  Untertanswesen,  wo  immer  nur 
es  sich  gebildet  und  festgesetzt  hatte,  ganze  Jahrhunderte 
überdauern  mußte.  Es  kann  nicht  vorgeworfen  werden,  daß  es 
in  Polen  bis  zu  seinem  Untergang  bestehen  blieb,  weil  dieser 
in  einer  Zeit  kam,  in  der  das  Untertanswesen  auch  in  ande- 
ren Ländern  fortbestand  und  fortbestehen  mußte.  Es  wird 
aufgehoben  in  einzelnen  deutschen  Staaten  in  verschiedenen 
Jahren  der  ersten  Hälfte  des  XIX.  Jahrhunderts,  in  Österreich 
nicht  früher  als  im  Jahre  1848  im  Prinzipe,  und  in  der  Praxis 
erst  in  den  Jahren  1849 — 1855.  Dies  geschieht  überall  im  Zu- 
sammenhang mit  einschneidenden  Reformen  der  Verwaltung  und 
des  Gerichtswesens  und  auf  Kosten  großer  Anstrengungen  des 
Staates,  die  er  sich  erst  jetzt  leisten  konnte.  Auf  diese  Weise 
geschah  es,  daß  eine  Reihe  von  Staaten,  welche  das  XIX.  Jahr- 
hundert überlebten,  in  ihren  xVnnalen  die  ehrenbringende  Tat- 
sache der  Aufhebung  des  Untertanswesens  und  der  Erhebung 
der  Bauern  zu  Grundeigentümern  verzeichnen  darf;  hingegen 
kann  sie  nicht  zu  ihren  Gunsten  die  polnische  Republik  ver- 
zeichnen, weil  sie  diese  Zeiten  nicht  erlebte.  Mit  eilier  merk- 
würdigen, einzigen  in  ihrer  Art,  Argumentierung.  mit  einer 
auffallenden  Unkenntiiis  der  tatsächlichen  geschichtlichen  Evo- 
lution, oft  mit  strafbarer  Spekulation  auf  die  Leichtgläubigkeit 
des  lesenden  Publikums,  wird  auf  dieser  Grundlage  folgende 
Zusammenstellung  formuliert:  überall,  wo  das  Untertanswesen 
existierte,  wurde  es  von  den  betreffenden  Staaten  aufgehoben, 
nur  Polen  allein  hat  sich  dazu  nicht  herbeigelassen.  Für 
derartige  Historiosophen  gibt  es  keine  Chronologie,  gibt  es 
kein  Verständnis,  was  einzelne  Stadien  in  der  Entwicklung 
der  Menschheit  sind  und  sein  können ;  eine  Polemik  mit  ihnen 
w^äre  müßig.  Eine  Frage  soll  doch  an  sie  gerichtet  werden: 
welcher  von  ihnen  würde  behaupten  w(dlen.  daß  die  polnische 
Republik ,  wenn  sie  ins  XIX.  Jahrhundert  hinein  fortgelebt 
hätte,  die  Aufhebung  des  Untertanswesens  bei  sich  nicht  durch- 
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geführt  hätte,  wie  man  sie  eben  in  dieser  Zeit  auch  anderwärts 
begunnen  liat?  Zur  Orientierung  genügt  hier,  an  die  Konstitution 
des  H.  Mai  (1791)  zu  erinnern.  Aus  denselben  Gründen,  wie  auch 
anderswo,  hat  sie  das  Institut  der  Untertanschaft  nicht  be- 
seitigt und  auch  nicht  beseitigen  können,  aber  sie  hat  grund- 
sätzlicli  die  volle  persönliche  Freiheit  aller  Staatsbürger,  somit 
auch  der  Bauern  anerkannt:  damit  tat  sie  zumindest  so  viel, 
als  die  fast  gleichzeitige  Josefinische  Reform,  die  die  Leibeigen- 
schaft abschaffte.  Sie  sicherte  ausdrücklich  den  Bauern  den 
Rechtsschutz,  brachte  also  die  Eindämmung  der  Willkür  der 
Herren  in  der  Handhabung  der  Patrimonialgerichtsbarkeit; 
außerdem,  gleichsam  in  mittelbarer  Verdammung  der  bisherigen 
Zustände,  warf  sie  den  Programmgedanken  auf.  durch  welchen 
die  bäuerlichen  Verhältnisse  zum  großen  Teile  aus  dem  Rahmen 
der  eigentlichen  Untertanschaft  hinausgezogen  werden  konnten: 
es  war  der  Gedanke  der  Regelung  des  gegenseitigen  Verhältnisses 
zwischen  dem  Herrn  und  dem  Bauern  auf  Grund  eines  aus- 
drücklichen, beide  Teile  bindenden  Vertrages.  Und  noch  sogar 
nach  dieser  Konstitution,  unter  Berücksichtigung  jener  Gebiete 
Polens  nach  den  Teilungen,  in  denen  das  polnische  Volk  durch 
eine  gewisse  Zeit  die  Möglichkeit  hatte,  seine  ^Angelegenheiten 
selbständig  zu  leiten,  muß  an  gewisse  Aktionen  und  Reformen 
im  Herzogtum  Warschau  und  in  Kongreßpolen  vor  1831  erinnert 
werden.  Alles  dies  zeigt  genau  die  Richtung,  wie  die  Antwort 
auf  die  Oben  gestellte  Frage  lauten  müßte. 

Es  genügt  aber  nicht,  lediglich  die  Gleichzeitigkeit  der 
Existenz  des  Untertans wesens  in  Polen  und  anderen  Staaten 
festzustellen.  Zur  Vertiefung  des  Problems  muß  noch  eine 
Frage  untersucht  werden:  welchen  Inhalt  hatte  es  in  polnischen 
Landen  im  Vergleich  mit  anderen  Staaten:  gingen  hier  die 
Beschränkungen  des  Bauern  in  Einzelheiten  nicht  etwa  weiter, 
machte  sich  ihm  hier  die  Rauheit  des  Verhältnisses  nicht  etwa 
empfindlicher  fühlbar  als  anderswo?  Auf  diese  Frage  muß  umso 
größerer  Nachdruck  gelegt  werden,  als  die  Historiosophie.  die 
von  amtswegen  die  Vergangenheit  Polens  verdammt,  mit  be- 
sonderer Vorliebe,  freilich  aber  nicht  mit  besonderer  Kraft 
der  Beweise,  eben  sehr  oft  den  Vorwurf  einer  angeblich  unge- 
heuren Bedrückung  des  polnischen  Bauern  erhebt.  Wiederum 
werden    wir    —   zur   Orientierung    —    einige  Einzelheiten    und 
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Betrachtungen  anführen,  freilich  mit  Beschränk unju;  auf  Ver- 
fassuno;sprobleme. 

Also  zunächst:  das  Verhältnis  des  Bauern  zur 
Scholle.  Ebenso  wie  anderwärts  ist  es  auch  hier  kein  Eigen- 
tums Verhältnis:  das  Eigentum  steht  dem  Herrn  zu.  Aber  ge- 
wahrt und  anerkannt  wird  hier  zumindest  das  Xießbrauchsrecht 
des  Bauern,  welches  so  stark  ist.  daß  der  Herr  willkürlich  es 
nicht  angreifen  darf,  daß  er  einseitig  diesen  Zusammenhang 
zwischen  Mensch  und  Boden  nicht  lösen  darf.  ]\Iißbrauchsweise 
konnte  es  selbstverständlich  auch  in  Polen  vorkommen ,  daß 
der  Grundherr  den  Bauern  von  der  Scholle  verjagte  und  sich 
den  Boden  aneignete:  grundsätzlich  genommen  war  dies  aber 
ein  Unrecht  und  nie  ist  es  zu  einer  rechtlichen  Sanktion  eines 
solchen  Prinzips  gekommen ,  weder  durch  Gewohnheitsrecht 
nocli  —  um  so  weniger  —  durch  gesetzliche  Verordnungen. 
Hingegen  nahm  in  Deutschland  schon  gegen  Ende  des  Mittel- 
alters der  Prozeß  des  sogenannten  Bauernlegens  zwecks  An- 
eiffnuno-  ihrer  Grundstücke  solche  Dimensionen  an,  daß  er 
schließlich  als  ein  durch  Gewohnheitsrecht  anerkannter  Grund- 
satz galt.  Dieser  Grundsatz  fand  auch  einen  mittelbaren  Aus- 
druck in  der  Gesetzgebung ,  indem  man  daraus  entsprechende 
Konsequenzen  zog.  So  wurde  in  Brandenburg  im  Jahre  1681 
und  in  Mecklenburg  noch  im  Jahre  1757  die  Veräußerung  der 
Scholle  ohne  den  Bauern  und  des  Bauern  ohne  die  Scholle 
zugelassen,  während  damals  in  Polen  derartige  Veräriißerungen 
unzulässig  waren.  Die  hauptsächliche  wirtschaftliche  Grundlage 
der  Bauernexistenz  stellt  sich  daher  in  Polen  als  besser  ge- 
wahrt denn  in  vielen  deutschen  Ländern. 

Sehr  belehrende  Zusammenstellungen  liefert  die  Frage 
des  Frondienstes,  bekanntlich  eine  der  empfindlichsten 
und  schmerzlichsten  Seiten  des  ganzen  Untertansverhältnisses. 
Die  einzigen  Reichstagsgesetze,  die  in  Polen  den  Umfang 
des  bäuerlichen  Frondienstes  bestimmten,  sind  zwei  Statute 
aus  dem  Jahre  1520.  das  Thorner  und  das  Bromberger ,  die 
beide  die  Bauern  zu  einem  Tag  in  der  Woche,  somit  zu 
52  Arbeitstagen  im  Jahr  zugunsten  des  Herrn  verpflichten. 
Es  ist  genau  derselbe  Umfang,  der  einige  Jahrhunderte  hin- 
durch in  Ungarn  verbindlich  war  und  der  in  bezug  auf 
dieses  Land  allgemein  als  der  mildeste  im  Vergleich  mit  anderen 
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lUimalicren  Staaten  bezeichnet  wird.  Das  hinderte  freilich  niclit. 
daß  zahlreiche  Verfasser  gerade  gegen  die  beiden  polnischen 
Statuten  aus  dem  Jahre  1520  schwere  Anklagen  wegen  über- 
mäßiger Belastung  des  Bauern  mit  Frondiensten  erhoben.  Es 
ist  allerdings  wahr .  daß  in  der  Praxis  durch  eine  angemessen 
angewandte  Interpretation  der  Statuten ,  durch  willkürliche 
Steigerung  von  Seite  der  Grundherren  die  Fronlast  sehr  be- 
deutend vergrößert  wurde.  In  der  zweiten  Hälfte  des  XVIll.  Jahr- 
hunderts, unter  der  Regierung  Stanislaus  Augusts,  durfte  ein 
damaliger  Beobachter  dieser  Zustände  verzeichnen .  daß  der 
vcm  einer  typischen  Bauernwirtschaft  (halbe  Hufe)  geleistete 
Frondienst  gewöhnlich  drei  Tage  in  der  Woche  beträgt,  somit 
etwa  160  Tage  im  Jahre.  Die  Hälfte  der  Arbeitszeit,  über  die 
der  Bauer  verfügte,  fiel  somit  dem  Herrn  zugute.  Zweifellos 
eine  sehr  schwere  Last,  derentwegen  denn  auch  Polen  von  den 
Historikern  Vorwürfe  gemacht  werden,  sehr  häufig  in  schroffen 
Worten  der  Verdammung.  Wie  schade,  daß  diese  Historiker  um 
einen  Rain  weiter  nicht  geschaut  haben.  In  den  nicht  un- 
garischen Habsburger  Ländern  nahm  die  Fronpflicht  durch 
willkürliche  Steigerung  seitens  der  Grundherren,  geradeso  wie 
in  Polen,  so  an  Umfang  zu  und  wurde  dem  Bauern  so  un- 
erträglich, daß  Maria  Theresia  in  diese  Zustände  einblicken  und 
eine  gesetzmäßige  Beschränkung  der  Herrenwillkür  durch  Ein- 
führung gewisser  Normen  über  den  Umfang  des  Frondienstes 
durchsetzen  mußte.  Was  ist  nun  geschehen?  Als  Xorm  nahm 
die  Kaiserin  drei  Arbeitstage  in  der  Woche  an  und  verbot  eine 
Erhöhung  über  dieses  Maß  hinaus.  Diese  Norm  blieb  ohne 
wesentliche  Änderungen  nicht  nur  unter  Kaiser  Josef  IL.  sondern 
auch  unter  seinen  Nachfolgern  bestehen  bis  zur  Aufhebung 
des  Untertanswesens  um  die  Mitte  des  XIX.  Jahrhunderts.  Es 
ist  dies  dieselbe  Norm,  die  man  in  Polen  bis  zu  seinem  Unter- 
gang ohne  weitere  Überschreitungen  zuungunsten  des  Bauern 
beobachtet  hat.  Hier  hielt  sich  übrigens  Polen  auf  einem 
Niveau  mit  den  Habsburger  Ländern :  wie  fällt  aber  zu  seinen 
Gunsten  der  Vergleich  mit  Brandenburg,  Pommern  und  Hol- 
.stein  aus.  wo  in  derselben  Zeit  aus  einer  Wirtschaft  täglich, 
das  ganze  Jahr  hindurch,  lediglich  mit  Ausnahme  der  Feier- 
tage, zugunsten  des  Herrn  8  Personen  und  ö  Pferde  arbeiteten! 
Und  doch,  trotz  dieser  und  ähnlicher  Tatsachen  soll  nur  Polen 
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allein  das  Land  einer  ungeheuerlichen  Bedrückung  durch  Fron- 
dienst gewesen    sein! 

Es  sei  noch  hinzugefügt,  daß  im  Westen  neben  dem  gewöhn- 
lichen Frondienste  noch  ein  Zwangsgesindedienst,  d.i.  der 
Zwangsdienst  der  bäuerlichen  Kinder  auf  dem  Hofe  des  Herrn 
existierte;  in  Polen  unterlagen  die  Kinder  der  Bauern  dieser 
Verpflichtung  nicht,  wie  es  selbst  amtliche  preußische  Quellen 
aus  der  nächsten  Zeit  nach  den  Teilungen  Polens  feststellen  und 
auf  ihrer  Grundlage  der  angesehenste  Forscher  der  bäuerlichen 
Zustände  in  Preußen,  Knapp.  Es  sei  noch  daran  erinnert,  daß 
in  Polen  die  Frondienstpflicht  nur  für  privaten  Landbesitz  nicht 
genau  bezeichnet  war  und  daher  vor  allem  dort  sich  Gelegen- 
heit zu  ihrer  mißbräuchlichen  Steigerung  seitens  der  Herren 
darbot;  hingegen  waren  in  den  königlichen  Gütern  durch  peri- 
odisch abgefaßte  Inventare  und  Lustrationen  die  Grenzen  der 
Frondienstpflicht  genau  umschrieben  und  dadurch  die  Mög- 
lichkeit der  Schädigung  des  Bauern  durch  den  Starosten  oder 
Ökonomen  grundsätzlich  beseitigt.  Li  den  Ländern  der  Habs- 
burger kam  erst  Maria  Theresia  dazu,  eine  schriftliche  Fest- 
stellung der  Frondienstpflichten  im  Zusammenhang  mit  ihrer 
Fronreform,  durch  Gründung  der  sogenannten  ürbarien,  ein- 
zuführen; in  Preußen  aber,  wo  es  solche  ürbarien  nicht  gab, 
galt  im  Zweifelsfalle  für  die  Frage,  v.-ie  weit  die  Pflicht  des 
Bauern  reicht,  die  Vermutung,  daß  die  Frondienstpflicht  un- 
bestimmt ist,  somit  vom  Gutdünken  des  Herrn  abhängig  ist 
(sogenannte  neumärkische  Vermutung).  Es  sei  schließlich  fest- 
gestellt, daß  in  Polen,  wie  übrigens  auch  in  manchen  anderen 
Ländern,  im  Falle  einer  größeren  Ausgiebigkeit  der  Fron- 
leistungen,  die  bäuerlichen  Abgaben  verhältnismäßig  verringert 
wurden;  in  Böhmen  aber,  nach  drei  Jahrhunderten  deutscher 
Herrschaft,  wurde  die  Abgaben-  und  Dienstleistungenlast  so  hoch 
hinaufgeschraubt,  daß  die  dortige  Bevölkerung  sie  zu  erfüllen 
nicht  imstande  war. 

Wir  wollen  hier  noch  die  besondere  Aufmerksamkeit  auf 
eine  Einzelheit  lenken,  die  ein  bezeichnendes  Licht  auf  diese 
Frage  wirft  Wir  denken  an  die  schon  vorher  mitgeteilte  Nach- 
richt eines  Schriftstellers  aus  der  Periode  Stanislaus  Augusts 
(Ostrowski)  über  den  normalen  Umfang  der  bäuerliclien  Fron- 
dienste in  jenen  Zeiten   (8  Tage  wöchentlich),    die  den  Zusatz 
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enthält,  daß  verhält nisiniiiJii!:  am  mildesten  die  Fron- 
dienstlast sich  in  den  reußischen  Tjändern  der  Repu- 
blik gestaltet  hat.  Es  gibt  keinen  Grund,  an  der  Richtigkeit 
dieser  Mitteilung  zu  zweifeln;  in  den  Bedingungen,  unter  denen 
dieses  Werk  entstanden  ist,  in  der  Art.  in  der  es  geschrieben 
wurde.  läßt  sich  nichts  finden,  das  für  eine  geflissentliche  Um- 
drehung der  \\''ahrheit  sprechen  würde.  Wir  werden  also  dieser 
Feststellung  Glauben  schenken.  Freilich  werden  wir  keinen 
Augenblick  annehmen  wollen,  daß  die  hier  festgestellte  bessere 
Lage  der  Bauern  in  Reußen  aus  gewissen  ideellen,  rein  humani- 
tären Antrieben ,  durch  die  sich  die  Herren  leiten  ließen,  her- 
vorgegangen ist;  fassen  wir  die  Frage  nüchtern  auf,  so  werden 
wir  mit  gutem  Recht  annehmen  dürfen,  daß  diese  Sachlage 
durch  Gründe  rein  sachlicher  Natur  geschaffen  worden  ist: 
durch  das  materielle  Interesse  der  Herren,  die  auf  den  großen, 
der  menschlichen  Arbeitskraft  bedürfenden  Erdgebieten  durch 
übermäßige  Forderungen  in  bezug  auf  die  Frondienstleistungen 
den  Bauern  nicht  entmutigen  und  ihn  zur  Flucht  treiben  wollten, 
sondern  vielmehr  den  Zweck  verfolgten,  einen  größeren  Zufluß 
bäuerlicher  Elemente  aus  anderen  Ländern  der  Republik  her- 
vorzurufen. Welch  immer  aber  äußere  Beweggründe  hier  ein- 
wirkten, die  Tatsache  selbst  fällt  grell  auf:  der  ruthenische 
Bauer  befand  sich  in  einer  besseren,  günstigeren  Lage  als  der 
polnische.  Das  ist  die  richtige  Beleuchtung  der  Phantasien, 
als  ob  in  der  polnischen  Republik  der  ruthenische  Bauer,  weil 
Ruthene,  einer  besonderen  Bedrückung  seitens  des  polnischen 
Adels  unterlag.  Zweifellos  hatte  der  ruthenische  Bauer  stark 
unter  der  Last  der  Untertanschaft  zu  leiden,  aber  nicht 
nur  er  allein  war  es,  der  sie  zu  ertragen  hatte.  Auch  der 
polnische  Bauer  mußte  sich  der  schweren  Last  beugen.  Nur 
wirtschaftlich-soziale  Elemente  waren  hier  ausschlaggebend 
und  nicht  die  nationalen;  daher  ächzte  unter  der  Bedrückung 
der  Bauer  als  solcher,  unabhängig  davon,  welche  Sprache  er 
sprach  und  zu  welcher  Religion  er  sich  bekannte.  Was  die 
nationalen  Unterschiede  anbelangt,  so  haben  sich  die  wirt- 
schaftlichen Zusiände  —  die  einzigen,  die  hier  entschieden  - 
zufällig  so  gestaltet,  daß  der  ruthenische  Bauer  eine  privi- 
legierte Stellung  dem  polnischen  Bauern  gegenüber  innehatte. 
Trotzdem  wird  glatt  behauptet,  daß  der  Untergang  Polens  den 
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ruthenischen  Bauorn  von  der  unerträglichen  Bedrückung  erlöst 
habe,  obwohl  dieser  Bauer  im  Teilungsstaate  sich  in  demselben 
Untertansverhältnis  befand  wie  früher  in  Polen.  Und  noch  im 
Augenblick,  als  die  letzte  Stunde  des  Untertanswesens  geschlagen 
hat  —  um  die  Hälfte  des  XIX.  Jahrhunderts  —  war  in  Ostgalizien 
die  Höhe  der  Untertanenleistungen,  auf  Geldwert  abgeschätzt, 
fast  um  die  Hälfte  niedriger  als  die  Höhe  derselben  Leistungen 
in  AVestgalizien :  die  Erbschaft,  die  dem  ruthenischen  Bauern 
die  Republik  hinterlassen  hat.  war  bei  weitem  wertvoller  als 
diejenige,  die  sie  ihren  eigenen  polnischen  Kindern  des  Bauern- 
standes hinterlassen  konnte. 

Einige  AVorte  noch  über  die  Patrimonialgerichtsbar- 
keit der  Herren  über  die  Bauern.  In  Polen  hatte  der 
Bauer  kein  Appellationsrecht  vom  Urteil  des  Herrn  an  eine 
andere  Instanz;  gewiß  war  dies  eine  der  schmerzlichsten  Seiten 
des  Untertansverhältnisses,  die  der  Willkür  der  Herren  den 
weitesten  Spielraum  ließ.  Vergessen  vnr  aber  nicht,  daß  das- 
selbe auch  anderswo  rechtens  war,  z.B.  in  Pommern  unter 
preußischer  Regierung.  In  den  Ländern  der  Habsburger,  in 
Bayern  usf.  haben  sich  die  Dinge  in  formeller  Hinsicht  günstiger 
gestaltet:  man  hatte  hier  den  Rechtsschutz  des  Bauern  durch 
staatliche  Behörden  gegen  die  Übergriffe  der  Herren  anerkannt. 
Aber  selbst  deutsche  Forscher  stellen  fest,  daß  dieser  Rechts- 
schutz ziemlich  illusorisch  war.  weil  diejenigen,  denen  dieser 
Schutz  oblag,  durch  tausendfache  Bande,  von  jenen  der  Ver- 
wandtschaft bis  zur  gemeinsamen  Zugehörigkeit  zu  demselben 
Stande,  mit  den  unrecht  tuenden  Herren  verknüpft  waren. 
Praktisch  genommen  also  hatte  der  Mangel  des  Rechtsschutzes 
in  Polen  und  der  Rechtsschutz  in  manchen  anderen  Staaten 
dasselbe  negative  Ergebnis.  Es  muß  dabei  noch  der  Vorbehalt 
gemacht  werden,  daß  in  Polen  der  Mangel  des  Rechtsschutzes 
seitens  öftentlicher  Behörden  sich  nur  auf  Privatuntertanen 
bezieht;  die  Untertanen  der  ktJniglichen  Güter  fanden  ihn  in 
der  Einrichtung  der  Referendargerichte,  an  die  sie  sich  jeder- 
zeit wenden  konnten,  sei  es  gegen  ein  Urteil,  sei  es  gegen  einen 
Mißbrauch  des  Starosten  oder  des  Ökonomen  Beschwerde  führend. 
Dann  war  aber  ihre  Lage  günstiger  als  im  "Westen,  selbst  in 
jenen  Staaten,  wo  der  Bauer  sich  eines  Rechtsschutzes  erfreute; 
"denn,  wenn    auch    die  Mitglieder  des  Referendargerichts  eben- 
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falls  durch  gemeinsame  Standeszugehörigkeit  mit  den  Starusten 
eng  verbunden  waren,  so  gebot  doch  die  Rücksicht  darauf,  daß 
durch  die  Bedrückung  der  Bauern  die  Königsgüter  nicht  ent- 
völkert werden  und  dadurch  nicht  einem  Schaden  ausgesetzt 
werden,  denjenigen,  die  das  Urteil  zu  fällen  hatten,  möglichst 
gerecht  zu  sein.  Die  zum  Teil  publizierten  Urteile  der  Referendar- 
gerichte stellen  auch  fest,  daß  die  Bauern  der  königlichen 
Güter  oft  aus  den  Streitigkeiten  mit  den  Starosten  siegreich 
hervorgegangen  sind.  Endlich  hat  die  Konstitution  vom  dritten 
Mai.  indem  sie  den  Bauern  im  allgemeinen  den  Rechtsschutz 
gewährte,  ihn  auch  den  Privatuntertanen  zuerkannt  und  hat 
auf  diese  Weise  sie  in  dieser  Beziehung  den  Untertanen 
königlicher  Güter  und  den  Bauern  mancher  Westländer,  wo 
ihnen  schon  vorher  der  rechtliche  Schutz  gewahrt  worden  ist, 
gleichgestellt. 

Gegenstand  einer  sehr  abfälligen  Kritik  war  oft  der  in 
der  Generalkonfikleration  vom  Jahre  157o  anerkannte  Grund- 
satz, daß  dem  Herrn  gestattet  sei,  den  Untertanen  „nach  seinem 
Gutdünken"  zu  verurteilen.  Daß  einer  solchen  allgemein  ge- 
faßten Bestimmung  auch  das  Recht  über  Leben  und  Tod  in 
der  Ausübung  der  Patrimonialgerichtsbarkeit  unterstellt  werden 
kann,  geben  wir  zu.  Wenn  aber  auch  nichts  weiteres  darüber 
zu  sagen  wäre,  so  muß  daran  erinnert  werden,  daß  das  Gesetz 
vom  Jahre  1768  ausdrücklich  diese  Konsequenz  ausgeschlossen 
hat.  Aber  auf  einen  Umstand  muß  hier  die  Aufmerksam- 
keit gelenkt  werden:  daß  die  emsigsten  Untersuchungen  eines 
gewissenhaften  und  angesehenen  Forschers  nicht  bezeugen 
konnten .  daß  auch  nur  in  einem  einzigen  Falle  ein  Patrir.io- 
nialgericht  in  Polen  einen  Untertanen  zum  Tode  verurteilt  hätte. 
Hingegen  zeigte  die  Durchforschung  des  Quellenmaterials  aus 
deutschen  Ländern,  daß  gleichzeitig  in  Mecklenburg  dem  Herrn 
gerade  so  ein  ius  vitac  ac  necis  über  seine  Untertanen  wie  in 
Polen  zustand,  und  daß  in  Sachsen  in  der  Tat  Bauern  auf  Grund 
der  in  Herrengerichten  gefällten  Urteile   hingerichtet  wurden. 

Das  Ergebnis  ist  also:  Bei  Betrachtung  des  inneren  Inhalts 
des  Untertanswesens  in  Polen  finden  wir  in  der  Reihe  der  Be- 
schränkungen und  Belastungen  des  Bauern  nichts,  was  die  in 
dem  Untertanswesen  der  westlichen  Nachbarländer  festgesetzten 
Grenzen    überschreiten    würde.    Alles    Böse,    was   den    Bauern 
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bedrückte,  die  weitestgehenden  Beschränkungen  nicht  ausge- 
nommen ,  findet  ein  Seitenstück  in  den  damaligen  Untertan- 
schaftseinrichtungen anderer  Länder.  Aber  in  mancher  Einzel- 
heit, in  mancher  Richtung  weist  das  polnische  Untertanswesen 
im  Vergleich  mit  dem  System  anderer  Länder  Milderungen 
auf.  Ergänzend,  oder  vielmehr  eine  frühere  Bemerkung  teilweise 
vervollkommnend,  dürfen  wir  sagen:  Als  Polen  geteilt  wurde, 
gewann  dadurch  seine  bäuerliche  Bevölkerung  in  den  neuen 
Teilungsstaaten  durchaus  keine  bürgerlichen  Freiheiten  und 
keine  wirtschaftliche  Selbständigkeit;  nicht  in  allem  sogar 
ging  sie  in  den  Rahmen  eines  in  bezug  auf  seinen  Inhalt 
gleichen  Untertansverhältnisses  über,  dem  sie  in  Polen  unter- 
ordnet war;  im  Gegenteil,  in  mancher  Beziehung  konnte  ihre 
Lage  sich  verschlimmern  und  verschlimmerte  sich  tatsächlich. 
Und  trotzdem  gilt  noch  heute  die  Behauptung,  daß  Polen  in 
den  letzten  drei  Jahrhunderten  seiner  Existenz  und  im  Augen- 
blicke seines  Unterganges  nicht  nur  der  Staat  der  Bauernbe- 
drückung /.a-'  sioyr^v,  sondern  der  Staat  einer  bis  an  die  äußer- 
sten, anderswo  unbekannten  Grenzen  reichenden  Bedrückung 
war.  als  Beweis  einer  gründlichen  Kenntnis  der  Geschichte, 
als  Ausdruck  einer  nüchternen,  gerechten,  historiosophischen 
Auffassuns: ! 


Wir  haben  die  Reihe  der  wichtigeren  Probleme  erschöpft, 
auf  die  die  Kritik  der  älteren  sozialen  und  Verfassungseinrich- 
tungen Polens  stößt.  Wir  haben  sie  vor  allem  von  dem  Stand- 
punkte aus  betrachtet,  ob  und  inwieferne  sie  gewisse,  nur  dem 
Polenreiche  eigentümliche  Verfassungsmängel  aufweisen,  für 
welche  nur  die  Vergangenheit  Polens  zur  Verantwor- 
tung gezogen  werden  sollte,  wenn  man  sie  den  Einrichtungen 
anderer  Staaten,  welche  mit  diesen  Gebrechen  nicht  behaftet 
waren,  gegenüberstellt;  und  ob  alle  diese  Gebrechen  zusammen- 
genommen oder  etwa  eines  im  einzelnen  von  dieser  Art  waren, 
daß  sie  von  vornherein  über  den  Mangel  an  Lebenskraft  im 
Organismus  der  polnischen  Republik  entschieden:  ob  also  dem- 
zufolge der  Untergang  Polens  als  direkte,  natürliche  und  not- 
wendige geschichtliche  Folge  jener  mangelhaften  Verfassung 
aufzufassen    ist,    die    Polen    in    der   Zeit   seiner    selbständigen 
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staatlichen   Existenz   sich   geschalten  hat.    Es  wird  nicht  ohne 
Nutzen    sein,     die    erreichten    Ergebnisse    zusammenzufassen, 
selbstverständlich    mit    Ausschluß    alles    dessen,    was    manche 
Forscher   auf  Rechnung  polnischer  Verfassungsmängel  stellen, 
was  aber  im  Laufe  der  vorhergehenden  Ausführungen  sich  als 
eine  außerhalb  der  Verfassung  liegende  Erscheinung  gezeigt  hat. 
Die  Haui)tursache  dieser  abfälligen,  oft  sehr  schmerzlich 
berührenden  Kritik  dieser  Einrichtungen  liegt  zweifellos  darin, 
daß  bei  ihrer  Beurteilung  die  Zeit,  der  sie  angehören,  vergessen 
wird  und  sie  unter  dem  Gesichtspunkt  heutiger  Einrichtungen 
beurteilt  werden.  In  einer  solchen  Zusammenstellung  treten  die 
krassesten  Widersprüche  hervor;  denn  gerade  seit  dem  Ausgang 
des    XVIII.  Jahrhunderts,    besonders    aber   im    XIX.,    vollzog 
sich    in     der   ganzen    zivilisierten  Welt   ein  vollständiger  Um- 
sturz der    sozialen  und  staatlichen  Einrichtungen,   welchen  in 
der   vorhergehenden    Periode    die    Menschheit   hervorzubringen 
nicht   vermochte;    ein    Umsturz,    der    einen    bedeutenden    Teil 
früherer  Einrichtungen  aus  dem  Boden  hob  und  zertrümmerte 
oder  zumindest  grundsätzlich  umgestaltete  und  an  ihre  Stelle 
neue,  früher  unbekannte,  Verfassungsformen  setzte.  Da  man  aber 
diese  neuen  Formen  als  die  entsprechendsten,  als  den  heutigen 
Bedürfnissen    am    zutreffendsten     angepaßte,    als   der   weiteren 
Entwicklung  günstigste  auffaßte,  so  fällt  es  schwer,  den  frü- 
heren Formen,  wie    sie  die  Verfassung  der  Republik  aufweist 
und  die  nicht  so  ausgezeichnete  sind  wie  die  heutigen,  Beifall 
zu  zollen;   viel  leichter  neigt    man  einer   verdammenden  Beur- 
teilung zu.   Das  abfällige  Urteil  wird  noch  dadurch  gesteigert, 
daß  andere  Staaten,  die  Polen  überlebt  haben,  in  der  Periode, 
in  der  die  Frage    der  Verfassungsänderungen   reif  wurde,    die 
entsprechenden  Reformen  allein  durch  sich  selbst  durchgeführt 
und  so  ihre  Verfassung  den  Bedürfnissen  des  heutigen  Lebens 
angepaßt  haben.  Polen,  dessen  Staatlichkeit  diese  Periode  nicht 
erlebte,    konnte  an  die  Verwirklichung  dieser  Reformen   nicht 
denken.  Oft  diese  durchweg  verschiedenen  äußeren  Bedingungen 
—  unwillkürlich  oder  absichtlich  —  vergessend,  stellt  man  Polen 
jenen  Staaten  gegenüber:  den   letzteren  wird  Lebenskraft  und 
die  Fähigkeit  einer  normalen  und  fortschrittlichen  Umgestaltung 
und  Entwicklung  zuerkannt.  Polen  aber,  das  mit  den  älteren 
Einrichtungen    gefallen    ist    und    keine    neuen    geschaffen    und 
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festgesetzt  hat.  wird  als  Staatentypus  betrachtet,  der  in  bezug 
auf  die  Verfassung  rückständig  geblieben  ist  und,  auf  eine 
„mittelalterliche"  Organisationsbasis  gestützt,  der  Idee  des  Fort- 
schritts und  der  Entwicklung  unzugänglich  war. 

Durch  solche  Gedankenprozesse  kam  man  zur  P'orniu- 
lierung  eines  großen  Anklageaktes  gegen  die  A'erfassung  der 
polnischen  Republik;  auf  w^elch  gebrechlicher  Grundlage  aber 
dieser  Anklageakt  basiert,  erhellt  aus  den  soeben  zusammen- 
gefaßten Betrachtungen.  Ein  sachliches  und  gerechtes  Urteil 
muß  die  Gegenwart  vergessen,  muß  genau  die  Zustände 
jener  Zeiten,  die  es  beurteilen  soll,  erfassen  und  in  sie 
hineindringen,  und  erst  wenn  die  mit  dem  Rahmen  jener  Zu- 
stände umfaßte  Vergleichung  zuungunsten  Polens  ausfallen  wird, 
wird  das  verdammende  Urteil  als  begründet  gelten  dürfen. 

Selbstverständlich  werden  in  Polen  Verfassungseinrich- 
tungen und  -Grundsätze  sich  vorfinden ,  die  man  mit  den 
Einrichtungen  damaliger  Staaten  weder  vergleichen  noch  zusam- 
menstellen wird  können ;  hat  doch  Polen  als  eine  besondere  staat- 
liche Individualität  eine  Anzahl  eigenartiger  Institute 
geschaffen,  die  anderwärts  nicht  zu  finden  sind.  Aber  auch 
diese  Institutionen  dürfen  nicht  zu  Vergleichszwecken  mit  den 
heutigen  zusammengestellt  werden;  sie  müssen  vielmehr  ent- 
weder mit  Rücksicht  auf  ihren  inneren  Inhalt  und 
Wert  oder  auf  Grundlage  der  allgemeinen  Zustände 
der  damaligen  Zeit  beurteilt  werden.  Aber  auch  in 
diesen  Fällen  wird  das  Urteil  nicht  immer  ungünstig  lauten 
können,  und  nicht  immer  wiederum  wird  ein  sonst  auch  be- 
gründetes abfälliges  Urteil  zu  jener  vernichtenden  Verdammung 
heranwachsen,  wie  wir  ihr  oft  in  der  heutigen  Geschicht- 
schreibung begegnen.  Daß  Polen  in  den  Bau  seines  Reichstags- 
wesens den  damals  auf  dem  europäischen  Kontinent  herrschenden 
Grundsatz  der  Stände  Vertretung  übernehmend,  ihn  mit  der  dort 
noch  unbekannten  Idee  einer  organischen  Vereinigung  der 
Monarchengewalt  mit  den  im  Reichstage  versammelten  Ständen 
zu  beseelen  vermochte,  darin  müssen  wir  ein  günstiges  Symp- 
tom, sozusagen  eine  Ankündigung  heutiger  Zustände  sehen. 
Das  liberum  veto  mit  der  Möglichkeit,  Reichstage  zu  sprengen, 
w^ar  zweifellos  eine  besonders  nachteilige  Erscheinung;  aber 
schon  zu  Anfang  der  Regierung  Stanislaus  Augusts  wird  diesem 
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Institut  der  Boden  entzogen  und  zu  Ende  seiner  Regierung  das 
Institut  selbst  aufgehoben. 

Aber  der  überwiegendeTeil  der  inneren  polnischen 
Einrichtungen  findet  Gegenstücke  in  den  Einrich- 
tungen anderer  zeitgenössischer  europäischer  Staaten. 
Und  es  konnte  auch  nicht  anders  sein;  denn  was  immer  auch  Polen 
auf  die>;eni  Gebiete  Eigenartiges  schaffen  konnte,  mußte  es  sich  an 
die  allgemeinen  Yerfassungsrahmen  der  damaligen  zivilisierten 
Welt  halten  und  diesen  Rahmen  auch  seine  Einrichtungen  an- 
passen, so  Avie  andere  Staaten  es  taten;  dabei  kam  es  oft  vor,  daß 
es  direkt  fertige  westliche  Vorbilder  übernahm  und  sie  nur,  den 
eigenen  Bedürfnissen  Rechnung  tragend,  in  dieser  oder  jener 
Richtung  änderte.  Und  gerade  in  der  Gruppe  dieser  Einrich- 
tungen, die  Polen  mit  der  übrigen  damaligen  Welt  gemeinsam 
hatte,  findet  sich  der  überwiegende  Teil  derjenigen,  für  die 
gemeiniglich  nur  Polen  allein  verantwortlich  gemacht  wird; 
so  als  ob  es  schuldig  gewesen  wäre,  daß  es  nicht  in  seiner 
Evolution  die  ganze  damalige  Menschheit  überflügelt  habe,  daß 
es  bei  sich  das  in  Anwendung  brachte,  was  auch  andere  Staaten 
als  den  damaligen  Verhältnissen  und  Bedürfnissen  entsprechend 
bei  sich  eingeführt  haben.  Zieht  man  auch  bei  Polen  das 
gleiche  Älaß  der  Bedürfnisse  in  Betracht,  so  wird  man  alle 
diese  Vorwürfe  und  Beschuldigungen  als  unbegründet  ablehnen 
müssen.  Polen  hatte  nicht  die  Idee  eines  wahren  Parlamen- 
tarismus durchgesetzt  und  hatte  nur  einen  auf  dem  Grund- 
satz der  Ständevertretung  aufgebauten  Reichstag ;  aber  der- 
selbe Grundsatz  beherrschte  doch  die  ständische  Verfassung  des 
ganzen  damaligen  europäischen  Kontinents.  Nicht  nur  in  Po^en, 
sondern  auch  in  vielen  anderen  Staaten  gevrinnen  die  Land- 
stände eine  Reihe  wichtiger  Berechtigungen  auf  dem  Ge- 
biete allgemein-staatlicher  Angelegenheiten  und  verursachen 
durch  diese  ihre  zentrifugale  Organisation  eine  Schwerfällig- 
keit im  Funktionieren  der  Staatsmaschine.  In  den  westlichen 
Staaten  bildet  sich  zwar  ein  absolutes  Regime  aus ,  zu  dem 
es  in  Polen  nicht  gekommen  ist,  nicht  aber  etwa  aus  dem 
Grunde,  daß  dort  die  Furcht  vor  dem  absolutum  dominium 
geringer  wäre  als  in  Polen,  sondern  weil  dort  das  Verhältnis 
der  Hauptelemente  der  Staatsgewalt  zueinander  ein  anderes 
war    als   in    Polen.    Aber   wie    einerseits    dieser    Absolutismus 


-     65     — 

wirksamer  als  die  polnische  Staatsgewalt  die  Auswüchse  der 
sozialen  Anarchie  unterdrücken  konnte,  brachte  er  andrerseits 
die  Anarchie  von  oben,  die  Anarchie  der  Staatsbehörden  selbst. 
Das  Prinzip  der  Wahlmonarchie,  das  manchen  Orts  durch 
längere  Zeit  beibehalten  wurde,  konnte  die  Erstehung  und 
die  Stärkung  des  Absolutismus  im  Westen  nicht  hindern:  es 
ist  dasselbe  Prinzip,  das  man  unrichtig  als  eine  besondere 
Eigenart  der  polnischen  Einrichtungen  und  als  eine  der  Haupt- 
ursachen der  ungenügenden  Befestigung  einer  starken  Regie- 
rungsgewalt in  Polen  betrachtet.  Ebensowenig  läßt  sich  nur 
auf  Polen  der  Vorwurf  von  ungenügender  Entwicklung  und 
Differenzierung  der  Ämterorganisation  anwenden:  denn  auch 
manche  andere  Staaten,  die  übrigens  eine  starke  innere  Struktur 
aufweisen,  stehen  in  dieser  Beziehung  mit  Polen  auf  gleichem 
Fuß.  Dieselben  Betrachtungen  ergeben  sich  auch  bei  Behand- 
lung der  sozialen  Zustände.  Die  privilegierte  Stellung  des  Adels, 
die  sich  hauptsächlich  in  der  Steuerfreiheit  und  dem  fast  aus- 
schließlichen Zutritt  zu  den  wichtigeren  Staatsämtern  offenbart, 
kommt  in  dieser  Zeit  nicht  nur  in  Polen  vor.  sondern  auch  in 
vielen  anderen  Staaten.  Die  Beschränkungen  der  städtischen 
Autonomie  —  ein  Mangel,  der  mit  besonderem  Nachdruck  nur 
in  bezug  auf  Polen  betont  wird  —  reichen  in  Polen  nicht  so 
weit,  wie  in  anderen  damaligen  Staaten,  die  an  der  Spitze  der 
Zivilisation  und  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  schreiten : 
in  der  Wirklichkeit  kamen  sie  nach  Polen  erst  aus  jenen 
westlichen  Ländern  als  ein  fertiges  und  nachgeahmtes  Vor- 
bild. Und  ebenso  iot  einer  der  Krebsschäden  der  damaligen 
sozialen  Verfassung  —  die  Bauernuntertanschaft  mit  allen 
ihren  rechtlichen  und  wirtschaftlichen  Einschränkungen  und 
Belastungen  der  bäuerlichen  Bevölkerung  —  ein  ausländisches 
Produkt,  das  nach  Polen  importiert  wurde,  und  zwar  als  solches, 
das.  einmal  hierher  eingeführt,  durchaus  seine  Gattung  auf  eine 
ärgere  als  im  Westen  nicht  änderte. 

Alle  diese  Verfassungsmängel,  wie  wir  sie  auffassen 
und  beurteilen,  sie  vom  heutigen  Standpunkt  aus  betrachtend, 
finden  sich,  insofern  sie  in  Polen  bis  zum  Untergang  der 
polnischen  Republik  oder  nur  bis  zu  den  dem  Untergang 
vorangehenden  Jahren  bestehen  blieben,  im  überwiegenden 
Teile   durch  diese  ganze  Zeitperiode   auch  in  anderen 
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westlichen  Staaten:  manche,  wie  z.  B.  die  Beschränkungen 
der  städtischen  Autonomie,  die  Bauernuntertanschaft,  hie  und 
da  auch  der  Mangel  an  zentralen  Vertretungsorganen  usf.. 
ragen  sogar  in  spätere  Zeiten,  in  die  Periode  nach  der  Tei- 
lung Polens  hinein.  In  nur  sehr  wenigen  Richtungen 
läßt  sich  hier  eine  frühere  Reform  im  Westen  fest- 
stellen, z.  B.  die  Abschaffung  der  Wahlmonarchie  —  in  Böh- 
men oder  Ungarn  —  schon  im  Laufe  des  XVII.  Jahrhunderts; 
aber  auch  hier  ist  dieses  Verfassungsgebrechen  durch  einen 
bedeutenden  Teil  der  hier  betrachteten  Zeitperiode,  d.  i.  der 
letzten  drei  Jahrhunderte  der  Republik,  vorherrschend.  In 
mancher  anderer  Hinsicht  fällt  die  Zeit  der  Durch- 
führung einer  Reform  in  Polen  ganz  genau  oder  fast 
genau  mit  dem  Augenblick  der  Durchführung  einer 
analogen  Reform  im  Westen  zusammen.  Im  Jahre  1789  fällt 
die  Steuerfreiheit  des  französischen  Adels  und  in  demselben  Jahre 
wird  die  Besteuerung  des  polnischen  durchgeführt;  im  Jahre 
1781  schafft  Josef  II.  die  Leibeigenschaft  ab,  zehn  Jahre  später 
wird  in  Polen  eine  Konstitution  beschlossen ,  welche  die  volle 
persönliche  Freiheit  des  Bauern  anerkennt.  Es  sind  auch  Re- 
formen in  Polen  vorgekommen,  welche  entsprechende 
Änderungen  im  Westen  überholten,  z.  B.  die  Übertragung 
wichtiger  militärischer  Funktionen  des  zentrifugalen  Landtags- 
organs auf  den  Reichstag,  die  schon  im  Jahre  1717  angeordnet 
wurde,  womit  die  Übertragung  solcher  Funktionen  von  den 
Landtagen  auf  staatliche  Organe  in  den  Habsburger  Ländern 
zusammengestellt  werden  kann,  die  aber  dort  erst  unter  Maria 
Theresia  vollzogen  wurde;  oder  die  große  Städtereform  der 
April-Konstitution  vom  Jahre  1791,  welche  in  der  Ausgestaltung 
der  vollen  Autonomie  der  Städte  alles  überholte,  was  in  dieser 
Richtung  in  jenen  Zeiten  in  vielen  anderen  westlichen  Staaten 
vorhanden  war. 

Wir  haben  durchaus  nicht  die  Absicht  zu  leugnen,  daß  in 
dieser  oder  jener  Richtung  die  Zustände  in  Polen  sich 
weniger  günstig  gestaltet  haben,  als  in  anderen  west- 
lichen Staaten.  Um  nicht  mehr  das  liberum  veto  zu  berühren, 
das  zu  den  eigenartigen  polnischen  Verfassungsgebilden  gehört, 
wollen  wir  hier  die  Aufmerksamkeit  vor  allem  auf  eine  zweifel- 
los   abträgliche    Erscheinung   lenken,    welche    scharf   von    den 
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damaligen  westlichen  Einrichtungen  abweicht:  auf  das  locker 
gewordene  Abhängigkeitsverhältnis  der  staatlichen  Organe  der 
obersten  Königsgewalt  gegenüber.  Fügen  wir  aber  gleich 
hinzu,  daß,  wie  das  liberum  veto  schon  in  den  Anfängen  der 
Stanislauschen  Epoche  stark  eingeschränkt  und  zu  Ende  der- 
selben ganz  aufgehoben  wurde,  so  auch  der  lockere  Bau  der 
Staatsmaschine  durch  die  Einsetzung  der  „Warte"  im  Jahre 
1791  einer  gründlichen  Ausbesserung  unterzogen  worden  ist.  Es 
sei  auch  betont,  daß  eine  ganze  Reihe  weiterer  Unter- 
schiede zwischen  den  polnischen  Verfassungszuständen  und 
jenen  des  Westens,  wenn  sie  auch  formell  einen  Anlaß  zu  einer 
abfälligen  vergleichenden  Kritik  der  polnischen  Einrichtungen  ab- 
geben würden,  in  der  Praxis  keine  weitergehende  Bedeutung 
hatten:  trotz  der  verschiedenen  formellen  Grundsätze  gestaltete 
sich  das  Leben  hier  und  dort  mehr  oder  weniger  in  derselben 
Weise  und  Form.  Die  Städte  hatten  zwar  in  Polen  keine  solche 
Vertretung  im  Reichstag,  wie  sie  in  anderen  Staaten  dem  Städte- 
bürgertum zuerkannt  wurde;  aber  dieser  Einfluß  war  im  Westen 
in  der  Regel  so  bedeutungslos,  daß  er  fast  einem  vollkommenen 
Ausschluß  der  Städte  von  den  ständischen  Versammlungen  gleich 
war.  Wohl  existierte  in  Polen  seit  dem  Ausgange  des  Mittelalters 
das  Verbot  des  Erwerbs  und  Besitzes  von  Landgütern  durch 
die  Städter,  aber  infolge  der  Privilegierung  gewisser  wichtigeren 
Städte  und  der  leichten  Möglichkeit  der  Erlangung  eines  dortigen 
Bürgerrechtes  wurde  allen  wirtschaftlich  stärkeren  Individuen 
des  Städtebürgertums  der  Erwerb  von  Landbesitz  ermöglicht. 
Wohl  hatten  in  Polen  die  Privatuntertanen  kein  Appellations- 
recht vom  patrimonialen  Gericht  der  Herren  an  die  staatliche 
Gewalt,  wie  es  in  Deutschland  der  Fall  war,  aber  in  Deutsch- 
land war  dieses  Recht  ohne  größere  Bedeutung  angesichts  der 
Familienbande  und  der  ständischen  Zusammengehörigkeit,  die 
die  Herren  mit  den  Vertretern  der  Behörden  vereinten.  Wohl 
wurde  in  Polen  den  Herren  das  Recht  zuerkannt,  die  Untertanen 
zu  Tode  zu  verurteilen,  während  anderswo  (jedenfalls  nicht 
überall)  es  zu  einer  ausdrücklichen  Festsetzung  eines  so  weit 
gehenden  Rechtes  nicht  gekommen  ist;  trotzdem  aber  gibt  es 
keine  Spuren,  daß  die  polnischen  Herren  in  der  Tat  von  diesem 
Recht  Gebrauch  machten,  hingegen  gibt  es  Beweise,  daß  es  dort, 
wo  diese  Vorschrift  formell  nicht  galt,  angewendet  wurde. 

5* 
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Fügen  wir  noch  hinzu,  daß  die  polnischen  Vor- 
fassungsgrundsätze —  selbst  in  abstracto  beurteilt  —  in 
mancher  Einzelheit  sich  als  vollko  mmener  im  Vergleich 
mit  jenen,  die  gleichzeitig  im  Westen  bindend  waren,  darstellen. 
Wenn  das  Institut  der  Landtage  mit  den  von  ihnen  ver- 
richteten Funktionen  die  Zerschlagung  und  Dezentralisierung 
der  einheitlichen  Aktion  der  Staatsmaschine  verursacht  hat, 
so  gab  es  doch  in  Polen  ein  zentrales  Organ  höheren  Grades 
für  das  ganze  Reich,  und  zwar  den  mit  den  Landtagen  organisch 
verbundenen  Reichstag,  der  die  nachteiligen  Folgen  eines 
solchen  Zustandes  erheblich  verringerte;  im  Westen  aber  gab 
es  Länder,  wo  es  über  den  Provinzialständen  kein  entsprechendes 
zentrales  Organ  gab,  das  sie  in  ein  organisches  Granzes  verei- 
nigte. Sehr  deutlich  treten  jene  günstigeren  Eigenschaften  der 
polnischen  Verfassung  besonders  auf  dem  Gebiete  der  sozialen 
Zustände,  in  der  Organisation  des  Städtebürgertums  und  der 
Bauern  zutage.  Es  wurde  in  Polen  nicht,  wie  anderswo,  das 
volle  Recht  der  staatlichen  Organe  in  bezug  auf  unmittelbare 
Ernennung  der  städtischen  Organe  anerkannt,  umso  weniger 
wurden  diese  Organe  ganz  abgeschafft,  wie  es  in  manchen 
anderen  Staaten  der  Fall  war.  Man  unterwarf  die  Gemeinde- 
räte der  Aufsicht  der  Starosten,  aber  in  die  innere  Zusammen- 
setzung dieser  Behörden  wurden  keine  königlichen  Organe  hinein- 
gedrängt wde  anderswo.  Und  es  wurden  diesen  Behörden  ihre 
wichtigsten  Funktionen,  das  Recht  der  Leitung  der  internen 
städtischen  Angelegenheiten  durch  „Willküre*' .  die  Gerichts- 
und Polizeigewalt  nicht  entzogen,  wie  dies  in  anderen  Ländern 
geschah,  wo  diese  Funktionen  im  ganzen  oder  zumindest  zum 
Teil  auf  rein  königliche  Organe  übertragen  wurden.  Ebenso 
auf  dem  Gebiete  der  Bauern  Verhältnisse :  das  Band,  das  den 
Bauern  mit  der  Scholle,  auf  der  er  sitzt,  vereint,  ist  fester 
in  Polen  als  im  nächsten  Westen,  und  der  Umfang  sowohl 
der  Robotpflicht  als  auch  der  verwandten  Leistungen,  wie  des 
Hofdienstes,  erreicht  in  Polen  nicht  jene  Grenzen,  die  hie  und 
da  im  Westen  festgesetzt  wurden.  Wollte  man  auf  Grund  von 
Vergleichungen  aus  diesen  Details  Schlußfolgerungen  ziehen, 
so  müßte  man  in  mancher  Hinsicht  Polen  als  ein  für  andere 
Staaten  nachahmungswertes  Modell  hinstellen  und  ihnen  den 
Vorwurf  nicht   ersparen,  daß  sie  es  nicht  kopiert  haben. 
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Besonders  noch  wollen  wir  im  Zusammenhang  mit  diesen 
Betrachtungen  die  Bedeutung  der  Reformen  des  Großen 
Reichstags  hervorheben,  insbesondere  seiner  Großen  April- 
und  Mai-Konstitutionen.  Sie  waren  —  um  ein  früher  schon  an 
anderer  Stelle  von  uns  ausgesprochenes  Urteil  zu  wiederholen  — 
eine  Reform  der  polnischen  Verfassung  in  capite  et  in  membris, 
und  dies  sowohl  auf  dem  Gebiete  der  staatsrechtlichen  Ver- 
hältnisse wie  auch  der  sozialen  Organisation.  Sie  haben  den 
ständischen  Charakter  des  Reichstags  erschüttert,  indem  sie 
die  Landboten  als  Vertreter  des  gesamten  staatlichen  Interesses 
anerkannten  und  im  Zusammenhang  damit  verboten,  die  Land- 
boten mit  Instruktionen  auszustatten  und  das  liberum  veto 
gänzlich  abschafften.  Sie  befestigten  die  Grundlage  des  König- 
tums durch  Einführung  der  Erblichkeit  des  Thrones,  anderer- 
seits durch  Organisierung  der  „Warte"  ermöglichten  sie  die 
Bildung  einer  starken  monarchischen  Regierung,  indem  sie 
gleichzeitig  eine  Institution,  die  oft  die  Tätigkeit  der  Königs- 
gewalt lahmlegte,  und  zwar  die  Konföderationen,  beseitigte. 
Dem  Städtebürgertum  gewährten  sie  nicht  nur  eine  gewisse  Teil- 
nahme am  Reichstag  und  den  obersten  Regierungsbehörden,  be- 
seitigten nicht  nur  seine  ständischen  Einschränkungen,  indem 
sie  ihm  den  Zutritt  zu  den  Ämtern  sicherten,  die  Erreichung  von 
Oftiziersgraden  und  das  Recht  des  Erwerbs  von  Landgütern  ge- 
währten, sondern  stellten  das  Reclit  der  städtischen  Selbstverwal- 
tung in  seiner  vollen  Ausdehnung  und  ohne  Einschränkungen  von 
wesentlicher  Bedeutung  wieder  her.  Die  ländliche  Bevölkerung 
endlich,  wenn  sie  sie  auch  von  den  Fesseln  der  Untertanschaft 
nicht  befreien  konnten,  anerkannten  sie  als  freies  Bürgertum, 
gewährten  ihr  Rechtsschutz  und  zeigten  zugleich,  geradezu  pro- 
grammäßig, den  Vertragsweg  als  Mittel,  durch  welches  in  der 
Zukunft  die  Lage  der  Bauern  sich  einrichten  ließe  außerhalb 
des  Rahmens  der  Untertanschaft.  Betrachten  wir  die  Reform 
als  Gesamtheit  und  stellen  sie  mit  den  zeitgenössischen  Einrich- 
tungen anderer  westlicher  Staaten  —  etwa  mit  der  einzigen  Aus- 
nahme Frankreichs ,  das  sich  gründlich  im  Revolutionsfouer 
umbildete  —  zusammen,  so  finden  wir  kein  wesentliches  Moment, 
in  welchem  das  neu  eingerichtete  Polen  hinter  anderen  Staaten 
zurückgeblieben  wäre.  Die  Reformen  enthielten  aber  auch  viele 
Punkte,  in  denen  man  einen  Teil  anderer  Staaten  überholte  und 
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in  denen  die  Morgenröte  durchaus  neuer  Ideen  dämmerte,  welche 
diese  Staaten  in  der  Tat  erst  später  verwirklicht  haben .  z.  B. 
die  Anerkennung  des  Reichstages  als  Vertretung  allgemeiner 
Staatsinteressen  oder  die  durch  und  durch  liberale,  von  dem 
Geist  der  Aufrichtigkeit  beseelte  Reorganisation  der  städtischen 
Selbstverwaltung. 

Um  aber  —  vorderhand  —  von  der  Reform  des  Vierjährigen 
Reichstags,  deren  Bedeutung  nach  Ansicht  vieler  dadurch  ver- 
mindert wird,  daß  es  schon  keine  Zeit  und  keine  Möglichkeit 
gab,  sie  in  der  Praxis  durchzuführen,  abzusehen  und  nur  jene 
Verfassungsrahmen  zu  betrachten,  die  vor  der  Reform  exi- 
stierten und  in  denen  die  drei  letzten  Jahrhunderte  ihre  Existenz 
verlebten,  wollen  wir  schließlich  die  Frage  stellen,  zu  dem  Aus- 
gangspunkt dieser  Betrachtungen  zurückkehrend:  War  in  der 
Tat  diese  Verfassung  Polens  eine  so  schlechte  und  gebrechliche, 
eine  so  mangelhaft  gebaute,  daß  sie  dazu  nicht  ausreichte,  dem 
Reiche  Lebensbedingungen  zu  sichern,  daß  somit  in  den  Mängeln 
dieser  Verfassung  die  Haupt-,  wenn  nicht  die  ausschließliche  Ur- 
sache des  Untergangs  Polens  steckt?  Die  Antwort  darauf  wird 
das  Ergebnis  und  die  Synthese  der  einzelnen  Zusammenstellungen 
sein,  die  wir  vorher  gegeben  haben.  Aus  diesen  Zusammenstel- 
lungen ergibt  sich  zweifeUos  und  notwendig  eine  verneinende 
Antwort.  Wohl  w^ar  Polen  kein  „Christus  unter  den  Völkern'', 
aber  es  war  nicht  die  Stätte  des  Unrechts,  der  Reaktion  und 
des  Verfalls;  und  ebenso  seine  Verfassung  in  den  letzten 
drei  Jahrhunderten  —  wenn  sie  auch  keine  ausgezeichnete 
war  und  die  Verfassungen  damaliger  Staaten  nicht  überragte, 
stützte  sich  andrerseits  nicht  auf  Grundsätze  ,  in  denen  man 
—  auf  der  Grundlage  der  damaligen  Zustände  —  Merk- 
male einer  besonderen  Unvollkommenheit ,  einer  bedeutenden 
Minderwertigkeit  jenen  Verfassungen  gegenüber  linden  könnte. 
Es  war  im  allgemeinen  die  Durchschnittsverfassung  des 
damaligen  westeuropäischen  Staates.  Die  Hauptgrund- 
sätze, auf  denen  sie  aufgebaut  war.  die  Rahmen,  die  sie 
umfaßten .  waren  dieselben  oder  zumindest  ähnliche  wie 
anderwärts.  Das  will  nicht  bedeuten,  daß  sie  nur  eine  Kopie, 
eine  getreue  Nachahmung  dessen,  was  anderswo  existierte, 
war,  im  Gegenteil,  sie  besitzt  ihre  eigene  Individualität, 
die  sich    zum  Teil    in  der  Schaffung   mancher  eigener,    ander- 
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wärts  unbekannter  Institutionen,  zum  Teil  in  der  Umbildung; 
gemeinsamer  Grundsätze  bekundet,  die  man  den  lokalen  Be- 
dürfnissen, dem  Niveau  und  Gesichtskreis  der  polnischen 
nationalen  Seele  anpaßte.  Aber  dieser  Individualismus  der  Ver- 
fassung nimmt  ihr  nicht  und  verwischt  nicht  ihre  allgemeinen 
Merkmale  einer  westeuropäischen  Verfassung.  Und  es  konnte 
auch  nicht  anders  sein:  denn  die  Hauptgrundlagen  und  Be- 
dingungen des  kulturellen,  wirtschaftlichen  und  politischen 
Lebens  waren  in  Polen  in  vielen  Beziehungen  dieselben,  wie 
sie  in  anderen  Staaten  waren;  sie  mußten  daher  in  der  ihnen 
angepaßten  Verfassung  Ähnlichkeiten,  ja  sogar  Gleichheiten 
hervorbringen.  Mit  dem  allem  muß  seitens  der  Historiosophie 
bei  Bewertung  der  polnischen  Verfassungsgrundsätze,  insbe- 
sondere aber  bei  Beurteilung  des  Problems  der  Schuld  an  dem 
Untergange  Polens  sehr  ernst  gerechnet  werden.  Die  meisten 
dieser  Mängel  der  polnischen  Verfassung,  denen  man  heute 
gemeiniglich  die  Bedeutung  der  Ursachen  dieses  Unterganges 
beimißt,  sind  Mängel,  welche  auch  in  der  Verfassung  anderer 
damaliger  Weststaaten  steckten.  Mit  diesen  Mängeln  haben 
jene  Staaten  das  XVIII.  Jahrhundert  überlebt,  und 
nachdem  sie  nachher  den  Reformgedanken  im  richtigen  Augen- 
blick aufgenommen  hatten,  blieben  sie  bis  zum  heutigen  Tage 
bestehen  und  werden  noch .  wer  weiß  wie  lange .  bestehen 
bleiben,  oft  als  mächtige  Organisationen,  die  an  der  Spitze  der 
Menschheit  schreiten;  wo  ist  nun  da  eine  feste  Begrün- 
dung für  die  Behauptung,  daß  dieselben  Verfassungs- 
mängel in  Polen  des  XVIII.  Jahrhunderts  seinen  Unter- 
gang in  dieser  Zeit  herbeiführen  mußten,  zu  finden? 
Um  aber  wiederum  dasjenige  zu  berücksichtigen,  was  zum 
Unterschied  von  den  westlichen  Verfassungen  individuelle  Eigen- 
schaft der  polnischen  bildete .  wollen  wir  daran  erinnern,  daß 
es  in  Polen  nicht  nur  Einrichtungen  gibt,  die  bei  AVrgleieh 
als  ärgere  Dinge  auftreten,  sondern  daß  es  auch  solche  gibt, 
welche  die  polnische  Verfassung  in  günstigerem  Lichte  den 
anderen  gegenüber  erscheinen  lassen.  Sollen  doch  wenig.stens 
diese  günstigen  Erscheinungen  bei  Zusammenstellung  der  Schuld- 
bilanz und  der  angeblichen  Ursachen  des  Unterganges  Polens 
in  Betracht  gezogen  werden;  sie  werden  sicher  zur  Milderung 
des  Urteils  beitragen,  was  immer  wir  auch  über  die  besonderen 
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nachteiliiren  Eip;entüniliehkoiten  der  polnischen  Verlassung 
denken  niöcjen.  (^b  wir  aber  mit  Recht  annehmen  dürfen,  daß 
gerade  sie  den  Fall  des  Staates  verursacht  haben .  ist  eine 
Frage ,  die  zuungunsten  Polens  nicht  zu  rasch  und  nicht  mit 
vorgefaßter  Eingenommenheit  beantwortet  werden  darf.  Hat 
Polen  das  liberum  veto  zu  Fall  gebracht,  dasselbe  liberum  veto, 
das  die  polnische  Republik  selbst  nicht  im  Augenblick  seines 
größten  Aufblühens,  in  der  Periode,  wo  die  Reichstage,  der  eine 
nach  dem  anderen .  gesprengt  wurden ,  nicht  zu  Fall  bringen 
konnte;  dasselbe  liberum  veto,  dem  fast  dreißig  Jahre  vor  dem 
endgültigen  Fall  Polens  die  Spitze  abgebrochen  wurde,  so  daß  es 
die  ganze  Stanislausche  Periode  hindurch  nicht  nur  die  regel- 
mäßige Tätigkeit  der  Reichstage  nicht  hemmt,  sondern  auch  die 
volle,  allseitige  Entwicklung  der  Gesetzgebung,  die  sich  bei  weitem 
lebhafter  gestaltete  als  irgendwann  früher,  nicht  aufzuhalten 
vermag?  Ist  etwa  Polen  infolge  des  Mangels  einer  genügenden 
Organisation  der  Regierungsgewalt  gefallen,  wenn  gerade  die 
ganze  Stanislausche  Periode  hindurch  die  Angelegenheit  der 
Organisierung  der  Regierangsorgane,  insbesondere  der  zentralen, 
aber  auch  der  niedrigeren ,  raschen  Fortschritt  macht  und 
immer  vollkommenere  Formen  annimmt,  bis  zur  Organisierung 
der  „Warte",  die  in  mancher  Hinsicht  der  Verfassung  heutiger 
Ministerien  sich  nähert?  Werden  sich  außer  diesen  noch  andere 
rein  polnische  Verfassungsgebrechen  ßnden .  die  man  zu  den 
Ursachen  zählen  kijnnte .  welche  über  den  Mangel  an  Lebens- 
fähigkeit im  polnischen  Staatsorganismus  unwiderleglich  ent- 
scheiden würden? 

In  der  Suche  nach  diesen  Ursachen  werden  wir  uns  sicher 
vor  der  Utopie  hüten,  in  die  manche  verfallen  sind,  als  ob 
Polen  einmal  in  den  geschaffenen  Verfassungsrahmen  ver- 
steinert, aus  sich  heraus  dieselben  entsprechend  umzubilden 
nicht  vermoclit  hätte,  den  neuen,  im  Laufe  der  Zeit  erstehenden 
Bedürfnissen  und  den  wechselnden  Verhältnissen  des  nationalen 
Lebens  Rechnung  tragend.  Um  nicht  wieder  an  die  Ereignisse 
des  XVI.  oder  XVII.  Jalirhunderts.  die  oft  ein  richtiges,  diesen 
Bedürfnissen  entgegengebrachtes  Verständnis  und  rasches  An- 
passungsvermögen bezeugen,  zu  erinnern,  wollen  wir  nur  an 
die  dreißigjährige  Periode  der  immer  wiederkehrenden,  oft  tiefer 
eingreifenden  Reformen  unter  Stanislaus  August  erinnern,  jener 
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Periode,  die  schließlich  mit  dem  großen  Werke  des  Vierjährigen 
Reichstags  und  seiner  Mai-Konstitution  endete.  Auf  die  Raben- 
stimmen, daß  „Polen  mit  seiner  mittelalterlichen  Verfassung 
gefallen  ist"  und  daß  es  —  zu  Reformen  unfähig  —  „ein-  für 
allemal  gefallen  ist",  ist  diese  Konstitution  eine  würdige  und 
niederschmetternde  Antwort. 

So  sollen  wir  doch  endlich  ein  gerechtes  Urteil  über  die 
polnische  Staatsverfassung  über  uns  bringen.  Worin  in  der 
Tat  ihre  Formen  als  mangelhaft  sich  darstellen,  darin  werden 
wir  ihr  eine  begründete,  gerechte  Kritik  nicht  ersparen.  Aber 
belasten  wir  sie  nicht  mit  A' orwiirfen  deshalb,  daß  sie,  zu  einem 
früheren  Evolutionsstadium  gehörend,  nicht  eine  so  ausge- 
zeichnete war,  wie  es  die  Verfassungen  der  Staaten,  die  im 
heutigen  Evolutionsstadium  leben,  sind.  Und  verdammen  wir 
sie  nicht  lediglich  aus  diesem  Grunde,  daß  sie  sich  nicht  grund- 
sätzlich und  scharf  von  dem  allem  losgerissen  hat.  was  die 
Verfassung  anderer  zeitgenössischer,  in  denselben  Entwicklungs- 
bedingungen lebender  Staaten  ausmachte.  Wie  jenen  Staaten 
ihre  damalige  Verfassung  zum  Leben  und  zur  Sicherung 
der  Lebensbedingungen  für  die  Zukunft  genügte,  so  konnte 
auch  die  polnische  Verfassung  diesem  Staate  für  dieselben 
Zwecke  ausreichen.  Die  polnische  Verfassung  war  also 
—  in  der  damaligen  Zeit  —  ein  im  allgemeinen 
positiver  Wert;  und  dadurch  muß  sie  heute,  obwohl 
sie  jetzt  in  den  geänderten  Bedingungen  keinen  praktischen 
Wert  hätte,  der  polnischen  Nation  ein  ehrwürdiges 
und  geachtetes  Andenken  an  ihre  geschichtliche  Ver- 
gangenheit sein,  an  das  man  wegen  des  seinerzeit  von  ihm 
geleisteten  Dienstes  mit  Anerkennung  und  Ehrfurclit  heran- 
treten soll  und  nicht  mit  vorgefaßter  Eingenommenheit  und 
Verdammung.  Diese  Verdammung  ist  umso  unbegründeter,  als 
die  Auffassung,  in  den  Mängeln  der  polnischen  Ver- 
fassung stecke  die  w^esentliche  Ursache  des  Unter- 
gangs Polens,  sich  als  falsch  erwiesen  hat. 


Wir  haben  die  Frage  erschöpft,  die  einen  Teil  des  großen 
historiosophischen  Problems  bildet,  welches  seit  fast  anderthalb 
Jahrhunderten  in  der  polnischen  und  ausländischen  Geschicht- 

Balzer,  Aus  Problemen  der  Verfassungsgoschichte  Poleus.  (J 
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Schreibung  behandelt  wird :  AVas  war  die  eigentliche,  wesentliche 
Ursache  des  Unterganges  der  polnischen  Staatlichkeit?  Es 
traten  dabei  zutage :  in  der  ausländischen  Geschichtschreibung 
zumeist  die  ausdrückliche  Tendenz,  die  Schuld  an  dem  Untergange 
Polens  Polen  selbst  beizumessen;  in  der  polnischen  eine  gewisse 
schamhafte  Furcht,  die  Ursachen  dieses  Ereignisses  außerhalb 
Polens,  in  der  Gestaltung  der  äußeren  Verhältnisse  der  Teilungs- 
periode selbst  zu  suchen.  Und  so  kamen  beide  Lager,  besonders 
in  den  letzten  Jahrzehnten,  in  der  Auffassung  zusammen,  daß 
diese  Ursachen  in  Polen  selbst  zu  suchen  sind:  sei  es  in  gewissen, 
von  selbst  gegebenen  Bedingungen  seines  geschichtlichen  Lebens, 
sei  es  —  was  schlimmer  ist  —  in  Umständen,  die  offensichtlich 
von  ihm  selbst  verschuldet  worden  sind.  Ein  Seitonstiick  zu 
dieser  letzten  Behauptung  ist  die  Auffassung,  die  entweder 
klar  ohne  Umschweife  ausgesprochen  wird  oder  vermutungsweise 
herauszufühlen  ist:  der  Fall  Polens  sei  eine  Abbüßung  seiner 
eigenen  Schuld.  Die  Bemerkungen,  die  wir  hier  zusammengebracht 
haben,  haben  nur  in  bezug  auf  eine  Prämisse  dieser  ganzen 
Auffassung  bewiesen,  daß  sie  unbegründet  ist,  und  zwar  jener, 
daß  die  Ursache  des  Falles  Polens  in  den  polnischen  Verfassungs- 
zuständen  liege.  Den  Wert  und  die  Richtigkeit  anderer  Prämissen 
zu  prüfen,  beabsichtigten  wir  nicht,  auch  fehlt  uns  dazu  die 
Legitimation.  Aber  schon  dieses  teilweise  Ergebnis,  zu  dem  wir 
gelangt  sind,  hat  für  die  Beurteilung  der  ganzen  Frage  eine 
erstklassige  Bedeutung,  weil  doch  die  Verfassungszustände 
naturgemäß  eine  der  wesentlichsten  Bedingungen  der  Lebenskraft 
eines  Staates  sind;  sie  fallen  daher  am  stärksten  ins  Gewicht, 
wenn  es  sich  um  die  Lösung  des  oben  bezeichneten  Problems 
handelt.  Nicht  ohne  Grund  also  hat  die  Gescliichtschreibung, 
insbesondere  die  neuere,  stets  —  Polen  die  Verschuldung  seines 
Falles  zuschreibend  —  die  Mängel  der  polnischen  Verfassung 
ausschließlich  oder  zumindest  sehr  stark  und  in  erster  Linie  betont. 
Wenn  die  vorhergehenden  Ausführungen,  daß  es  nicht  angeht, 
in  diesen  ]\lHngeln  die  Ursachen  des  Unterganges  der  polnischen 
Republik  zu  sehen,  begründet  sind,  so  wird  ein  bedeutender 
Teil  des  Schuklproblems  in  verneinendem  Sinne  für  erledigt 
gehalten  werden  müssen.  Über  andere  Einzelheiten  des  Problems 
mögen  Andere,  Berufenere  urteilen.  Was  aber  mit  dem  unscharfen 
Auge  des  Laien  erblickt  werden  kann,    soll  hier  doch  hervor- 
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gehoben  werden,  und  zwar,  daß  auch  jene  anderen  angeb- 
lichen Ursachen  zum  Teil  von  vornherein  ausgeschlossen  werden 
müssen,  zum  Teil  Gegenstand  völlig  entgegengesetzter  Beur- 
teilungen seitens  der  Geschichtsehreiber  selbst  sind  und  daher 
ihre  Beweiskraft   einbüßen. 

Man  nahm  zum  Beispiel  an,  daß  Polen  seine  Staatlich- 
keit wegen  seiner  ungünstigen  geographischen  Lage  nicht  be- 
wahren konnte,  da  es  zu  überwiegendem  Teile  offene  Grenzen 
gegen  den  Feind  hatte.  Abgesehen  aber  von  den  neueren 
Forschungen,  welche  zeigen,  daß  das  Gebiet  der  Republik  eben 
ein  für  sich  geschlossenes  geographisches  Ganzes  bildete,  muß 
doch  noch  hinzugefügt  werden ,  daß  manche  andere  Staaten 
mit  offenen  Grenzen  —  um  nur  an  das  Großfürstentum  Mos- 
kau zu  erinnern  —  nicht  nur  ihre  Existenz  bewahrt,  sondern 
sogar  in  gewaltige  Staaten  sich  umzubilden  vermocht  haben. 
Man  glaubte,  daß  die  Ursache  des  Unterganges  Polens  die  den 
Slaven  angeborene  Unfähigkeit,  eine  stärkere  staatliche  Or- 
ganisation zu  bilden  und  festzuhalten,  war;  dabei  hat  man  aber 
übersehen,  daß  Polen  selbst  eine  solche  starke  Organisation, 
sogar  trotz  großer  äußerer  Schwierigkeiten ,  selbst  von  sich 
heraus  nicht  nur  gebildet,  sondern  auch  durch  längere  Zeit 
gewahrt  hatte,  daß  auch  andere  slavische  Völker  durch  eine 
kürzere  oder  längere  Zeit  eine  solche  Organisation  zustande 
brachten  und  teilweise  sogar  in  einer  territorial  gewaltigen 
Monarchie  bis  zu  dem  heutigen  Tage  festhielten.  Man  nahm 
auch  an,  zu  weniger  grundsätzlichen  Dingen  übergehend,  daß 
den  Untergang  Polens  eine  irrige,  auf  ungünstige  Bündnisse  ge- 
stützte äußere  Politik  der  Teilungsperiode  verursacht  habe ; 
diese  Behauptung,  die  ein  namhafter  Historiker  aufgestellt 
hat,  wird  aber  von  einem  anderen  rücksichtslos  bekämpft, 
welcher  wiederum  glaubt,  daß  gerade  jenes  Bündnis  ein  Be- 
weis politischer  Klugheit,  daß  es  gerade  aus  vielen  Rücksichten 
angezeigt  und  heilbringend  gewesen  sei.  So  wanken  und  zer- 
fließen in  nichts  die  Prämissen,  auf  welche  die  Anschauungen 
über  die  in  Polen  selbst  liegenden  Ursachen  seines  Falles  gestützt 
werden,  eine  nach  der  anderen.  Und  doch  fällt  es  schwer,  aus 
dem  verzauberten  Kreise,  daß  nur  solche  Ursachen  Polen  zu 
Fall  gebracht  haben,  sich  loszumachen;  so  werden  auch  mit 
dem    Versagen    früherer    Auffassungen    neue    aufgestellt,    oft 
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ganz  wunderliche,  damit  nur  nicht  von  der  alten  These  abge- 
schwenkt werde.  Wurde  doch  jüngst  die  Behauptung  aufgestellt, 
daß  Polen  seine  staatliche  Existenz  gerettet  hätte,  wenn  es 
im  kritischen  Augenblick  ein  militärisches  Genie  hervorgebracht 
hätte,  das  es  zum  Siege  führen  würde.  AVenn  nur  soviel  Polens 
Schuld  daran  ist.  daß  es  dieses  Genie  nicht  hervorbrachte,  so 
darf  es  mit  ruhigem  Gewissen  diesen  Vorwurf  entgegennehmen. 
Daß  aber  in  der  Gruppe  dieser  Auffassungen  sogar  schon  solche 
Ansichten  auftreten,  ist  der  beste  Beweis,  wie  gebrechlich,  wie 
immer  mehr  unsicher  die  These  von  dem  durch  Polen  selbst 
verschuldeten  Untergange  seiner  Staatlichkeit  wird.  Und  es 
kann  nicht  vorausgesagt  werden,  ob  nicht  der  Augenblick  nahe 
ist,  wo  nach  so  vielen  mannigfaltigen,  mühseligen  Proben  der 
Begründung  jener  Anschauung,  nach  so  vielen  verwickelten, 
oft  sehr  feinen  iVusführungen,  die  man  ihrem  Beweise  widmete, 
man  nicht  doch  nach  der  alten  erprobten  Kolumbus-Methode, 
nach  der  nächstliegenden  und  einfachsten  Antwort  wird  greifen 
müssen:  daß  die  eigentliche  entscheidende  Ursache  des  Unter- 
ganges der  polnischen  Staatlichkeit,  daß  die  causa  efficiens 
dieses  Ereignisses  die  Eroberungssucht  der  vereinigten  und 
daher  überstarken,  zum  Verderben  Polens  verbündeten  Nach- 
barn gewesen  sei.  Und  dies  nicht  nur  in  dem  Sinne,  daß  dieser 
Untergang  durch  die  von  den  Nachbarn  vollzogenen  Teilungen 
unmittelbar  herbeigeführt  wurde;  aber  auch  in  diesem,  daß. 
wenn  die  Teilungen  nicht  zustande  gekommen  wären,  weder 
eine  geschichtliche  Notwendigkeit  des  Unterganges  existierte, 
noch  es  an  Voraussetzungen  fehlte,  daß  Polen  nach  Umbildung 
seiner  Einrichtungen  im  entsprechenden  Augenblick  in  gleichem 
Maße,  wie  es  andere  Staaten  getan  haben,  zusammen  mit  ihnen 
durch  weitere  Jahrhunderte  als  lebendiger  und  —  lebenskräf- 
tiger Organismus  weitergediehe. 


Druck  von  Oottlleb  GIstel  *  Cle.,  Wien,  III.,  Münzgasse  6. 


Druck  von  Oottlleh  GIstel  &  Cle.,  Wien,  in.,  MiinzKasse  6. 


3  9424  01234  6208 


I 


Universiey  o(  Bruish  Colu„,bia  Librar 

DUE  DATE 


;:-r»^=J^^'^ 


y'-^- 


^>»^ 


1     y^ 


\-.df. ' 


/.'  ^^'"'h 


Vi 


h' 


